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Nr 63 der Beilagen zum stenographischen Protokoll des Salzburger Landtages 
(4. Session der 15. Gesetzgebungsperiode) 

 

Vorlage der Landesregierung 

Gesetz vom .........................................................., mit dem ein Landesbediensteten-
Gehaltsgesetz erlassen und das Salzburger Landes-Beamtengesetz 1987, das 
Landesbeamten-Pensionsgesetz, das Landes-Vertragsbedienstetengesetz 2000, das 
Salzburger Landes-Personalvertretungsgesetz, das Salzburger Gleichbehandlungsgesetz, 
das Salzburger Kinderbetreuungsgesetz 2007 und das Allgemeine Landeshaushaltsgesetz 
geändert werden (Gehaltsreform-Gesetz) 

Der Salzburger Landtag hat beschlossen: 

Artikel I 

Landesbediensteten-Gehaltsgesetz – LB-GG 

Inhaltsverzeichnis 

Landesbediensteten-Gehaltsgesetz – LB-GG 

1. Abschnitt 
Zielsetzung und Anwendungsbereich 

 § 1 Zielsetzung 
 § 2 Anwendungsbereich 
 § 3 Begriffsbestimmungen 

2. Abschnitt 
Monatseinkommen und Pensionsbeitrag 

 § 4 Monatseinkommen und Sonderzahlung 
 § 5 Einkommensschema 
 § 6 Einreihungspläne 
 § 7 Modellstellen-Verordnung 
 § 8 Zuordnung zur Modellstelle 
 § 9 Zuordnungsänderung 
 § 10 Bewertungskommission 
 § 11 Verwendungsabgeltung 
 § 12 Vorrückung und Vorrückungsstichtag 
 § 13 Hemmung der Vorrückung 
 § 14 Leistungskomponente 
 § 15 Zulagen 
 § 16 Pensionsbeitrag 

3. Abschnitt 
Anfall, Einstellung, Kürzung und Entfall des Monatseinkommens 

 § 17 Anfall und Einstellung des Monatseinkommens 
 § 18 Fortzahlung während einer Präsenzdienstleistung 
 § 19 Auszahlung 
 § 20 Kürzung und Entfall des Monatseinkommens 
 § 21 Ansprüche der Vertragsbediensteten bei Dienstverhinderung 
 § 22 Ansprüche der Beamtin oder des Beamten bei Dienstverhinderung 
 § 23 Abzug von Beiträgen 
 § 24 Ersatz zu Unrecht empfangener Leistungen 
 § 25 Verjährung 
 § 26 Wiederaufnahme in den Dienststand 
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4. Abschnitt 
Nebengebühren 

 § 27 Arten der Nebengebühren, Pauschalierung 
 § 28 Nebengebühren bei Teilbeschäftigung und Dienstfreistellung 
 § 29 Überstunden- und Mehrstundenabgeltung 
 § 30 Abgeltung der Wochenend- und Feiertagstätigkeit 
 § 31 Journaldienstabgeltung 
 § 32 Bereitschaftsabgeltung 
 § 33 Gefahrenabgeltung 
 § 34 Erschwernisabgeltung 
 § 35 Besondere Abgeltungen für den medizinischen Bereich 
 § 36 Fahrtkostenzuschuss 
 § 37 Jubiläumszuwendung 
 § 38 Reisegebühren 

5. Abschnitt 
Weitere besoldungsrechtliche Bestimmungen 

 § 39 Vorschuss und Geldaushilfe 
 § 40 Sonderverträge 
 § 41 Erhöhung der Monatseinkommen 
 § 42 Pensionskassenregelung 
 § 43  Sachleistungen für Vertragsbedienstete, Sachleistungen ohne angemessene Vergütung 
 § 44 Optionsrecht 

6. Abschnitt 
Schlussbestimmungen 

 § 45 Dienstbehörde, Vertretung des Dienstgebers, Ermächtigung zur automationsunterstützten 
Datenverarbeitung 

 § 46 Verweisungen auf Bundesgesetze 
 § 47 Inkrafttreten und Übergangsbestimmung 
 
 Anlage 1 (zu § 4 Abs 1) Einkommensschema 1 (Verwaltungsbereich), Einkommensschema 2 (medi-

zinischer Bereich) und Einkommensschema 3 (Ärztinnen und Ärzte in Ausbildung) 
 Anlage 2 (zu § 7 Abs 3) Rahmen für abgestufte Anforderungsgrade 

1. Abschnitt 

Zielsetzung und Anwendungsbereich 

Zielsetzung 

§ 1 

Ziel dieses Gesetzes ist, eine für Beamtinnen und Beamte sowie Vertragsbedienstete gleiche und 
nicht diskriminierende Entlohnung sicherzustellen, die sich insbesondere an der Verwendung orientiert. 
Das Monatseinkommen soll im Regelfall alle mit einer Verwendung verbundenen Tätigkeiten abgelten, 
soweit nicht im Folgenden besondere Vergütungen vorgesehen sind. 

Anwendungsbereich 

§ 2 

(1) Soweit im Abs 2 nicht anderes bestimmt wird, ist dieses Gesetz auf folgenden Personenkreis an-
zuwenden: 

 1. Vertragsbedienstete, die ab dem 1. Jänner 2016 ein dem Landes-Vertragsbedienstetengesetz 2000 
(L-VBG) unterliegendes Dienstverhältnis begründen; 

 2. Beamtinnen und Beamte, die aus einem diesem Gesetz unterliegenden privatrechtlichen Dienst-
verhältnis in ein öffentlich-rechtliches Dienstverhältnis zum Land übernommen werden; 

 3. Beamtinnen und Beamte, die ab dem 1. Jänner 2016 in ein dem Salzburger Landes-
Beamtengesetz 1987 (L-BG) unterliegendes öffentlich-rechtliches Dienstverhältnis übernommen 
werden, wenn diesem Dienstverhältnis kein privatrechtliches Dienstverhältnis zum Land voran-
gegangen ist; 

 4. Personen, die eine wirksame Optionserklärung gemäß § 44 abgeben. 
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(2) Dieses Gesetz findet auf Richterinnen und Richter des Landesverwaltungsgerichtes keine An-
wendung.  

Begriffsbestimmungen 

§ 3 

Im Sinne dieses Gesetzes gelten als: 

 1. Bedienstete oder Bediensteter: Personen, auf die dieses Gesetz seinem Anwendungsbereich (§ 2) 
nach Anwendung findet; 

 2. Dienstverhältnis: privatrechtliches und öffentlich-rechtliches Dienstverhältnis zum Land Salz-
burg; 

 3. Dienstbehörde: die Landesregierung oder nach Maßgabe von § 2 Abs 2 des Salzburger Landes-
bediensteten-Zuweisungsgesetzes die Geschäftsführung der Gemeinnützigen Salzburger Landes-
kliniken Betriebsgesellschaft mit beschränkter Haftung (SALK); 

 4. Einkommensband: aus Einkommensstufen bestehende Einkommenstabelle, die einen Bestandteil 
des Einkommensschemas bildet; 

 5. Einkommensstufe: konkreter Eurowert, der einer oder einem Bediensteten innerhalb eines Ein-
kommensbandes auf Grund der Funktionserfahrung und der sonst angerechneten Vordienstzeiten 
gebührt; 

 6. Einreihungspläne: strukturierte Übersichten über sämtliche derzeit im Landesdienst bestehenden 
Modellstellen und -funktionen; 

 7. Einkommensschema: die in der Anlage 1 abgebildete, aus Einkommensbändern bestehende ta-
bellarische Auflistung der im Landesdienst ohne Abschluss von Sonderverträgen möglichen Mo-
natseinkommen der vollbeschäftigen Bediensteten; 

 8. Funktionserfahrung: die in einer Modellstelle oder -funktion verbrachte Zeit sowie jene Zeiten, 
die gemäß § 12 Abs 3 Z1 lit a als gleichwertige Beschäftigungszeiten angerechnet worden sind; 

 9. medizinischer Bereich: jene Bediensteten, die in folgenden Berufen tätig sind: 

 a) Ärztinnen oder Ärzte, die in einer Krankenanstalt (§ 1 Abs 1 Z 1 SKAG) beschäftigt werden; 

 b) gehobener medizinisch-technischer Dienst nach dem MTD-Gesetz; 

 c) Gesundheits- und Krankenpflege nach dem GuKG; 

 d) Hebammen; 

 d) medizinische Assistenzberufe und Trainingstherapeutinnen und -therapeuten nach dem 
MABG; 

 e) medizinisch-technischer Fachdienst und Sanitätshilfsdienst nach dem MTF-SHD-G. 

 10. Modellfunktion: Jede Modellstelle ist einer Modellfunktion zugeordnet. Diese kann aus einer, 
aber auch aus mehreren funktionell gleichartigen Modellstellen bestehen, die sich jedoch hin-
sichtlich der Anforderungen unterscheiden.  Folgende Modellfunktionen sind vorzusehen:  

 a) im Verwaltungsbereich: Führung, Expertentum, Sachbearbeitung, Fachbearbeitung, Assistenz, 
Kinderbetreuung, Pädagogik und Erziehung, Ärztinnen und Ärzte (einschließlich des arbeits-
medizinischen Dienstes), Tierärztinnen und Tierärzte, Psychologinnen und Psychologen, So-
zialarbeiterinnen und Sozialarbeiter, Lehrerinnen und Lehrer für Gesundheit und Kranken-
pflege, Gruppenleitung Dienste, interne Dienste und handwerkliche Dienste;  

 b) im medizinischen Bereich: Klinik- und Institutsvorstände, Stellvertretende Klinik- und Insti-
tutsvorstände, Leitende Oberärztinnen und -ärzte, Oberärztinnen und -ärzte, Fachärztinnen und 
-ärzte, Allgemeinmedizinerinnen und -mediziner, Ausbildungsärztinnen und -ärzte, Ausbil-
dungsärztinnen und -ärzte in Ausbildung zur Fachärztin oder zum Facharzt eines Sonderfa-
ches, Ausbildungsärztinnen und -ärzte in Ausbildung zur Ärztin oder zum Arzt für Allge-
meinmedizin, Ärztinnen und Ärzte in Basisausbildung, Pflegedienstleitung, Pflegeexpertinnen 
und -experten, Leitung Gesundheits- und Krankenpflege, Beratung und Betreuung von Patien-
tinnen und Patienten, Gehobener Dienst für Gesundheits- und Krankenpflege, Sanitätshilfs-
dienst und Krankenpflegehilfe, Expertinnen und Experten im Medizinisch-Technischen 
Dienst, Leitung gehobener medizinisch-technischer Dienst, Gehobener Medizinisch-
Technischer Dienst, Medizinisch-Technischer Fachdienst, Medizinische Assistenzberufe. 

 11. Modellstelle: Darstellung der Aufgaben und Anforderungen aller Bediensteten mit annähernd 
vergleichbarer Verwendung, die in einem Modellstellenprofil beschrieben wird; 

 12. Vertreter des Dienstgebers: die Landesregierung oder nach Maßgabe von § 2 Abs 3 des Salzbur-
ger Landesbediensteten-Zuweisungsgesetzes die Geschäftsführung der SALK; 

 13. Verwaltungsbereich: jene Bediensteten, die nicht dem medizinischen Bereich angehören; 
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 14. Vorgesetzte bzw Vorgesetzter: jede Organwalterin oder jeder Organwalter, die oder der mit der 
Dienst- oder Fachaufsicht über die Bedienstete oder den Bediensteten betraut ist (§ 9a Abs 1 
L-BG, § 18 Abs 1 L-VBG). Im Bereich der SALK ist auch die Geschäftsführung Vorgesetzte im 
Sinn dieser Bestimmung. 

2. Abschnitt 

Monatseinkommen und Pensionsbeitrag 

Monatseinkommen und Sonderzahlung 

§ 4 

(1) Der oder dem Bediensteten gebühren: 

 1. das Monatseinkommen, das außer in den im Abs 2 genannten Fällen durch das Einkommens-
band, dem die maßgebende Modellstelle zuzuordnen ist (§ 6), und durch die Einkommensstufe 
bestimmt ist (Einstufung), und 

 2. allfällige Zulagen, soweit die Voraussetzungen für deren Gewährung vorliegen (§ 15). 

Soweit in diesem Gesetz die Bemessung von Ansprüchen nach dem Monatseinkommen vorgesehen 
ist, zählen, soweit im Folgenden nicht anderes bestimmt wird, die Ergänzungszulage (§ 15 Abs 8) und die 
kombinierte Erschwernis- und Gefahrenabgeltung (§ 35 Abs 2) zum Monatseinkommen. 

(2) Die Landesamtsdirektorin oder der Landesamtsdirektor und die Landesamtsdirektor-
Stellvertreterin oder der Landesamtsdirektor-Stellvertreter erhalten abweichend von Abs 1 jeweils ein 
festes Gehalt in folgender Höhe: 

 1. Landesamtsdirektorin oder Landesamtsdirektor:  11.500,00 € 

 2. Landesamtsdirektor-Stellvertreterin oder -Stellvertreter:  10.350,00 € 

(3) Außer dem Monatseinkommen gebührt der oder dem Bediensteten für jedes Kalendervierteljahr 
eine Sonderzahlung in der Höhe von 50 % des Monatseinkommens und der Zulagen (ohne kombinierte 
Erschwernis- und Gefahrenabgeltung), die ihr bzw ihm für den Monat der Auszahlung zustehen. Steht 
eine Bedienstete oder ein Bediensteter während des Kalendervierteljahres, für das die Sonderzahlung 
gebührt, nicht ununterbrochen im Genuss des vollen Monatseinkommens und der vollen Kinderzulage, 
gebührt ihr bzw ihm als Sonderzahlung nur der entsprechende Teil. Als Monat der Auszahlung gilt beim 
Ausscheiden aus dem Dienststand (bei Beamtinnen und Beamten) bzw dem Dienstverhältnis (bei Ver-
tragsbediensteten) jedenfalls der Monat des Ausscheidens. 

Einkommensschema 

§ 5 

(1) Das Einkommensschema 1 (Verwaltungsbereich) umfasst 14 und das Einkommensschema 2 
(medizinischer Bereich) 26 Einkommensbänder. Soweit im Abs 3 nicht anderes bestimmt wird, gilt für 
vollbeschäftigte Bedienstete das für den jeweiligen Bereich anzuwendende, in der Anlage 1 enthaltene 
Einkommensschema. Mit dem Monatseinkommen sind im Verwaltungsbereich bei vollbeschäftigten 
Bediensteten, die der Modellfunktion Führung zugeordnet sind, in den Einkommensbändern 9 bis 14 auch 
die  in zeitlicher oder mengenmäßiger Hinsicht zu erbringenden Mehrleistungen abgegolten, wobei 5 % 
des Monatseinkommens als Abgeltung für zeitliche Mehrleistungen gelten.  

(2) Soweit in diesem Gesetz nicht anderes bestimmt wird, ergibt sich die Einkommensstufe der oder 
des Bediensteten aus dem jeweiligen Vorrückungsstichtag und den Vorrückungen (§§ 12 und 13). In 
begründeten Fällen kann die Dienstbehörde oder der Dienstgeber bei Bediensteten des medizinischen 
Bereichs zur Berücksichtigung von bis dahin außerhalb des Landesdienstes ausgeübten Tätigkeiten, die 
für die Verwendung in besonderem Ausmaß wertvoll sind und die für die Anrechnung als gleichwertige 
Beschäftigungszeiten geltenden Kriterien (§ 12 Abs 3 Z 1 lit a) in außergewöhnlich hohem Maß erfüllen, 
innerhalb von sechs Monaten nach Beginn des Dienstverhältnisses die Einstufung um eine Einkommens-
stufe, höchstens jedoch um drei Jahre, verbessern. 

(3) Abweichend von Abs 1 gebührt: 

 1. vollbeschäftigten Ärztinnen und Ärzten in Ausbildung eine Entlohnung nach dem Einkommens-
schema 3 der Anlage 1; 

 2. vollbeschäftigten Ausbildungsjuristinnen und Ausbildungsjuristen ein Monatseinkommen in der 
Höhe des Einkommensansatzes der Einkommensstufe 1 des Einkommensbandes 5 aus dem Ein-
kommensschema 1; 
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 3. vollbeschäftigten Ausbildungspsychologinnen und Ausbildungspsychologen ein Monatsein-
kommen in der Höhe des Einkommensansatzes der Einkommensstufe 1 des Einkommensbandes 
5 aus dem Einkommensschema 1; 

 4. Praktikantinnen und Praktikanten mit Ausnahme von Pflichtpraktikantinnen und -praktikanten 
ein Monatseinkommen in der Höhe von 40 % des Monatseinkommens der Einkommensstufe 1 
des Einkommensbandes 1 aus dem Einkommensschema 1; 

 5. Ferialkräfte, dh Schülerinnen oder Schüler sowie Studentinnen und Studenten, die in den Ferien 
für höchstens zwei Monate beschäftigt werden, ein Monatseinkommen in der Höhe von 75 % des 
Monatseinkommens der Einkommensstufe 1 des Einkommensbandes 1 aus dem Einkommens-
schema 1; 

 6. Patientinnen oder Patienten der Universitätsklinik für Psychiatrie und Psychotherapie, die im 
Rahmen von Rehabilitationsprogrammen mit dem Ziel der Wiedereingliederung in das Berufsle-
ben im Landesdienst beschäftigt werden, ein Monatseinkommen in der Höhe von 88 % des Mo-
natseinkommens der Einkommensstufe 1 des Einkommensbandes 1 aus dem Einkommenssche-
ma 1. 

Einreihungspläne 

§ 6 

Die Landesregierung hat durch Verordnung Einreihungspläne getrennt für den Verwaltungsbereich 
und den medizinischen Bereich zu erlassen, in denen sämtliche Aufgabenbereiche der Bediensteten als 
abstrakte Modellstellen festgelegt, gegebenenfalls zu Modellfunktionen zusammengefasst und dem ihrem 
Anforderungswert entsprechenden Einkommensband zugeordnet werden. 

Modellstellen-Verordnung 

§ 7 

(1) Die Landesregierung hat in einer Modellstellen-Verordnung festzulegen: 

 1. die abstrakt möglichen Anforderungsgrade für jede Anforderungsart (Abs 3 iVm Anlage 2) und 

 2. für jede Modellstelle die für die jeweiligen Anforderungsarten (Abs 2) konkret maßgeblichen 
Anforderungsgrade. 

In der Modellstellen-Verordnung ist auch die für jede Modellstelle sich gemäß Abs 4 und 5 ergeben-
de Summe der gewichteten Punktewerte anzugeben (Anforderungswert). 

(2) Folgende Anforderungsarten sind, unterschieden nach den jeweils angegebenen Bewertungsas-
pekten, zu bewerten: 

 1. der Wirkungsbereich: die aus der Aufgabenerfüllung resultierenden Auswirkungen (Wirkungsart) 
und ihre Dimension (Wirkungsbreite); 

 2. die Entscheidungskompetenz: der zugestandene Freiraum (Handlungsspielraum) und seine Nut-
zung (Selbständigkeit) bei der Aufgabenerfüllung durch Handlungen, Festlegungen und Ent-
scheidungen; 

 3. die Fachkompetenz: die für die Aufgabenerfüllung erforderlichen Kenntnisse, Fähigkeiten und 
praktischen Erfahrungen. Diese können sowohl durch Ausbildung als auch durch praktische Tä-
tigkeit in entsprechenden Funktionen (Erfahrung) erworben werden; 

 4. die Kommunikation: die bei der Aufgabenerfüllung erforderlichen kommunikativen Anforderun-
gen (Kommunikationszweck und Anspruchsniveau); 

 5. die Führungskompetenz: Zur Bewertung der Führungskompetenz stehen je nach Führungsart 
zwei alternative Anforderungsarten zur Verfügung. In Zweifelsfällen kann zunächst auch nach 
beiden Anforderungsarten bewertet werden. Es gilt der jeweils höhere Wert. 

 a) Führungskompetenz – Linie: die mit der Aufgabenerfüllung verbundene Führungsaufgabe im 
Sinn von direkter Personalführung im Hinblick auf den Führungsbereich und die Führungs-
spanne; 

 b) Führungskompetenz – Team-, Fach- oder Projektleitung: die mit der Aufgabenerfüllung ver-
bundene Führungsaufgabe im Sinn von Teamleitung, fachliche Leitung oder Projektleitung im 
Hinblick auf ihre Art und Wirkungsreichweite; 

 6. die physischen Anforderungen – körperliche Belastung: Zu bewerten sind körperliche Anstren-
gungen bei der Aufgabenerfüllung; diese können sich aus der Art der körperlichen Anstrengung 
und der Körperhaltung sowie der Belastungsdauer ergeben (Art und Dauer der körperlichen An-
strengung und Körperhaltung); 
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 7. die physischen Anforderungen – Umgebungseinflüsse: die direkten, nicht vermeidbaren Einflüs-
se und deren Intensität, die Auswirkungen auf das Wohlbefinden oder die Gesundheit haben und 
die bei der Aufgabenerfüllung auftreten, wie Lärm, Lichtmangel, Blendung, Geruch, Schmutz, 
chemische Stoffe, Hitze, Kälte, Durchzug, Nässe, Feuchtigkeit, räumliche Enge, Unfallgefahr un-
ter Berücksichtigung der Einflussdauer (Art und Dauer der Umgebungseinflüsse); 

 8. die passive psychische Belastung: Zu bewerten sind die Art und die Häufigkeit der Konfrontation 
mit nicht selbst verursachten und beeinflussbaren Umständen, die bei der Aufgabenerfüllung zu 
außerordentlicher passiver psychischer Belastung führen, wie schwierige Konfliktsituationen, 
Unfall, Krankheit, Gebrechen, Hilflosigkeit oder Tod. 

(3) Für jeden Bewertungsaspekt hat die Landesregierung in der Modellstellen-Verordnung getrennt 
für den medizinischen Bereich und den Verwaltungsbereich abgestufte Anforderungsgrade in Form von 
Textbausteinen festzulegen. Für jeden Anforderungsgrad ist ebenso ein Punktewert festzulegen. Die Ab-
stufung hat innerhalb des in der Anlage 2 festgelegten Rahmens zu erfolgen. 

(4) Die mit den Anforderungsgraden verbundenen Punktewerte sind mit den in der Gewichtungsta-
belle (Abs 5) angegebenen Faktoren (Aspektgewicht und Merkmalsgewicht) nach folgender Formel zu 
gewichten: 

PWA = [ (P1 x AG1) + (P2 x AG2) ] x MGA 

PWA = gewichteter Punktewert je Anforderungsart 

P1,2 = Punktewerte der einzelnen Bewertungsaspekte einer Anforderungsart 

AG1,2 = Aspektgewichte der einzelnen Bewertungsaspekte 

MGA = Merkmalsgewicht der Anforderungsart 

Die Summe der gewichteten Punktewerte muss mit dem im Einreihungsplan festgelegten Anforderungs-
wert übereinstimmen. 

(5) Die Anforderungsarten und Bewertungsaspekte sind wie folgt zu gewichten: 

Anforderungsart Merkmalsgewicht (MGA) Bewertungsaspekte Aspektgewicht  
(AG1,2) 

Verwal-
tungsbe-

reich 

medizini-
scher Be-

reich 

Verwal-
tungs-
bereich 

medizini-
scher 

Bereich 

Wirkungsbereich 0,16 
 

0,18 Wirkungsbreite 0,50 0,50 

Wirkungsart 0,50 0,50 

Entscheidungskom-
petenz 

0,16 0,18 Handlungsspielraum 0,50 0,50 

Selbstständigkeit 0,50 0,50 

Fachkompetenz 0,19 0,18 Ausbildung 0,70 0,65 

Erfahrung in der 
Funktion 

0,30 0,35 

Kommunikation 0,18 
 

0,17 Kommunikations-
zweck 

0,50 0,50 

Anspruchsniveau 0,50 0,50 

Führungskompe-
tenz – Linie 

0,16 0,17 Führungsbereich 0,60 0,60 

Führungsspanne 0,40 0,40 

Führungskompe-
tenz – Team-/Fach-/ 
Projektleitung 

0,16 0,17 Art der Team-, 
Fach- oder Projekt-
leitung 

0,60 0,50 

Wirkungsreichweite 0,40 0,50 

Physische Anforde-
rungen – körperli-
che Belastung 

0,05 0,04 Art der körperlichen 
Anstrengung und 
Haltung 

0,60 0,60 

Dauer 0,40 0,40   
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Physische Anforde-
rungen – Umge-
bungseinflüsse 

0,05 0,04 Art der Umge-
bungseinflüsse 

0,60 0,60 

Dauer 0,40 0,40 

Passive psychische 
Belastung 

0,05 0,04 Art der Konfrontati-
on 

0,60 0,60 

Häufigkeit 0,40 0,40 

Zuordnung zur Modellstelle 

§ 8 

(1) Die Aufgaben jeder oder jedes Bediensteten sind entsprechend ihren Anforderungen einer Mo-
dellstelle zuzuordnen. Auf Grund wichtiger dienstlicher Interessen kann in der SALK auch eine anteilige 
Zuordnung zu mehreren Modellstellen erfolgen. Die Zuordnung erfolgt: 

 1. bei Vertragsbediensteten durch den Dienstvertrag; 

 2. bei Beamtinnen oder Beamten durch Bescheid der Dienstbehörde. 

(2) Bei einer Zuordnung zu mehreren Modellstellen ist für die Einreihung der durchschnittliche An-
forderungswert aller zugeordneten Modellstellen, gewichtet nach der anteiligen Zuordnung, maßgebend. 
Umfasst die Zuordnung sowohl Modellstellen des Verwaltungsbereichs als auch des medizinischen Be-
reichs, erfolgt die Einreihung in ein Einkommensschema des medizinischen Bereichs.  

(3) Eine einmal getroffene Zuordnung kann durch eine Zuordnungsänderung (§ 9) angepasst werden. 

Zuordnungsänderung 

§ 9 

(1) Eine Zuordnungsänderung ist vorzunehmen, wenn eine Bedienstete oder ein Bediensteter nicht 
nur vorübergehend (Abs 6) mit Aufgaben betraut wird, die sich von ihren bzw seinen bisherigen Aufga-
ben so wesentlich unterscheiden, dass sie einer anderen Modellstelle oder gegebenenfalls (§ 8 Abs 1) 
mehreren anderen Modellstellen zuzuordnen sind. Bei Ärztinnen und Ärzten in Ausbildung erfolgt die 
Zuordnungsänderung nach Maßgabe der im Einkommensschema 3 (Anlage 1) vorgesehenen erforderli-
chen anerkannten Ausbildungszeit. 

(2) Eine Zuordnungsänderung setzt eine entsprechende freie Planstelle im Dienstpostenplan voraus. 
Bei Vorliegen der im Abs 1 genannten Voraussetzungen ist für den Fall, dass eine solche Planstelle für 
eine erforderliche Zuordnungsänderung gegeben ist, durch eine entsprechende Anpassung im nächstfol-
genden Dienstpostenplan Vorsorge zu treffen. 

(3) Hat die Zuordnungsänderung einen Wechsel in ein höheres Einkommensband zur Folge (Höher-
stufung), ist die oder der Bedienstete in folgende Einkommensstufe des neuen Einkommensbandes einzu-
reihen: 

 1. Bedienstete des Verwaltungsbereichs:  

 a) bei einem Wechsel in die Einkommensbänder 2 bis 9 (mit Ausnahme der Modellfunktion 
Führung) in dieselbe Einkommensstufe wie im bisherigen Einkommensband; 

 b) bei einem Wechsel aus dem Einkommensband 10 in das Einkommensband 11 in dieselbe 
Einkommensstufe wie im bisherigen Einkommensband; 

 c) bei einem Wechsel von einer nicht der Modellfunktion Führung zugeordneten Modellstelle in 
die Modellfunktion Führung:  

 aa) bei einem Wechsel in das nächsthöhere Einkommensband: in jene Einkommensstufe, 
deren Einkommenshöhe dem um 10 % erhöhten Einkommen der bisherigen Einkommens-
stufe entspricht; 

 bb) bei einem Wechsel in das zweitfolgende Einkommensband: in jene Einkommensstufe, 
deren Einkommen dem um 15 % erhöhten Einkommen der  bisherigen Einkommensstufe 
entspricht; 

 d) bei einem Wechsel innerhalb der Modellfunktion Führung, der nicht von lit b umfasst ist; 

 aa) bei einem Wechsel in das nächsthöhere Einkommensband: in jene Einkommensstufe, 
deren Einkommenshöhe dem um 10 % erhöhten Einkommen der bisherigen Einkommens-
stufe entspricht; 

 bb) bei einem Wechsel in das zweitfolgende Einkommensband: in jene Einkommensstufe, 
deren Einkommen dem um 15 % erhöhten Einkommen der bisherigen Einkommensstufe 
entspricht. 

 2. Bedienstete des medizinischen Bereichs in jene Einkommensstufe, deren Monatseinkommen dem 
für jedes höhere Einkommensband um 5 % erhöhten bisherigen Einkommen der oder des Be-
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diensteten entspricht (zB 5 % bei einem Wechsel in das nächsthöhere Einkommensband, 10 % 
bei einem Wechsel in das zweitfolgende Einkommensband usw).  

Wenn in den Fällen der Z 1 und 2 im neuen Einkommensband keine Einkommensstufe mit einem Ein-
kommen der errechneten Höhe besteht, gebührt die nächsthöhere Einkommensstufe. 

(4) Erfolgt bei Bediensteten des medizinischen Bereichs die Zuordnungsänderung auf Grund eines 
Wechsels vom Einkommensschema 3 in das Einkommensschema 2, ist die oder der Bedienstete abwei-
chend von Abs 3 Z 2 in jene Einkommensstufe des neuen Einkommensbandes einzureihen, die sich durch 
die im § 12 Abs 3 vorgesehene Berücksichtigung von Ausbildungszeiten ergibt, zumindest aber in die 
nächsthöhere Einkommensstufe.  

(5) Bei Zuordnungsänderungen nach Abs 3 und 4 findet die nächste Vorrückung nach der im § 12 
Abs 1 für die neue Einkommensstufe jeweils geltenden Frist statt. Zeiten, die vor der Zuordnungsände-
rung in der bisherigen Einkommensstufe zurückgelegt wurden, bleiben für die nächste Vorrückung unbe-
rücksichtigt. 

(6) Hat die Zuordnungsänderung einen Wechsel in ein niedrigeres Einkommensband zur Folge 
(Rückstufung), ist die oder der Bedienstete in jene Einkommensstufe einzureihen, in der sie oder er sich 
befinden würde, wenn er oder sie die in dem höheren Einkommensband verbrachte Zeit in dem niedrige-
ren Einkommensband verbracht hätte. 

(7) Die oder der Bedienstete kann, wenn es im Interesse des Dienstes notwendig ist, ohne ihre bzw 
seine Zustimmung vorübergehend, längstens jedoch für drei Monate auch zu anderen Aufgaben als zu 
solchen, die zu dem ihr bzw ihm sonst zugewiesenen Pflichtenkreis gehören, herangezogen werden. Eine 
solche Aufgabenänderung berührt die Zuordnung zu einer Modellstelle nicht. 

(8) Eine verschlechternde Zuordnungsänderung ist ohne Zustimmung der oder des Bediensteten nur 
zulässig, wenn sie aus Gründen erfolgt, die von der bzw dem Bediensteten zu vertreten sind. Von der oder 
dem Bediensteten zu vertretene Gründe sind: 

 1. das Vorliegen von Feststellungen nach § 13 Abs 1 Z 1 und 2; 

 2. bei Vertragsbediensteten das Vorliegen von Kündigungs- oder Entlassungsgründen; 

 3. bei Beamtinnen und Beamten die rechtskräftige Verhängung einer Disziplinarstrafe gemäß § 34 
Abs 1 Z  3 L-BG. 

(9) Die Zuordnungsänderung kann befristet für die Dauer von höchstens sechs Monaten vorgenom-
men werden. Verlängerungen der Befristung um jeweils höchstens sechs Monate sind zulässig. 

Bewertungskommission 

§ 10 

(1) Beim Amt der Salzburger Landesregierung ist zur Überprüfung von Zuordnungen gemäß § 8 und 
von Zuordnungsänderungen gemäß § 9 eine Bewertungskommission einzurichten, die aus der oder dem 
Vorsitzenden, deren bzw dessen Stellvertreterin oder Stellvertreter, der oder dem Gleichbehandlungsbe-
auftragten für den Landesdienst und den erforderlichen weiteren Mitgliedern besteht. Der Stellvertreterin 
oder dem Stellvertreter kommen für den Fall der Verhinderung der oder des Vorsitzenden deren bzw 
dessen Befugnisse zu. Die oder der Vorsitzende, die Stellvertreterin oder der Stellvertreter und die Hälfte 
der Mitglieder sind von der Landesregierung zu bestellen. Die zweite Hälfte der Mitglieder ist zu 50 % 
vom Zentralausschuss der Personalvertretung der Landesbediensteten und zu 50 % vom Zentralbetriebsrat 
der Anstalten und Betriebe zu entsenden. 

(2) Die Landesregierung hat für 50 % der weiteren von ihr zu bestellenden Mitglieder einen Vor-
schlag der Geschäftsführung der SALK einzuholen. Von den Mitgliedern, die vom Zentralbetriebsrat der 
Anstalten und Betriebe entsendet werden, müssen 50 % dem Betriebsausschuss des Landeskrankenhauses 
Salzburg – Universitätsklinikum der Paracelsus Medizinische Privatuniversität (PMU) und 50 % dem 
Betriebsausschuss der Christian-Doppler-Klinik – Universitätsklinikum der PMU angehören. 

(3) Für jedes Mitglied ist mindestens ein Ersatzmitglied unter sinngemäßer Anwendung der Abs 1 
und 2 zu bestellen bzw zu entsenden. Die Ersatzmitglieder für die oder den Gleichbehandlungsbeauftrag-
ten für den Landesdienst sind von der oder dem Gleichbehandlungsbeauftragten namhaft zu machen. 

(4) Die im Abs 1 genannten Mitglieder mit Ausnahme der oder des Gleichbehandlungsbeauftragten 
für den Landesdienst und ihre Ersatzmitglieder sind auf die Dauer von fünf Jahren zu bestellen bzw zu 
entsenden. Nachbestellungen bzw -entsendungen sind für die restliche Dauer der Funktionsperiode vor-
zunehmen. Die Mitglieder und Ersatzmitglieder haben ihre Funktion auch nach Ablauf der Funktionspe-
riode bis zur Bestellung neuer Mitglieder bzw Ersatzmitglieder wahrzunehmen. 
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(5) Die Mitglieder der Bewertungskommission sind in Ausübung ihres Amtes an keine Weisungen 
gebunden. Die Landesregierung ist berechtigt, sich über alle Gegenstände der Geschäftsführung der Be-
wertungskommission zu unterrichten. 

(6) Die Bewertungskommission entscheidet in Senaten, die aus jeweils sechs Mitgliedern bestehen 
und von der oder dem Vorsitzenden für einen konkreten Beschwerdefall zu bilden sind. Die Senate beste-
hen jeweils aus: 

 1. drei von der Landesregierung bestellten Mitgliedern, eines dieser Mitglieder ist von der oder dem 
Vorsitzenden der Bewertungskommission zur oder zum Senatsvorsitzenden zu bestimmen; 

 2. der oder dem Gleichbehandlungsbeauftragten für den Landesdienst; 

 3. zwei Mitgliedern, die von dem für die oder den jeweiligen Bediensteten zuständigen Organ der 
Dienstnehmervertretung entsendet worden sind. 

Der Senat kann eine Expertin oder einen Experten aus dem zu beurteilenden Fachbereich als weiteres 
Mitglied mit beratender Stimme kooptieren.  

(7) Die Bediensteten oder deren unmittelbare Vorgesetzte können die Überprüfung einer Zuordnung 
oder Zuordnungsänderung durch die Bewertungskommission schriftlich beantragen. Die Gründe für die 
Zweifel an der Richtigkeit der Zuordnung oder Zuordnungsänderung sind im Antrag anzuführen. Der 
gemäß Abs 6 erster Satz zuständige Senat kann die Behandlung nicht oder nicht ausreichend begründeter 
Anträge ablehnen. 

(8) Der Senat kann der Dienstbehörde bzw dem Dienstgeber eine andere Zuordnung oder ein Abse-
hen von der Zuordnungsänderung empfehlen. Über diese Empfehlung entscheidet die Dienstbehörde oder 
der Vertreter des Dienstgebers, und zwar 

 1. bei Beamtinnen oder Beamten durch Bescheid; 

 2. bei Vertragsbediensteten in Form einer schriftlichen Mitteilung. 

(9) Eine neuerliche Behandlung durch die Bewertungskommission ist erst möglich, wenn sich in den 
Aufgaben der oder des Bediensteten wesentliche Änderungen ergeben haben. 

(10) Beschlussfassungen sollen in den Senaten nach Möglichkeit einstimmig erfolgen. Kommt keine 
einstimmige Beschlussfassung zustande, sind die Gründe für die Gegenstimmen im Beschluss anzugeben. 
Bei Stimmengleichheit entscheidet die Stimme der oder des Senatsvorsitzenden, die bzw der zuletzt ab-
stimmt. Eine Stimmenthaltung ist unzulässig. 

(11) Nähere Bestimmungen über die Geschäftsführung der Bewertungskommission und der Senate, 
insbesondere über die Einberufung der Sitzungen, das Anwesenheitserfordernis bei Beschlussfassungen 
und die Protokollierung, können in einer von der Bewertungskommission mit zwei Drittel der abgegebe-
nen Stimmen zu beschließenden Geschäftsordnung getroffen werden. 

(12) Allfällige Änderungen des Dienstpostenplans, die auf Grund einer Zuordnungsänderung erfor-
derlich werden, sind von der Landesregierung bei der Erstellung des nächstfolgenden Landesvoranschlags 
zu berücksichtigen. 

Verwendungsabgeltung 

§ 11 

(1) Leistet die oder der Bedienstete Dienste, die einer Modellstelle eines höheren Einkommensban-
des  zugeordnet sind, nicht dauernd, aber 

1. im Verwaltungsbereich mindestens durch 30 aufeinander folgende Kalendertage, 
2. im medizinischen Bereich mindestens durch 5 aufeinander folgende Arbeitstage,  

gebührt ihr bzw ihm eine Verwendungsabgeltung, wenn die vorübergehende Leistung solcher Diens-
te nicht bei der Festlegung des Anforderungswertes der der oder dem Bediensteten zugewiesenen Modell-
stelle berücksichtigt worden ist. 

(2) Die Verwendungsabgeltung beträgt  

 1. im medizinischen Bereich 100 % der Differenz 

 2. im Verwaltungsbereich 50 % der Differenz 

 zwischen dem Monatseinkommen der Einkommensstufe 1 des Einkommensbandes der oder des 
Bediensteten und der Einkommensstufe 1 jenes Einkommensbandes, dem die Dienste zuzuordnen sind. 

(3) Abs 1 gilt sinngemäß für Bedienstete, die die Direktorin oder den Direktor des Landesrech-
nungshofes vertreten (§ 3 Abs 7 des Salzburger Landesrechnungshofgesetzes 1993). Als Einkommens-
band, dem die Dienste zuzuordnen sind, gilt dabei das Einkommensband 14 des Einkommensschemas 1. 
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Vorrückung und Vorrückungsstichtag 

§ 12 

(1) Für die Vorrückung ist, soweit im Folgenden nicht anderes bestimmt ist, der Vorrückungsstichtag 
(Abs 3) maßgebend. Bedienstete rücken nach folgenden Zeiträumen vor: 

 1. Im Einkommensschema 1:  

 - in die Einkommensstufe 2 nach zwei Jahren; 

 - in die Einkommensstufen 3 und 4 nach weiteren drei Jahren; 

 - in die Einkommensstufe 5 nach weiteren vier Jahren; 

 - in die Einkommensstufen 6 bis 8 nach weiteren fünf Jahren; 

 - in die Einkommensstufe 9 nach weiteren sechs Jahren. 

 Die Anzahl der möglichen Vorrückungen ergibt sich aus der Zahl der im jeweiligen Einkom-
mensband (Anlage 1) vorgesehenen Einkommensstufen. 

 2. Im Einkommensschema 2:  

 - in die Einkommensstufen 2 bis 5 nach jeweils zwei Jahren; 

 - in die Einkommensstufen 6 bis 8  nach jeweils weiteren drei Jahren; 

 - in die Einkommensstufe 9 nach weiteren vier Jahren. 

 3. Im Einkommensschema 3: 

 - in die Einkommensstufen 2 und 3 nach jeweils zwei Jahren. 

Die Vorrückung findet an dem auf die Vollendung der oben festgelegten Zeiträume folgenden Mo-
natsersten statt, wenn sie nicht an diesem Tag gehemmt ist. 

(2) Aus besonders berücksichtigungswürdigen Gründen (zB bei Vorliegen von Zusatzausbildungen 
oder -qualifikationen, die für die Aufgabenerfüllung besonders wertvoll sind) kann die Dienstbehörde 
oder der Dienstgeber aus freiem Ermessen einmalig die Einstufung um eine Einkommensstufe, höchstens 
jedoch um drei Jahre, verbessern, soweit diese Gründe nicht bereits gemäß § 5 Abs 2 zu einer höheren 
Einstufung geführt haben (Sondervorrückung). 

(3) Der Vorrückungsstichtag ist dadurch zu ermitteln, dass dem Tag der Anstellung folgende Zeiten 
zur Gänze vorangestellt werden: 

 1. Zeiten, die Bedienstete in einem Mitgliedstaat der Europäischen Union oder in einem der im 
§ 111 Abs 2 Z 2 bis 4 L-BG genannten Staaten verbracht haben, und die entweder 

 a) als Beschäftigungszeiten der im Zeitpunkt des Dienstantrittes ausgeübten Tätigkeit im Lan-
desdienst im Wesentlichen entsprechen (gleichwertige Beschäftigungszeiten) oder 

 b) als sonstige Zeiten in einem diesem Gesetz unterliegenden Dienstverhältnis zur Gänze für 
zeitabhängige Rechte wirksam geworden wären; 

 2. Zeiten als Teilnehmer des Freiwilligen Sozialjahres, des Freiwilligen Umweltschutzjahres, des 
Gedenkdienstes oder des Friedens- und Sozialdienstes im Ausland, sowie gleichartige Zeiten, die 
in Rechtsvorschriften der anderen Mitgliedstaaten der Europäischen Union, der im § 111 Abs 2 
Z 2 bis 4 L-BG genannten Staaten oder der Europäischen Union vorgesehen sind; 

 3. Zeiten, für die Beamtinnen und Beamten unabhängig vom Ort der Kindererziehung ein Kinder-
zurechnungsbetrag (§ 32a LB-PG) gebühren würde, jedoch mit der Maßgabe, dass abweichend 
von § 32a Abs 3 LB-PG insgesamt Erziehungszeiten bis zu einem Höchstausmaß von 48 Mona-
ten berücksichtigt werden können; 

 4. bei Ärztinnen und Ärzten, die einer Modellstelle des Einkommensschemas 2 zugeordnet werden, 
überdies folgende Ausbildungszeiten: 

 a) bei der Ausbildung zur Ärztin oder zum Arzt für Allgemeinmedizin: zwei Jahre; 

 b) bei der Ausbildung zur Fachärztin oder zum Facharzt: drei Jahre. 

(4) Bei der Berechnung des Vorrückungsstichtages ist die mehrfache Berücksichtigung desselben 
Zeitraumes nicht zulässig. Die konkrete Einstufung einer oder eines Bediensteten ist so vorzunehmen, als 
ob die gemäß Abs 3 Z 1 voranzustellenden Zeiten im Landesdienst zurückgelegt worden wären. 

Hemmung der Vorrückung 

§ 13 

(1) Die Vorrückung wird in folgenden Fällen gehemmt: 

 1. bei Beamtinnen und Beamten durch die bescheidmäßige Feststellung, dass die Beamtin oder der 
Beamte den von ihr bzw ihm zu erwartenden Arbeitserfolg trotz Ermahnung nicht aufgewiesen 
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hat (§ 21 Abs 1 Z 2 L-BG), und zwar vom Zeitpunkt der Rechtskraft des Bescheides (§ 134 Abs 
4 L-BG) an. Die Dauer der Hemmung richtet sich nach der Länge des Beurteilungszeitraumes, 
für den diese bescheidmäßige Feststellung gilt; 

 2. bei Vertragsbediensteten durch die im § 21e Abs 1 L-VBG vorgesehene schriftliche Erklärung, 
dass die oder der Bedienstete den von ihr bzw ihm zu erwartenden Arbeitserfolg trotz Ermah-
nung nicht aufgewiesen hat, und zwar vom Zeitpunkt der Zustellung der schriftlichen Feststel-
lung an, wenn sich jedoch die oder der Bedienstete gemäß § 21e Abs 7 L-VBG an das Landes-
verwaltungsgericht wendet, ab dem Zeitpunkt der Entscheidung des Landesverwaltungsgerichts. 
Die Dauer der Hemmung richtet sich nach der Länge des Beurteilungszeitraumes, für den diese 
Feststellung gilt; 

 3. bei allen Bediensteten durch den Antritt eines Karenzurlaubs, soweit nicht gemäß § 15b L-BG 
bzw § 36 L-VBG etwas anderes verfügt wurde. Keine Hemmung tritt jedoch während einer Ka-
renz nach dem Mutterschutzgesetz 1979 oder dem Väter-Karenzgesetz sowie bei Karenzurlauben 
gemäß den §§ 15a Abs 4 Z 1oder 15d L-BG bzw 35 Abs 4 oder 38 L-VBG und bei gänzlichen 
Dienstfreistellungen gemäß den §§ 15h Abs 1 Z 3 L-BG bzw 41b Abs 1 Z 3 L-VBG ein. 

(2) Die Zeit der Hemmung ist für die Berechnung der im § 12 Abs 1 genannten Fristen nicht zu be-
rücksichtigen. 

Leistungskomponente 

§ 14 

(1) Bei Vorliegen eines wichtigen dienstlichen Interesses kann mit Bediensteten, die nicht der Mo-
dellfunktion Führung zugeordnet sind, vereinbart werden, dass nach Maßgabe einer Leistungsbeurteilung 
zusätzlich zum Monatseinkommen eine Leistungsabgeltung erfolgen kann (Leistungskomponente). Die 
Leistungskomponente kann jährlich bis zu 100 % des höchsten Monatseinkommens jenes Einkommens-
bandes betragen, dem die oder der Bedienstete zugeordnet ist. 

(2) Grundlage für die Leistungsbeurteilung ist eine Zielvereinbarung zwischen der oder dem Vorge-
setzten und der oder dem Bediensteten. Bei der Festlegung der Ziele sind die Anforderungen der Modell-
stelle, der die Aufgaben der oder des Bediensteten zugeordnet sind, zu berücksichtigen. Die Zielvereinba-
rung hat jedenfalls eine prozentuelle Abstufung des Zielerreichungsgrades (Zielkorridor) und den Beurtei-
lungszeitraum zu enthalten. Der Inhalt der Vereinbarung ist schriftlich festzuhalten. 

(3) Die mit der Leistungsbeurteilung verbundenen Aufgaben der Vorgesetzten gehören auch bei je-
nen Landesbediensteten, auf die dieses Gesetz nicht anzuwenden ist (§ 2), zu den Dienstpflichten gemäß 
§ 9b L-BG bzw § 19 L-VBG. 

(4) Bei Bediensteten, mit denen eine Vereinbarung nach Abs 1 abgeschlossen worden ist, hat die o-
der der Vorgesetzte für den Beurteilungszeitraum eine Leistungsbeurteilung vorzunehmen. Die Beurtei-
lung hat schriftlich zu erfolgen und ist mit der oder dem Bediensteten in einem Beurteilungsgespräch zu 
erörtern. Dabei ist eine Ausfertigung der schriftlichen Beurteilung der oder dem Bediensteten zu überge-
ben. Die Beurteilung wird wirksam, wenn die oder der Bedienstete nicht binnen einer Woche ab Erhalt 
der schriftlichen Beurteilung die Entscheidung durch den Dienstgeber oder (bei Beamtinnen und Beam-
ten) einen Bescheid der Dienstbehörde beantragt. 

(5) Nach Maßgabe des Zielerreichungsgrades, der in der Leistungsbeurteilung festgestellt worden ist, 
gebührt ein prozentueller Anteil der vereinbarten Leistungskomponente. 

Zulagen 

§ 15 

(1) Bediensteten gebühren bei Vorliegen der Voraussetzungen folgende Zulagen: 

 1. Kinderzulage (Abs 2 bis 6); 

 2. Habilitationszulage (Abs 7); 

 3. Ergänzungszulage für den medizinischen Bereich (Abs 8). 

Mit Ausnahme der Kinderzulage gebühren die Zulagen teilbeschäftigten Bediensteten in dem Aus-
maß, das dem Anteil der im Kalendervierteljahr tatsächlich geleisteten Dienstzeit an der für eine Vollbe-
schäftigung vorgesehenen Dienstzeit entspricht. Die Abrechnung dieser Leistungen erfolgt jeweils nach-
träglich für ein Kalendervierteljahr. 

(2) Eine Kinderzulage von 1,28 % des Einkommensansatzes der Einkommensstufe 1 des Einkom-
mensbandes 1 aus dem Einkommensschema 1 gebührt monatlich, soweit in den Abs 2 bis 6 nicht anderes 
bestimmt ist, für jedes der folgenden Kinder: 

 1. eheliche Kinder; 
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 2. legitimierte Kinder; 

 3. Wahlkinder; 

 4. uneheliche Kinder; 

 5. sonstige Kinder, wenn sie dem Haushalt der oder des Bediensteten angehören und die bzw der 
Bedienstete überwiegend für die Kosten des Unterhaltes aufkommt. 

Eine Bedienstete oder ein Bediensteter hat jedoch keinen Anspruch auf die Kinderzulage für ein uneheli-
ches Kind, wenn es nicht ihrem oder seinem Haushalt angehört und sie oder er abgesehen von der Famili-
enbeihilfe nach dem Familienlastenausgleichsgesetz 1967 für das Kind nicht einen Unterhaltsbeitrag 
leistet, der mindestens so hoch ist wie die Kinderzulage. 

(3) Soweit im Folgenden nicht anderes bestimmt ist, endet der Anspruch auf Kinderzulage mit Ab-
lauf des Monats, in dem das Kind das 19. Lebensjahr vollendet. Unabhängig vom Alter des Kindes ge-
bührt die Kinderzulage 

 1. für ein Kind, das infolge Krankheit oder Gebrechens erwerbsunfähig ist, wenn weder das Kind 
noch dessen Ehegattin bzw Ehegatte oder eingetragene Partnerin oder eingetragener Partner über 
eigene Einkünfte verfügen, die die Hälfte des Anfangsgehaltes der Verwendungsgruppe C einer 
Landesbeamtin oder eines Landesbeamten erreichen; 

 2. für ein Kind mit Behinderung, für das Familienbeihilfe nach dem Familienlastenausgleichsge-
setz 1967 bezogen wird; der Bezug der Familienbeihilfe ist von der oder dem Bediensteten nach-
zuweisen. 

(4) Für ein und dasselbe Kind gebührt die Kinderzulage nur einmal. Hätten mehrere Landesbediens-
tete für ein und dasselbe Kind Anspruch auf die Kinderzulage, gilt für den Anspruch auf Kinderzulage 
folgende Reihung: 

 1. die Person, die auch die Familienbeihilfe bezieht; 

 2. die Person, deren Haushalt das Kind angehört; 

 3. die Person, deren Anspruch früher entstanden ist; 

 4. die ältere Person. 

(5) Dem Haushalt der oder des Bediensteten gehört ein Kind an, wenn es bei einheitlicher Wirt-
schaftsführung unter der Leitung der oder des Bediensteten deren bzw dessen Wohnung teilt oder aus 
Gründen der Erziehung, Ausbildung, Krankheit oder eines Gebrechens woanders untergebracht ist. Durch 
die Ableistung des Ausbildungs-, Präsenz- oder Zivildienstes wird die Haushaltszugehörigkeit nicht be-
rührt. 

(6) Die oder der Bedienstete ist verpflichtet, alle Tatsachen, die für den Anfall, die Änderung oder 
die Einstellung der Kinderzulage von Bedeutung sind, binnen einem Monat nach dem Eintritt der Tatsa-
che oder, wenn sie bzw er aber nachweist, dass sie bzw er von dieser Tatsache erst später Kenntnis er-
langt hat, binnen einem Monat nach Kenntnis der Dienstbehörde (bei Beamtinnen und Beamten) oder 
dem Dienstgeber (bei Vertragsbediensteten) zu melden. 

(7) Für eine erfolgreiche Habilitation gebührt Bediensteten des medizinischen Bereichs eine Habili-
tationsabgeltung in Höhe von 31,1 % des Einkommensansatzes der Einkommensstufe 1 des Einkom-
mensbandes 1 aus dem Einkommensschema 2. 

(8) Bediensteten des medizinischen Bereichs in den Einkommensbändern 5, 6, 10 und 11 des Ein-
kommensschemas 2, denen keine kombinierte Erschwernis- und Gefahrenabgeltung (§ 35 Abs 2) gebührt, 
erhalten eine Ergänzungslage in nachstehender Höhe: 

Einkommensband: Zulagenhöhe in Prozent aus EB 1/1*: 

5 6,291 

6 10,485 

10 7,864 

11 16,776 

* EB 1/1 = Einkommensstufe 1 aus Einkommensband 1 des Einkommensschemas 2 

Pensionsbeitrag 

§ 16 

Beamtinnen und Beamte haben, soweit gesetzlich nicht anderes bestimmt ist, dem Land für jeden 
Kalendermonat ihrer ruhegenussfähigen Landesdienstzeit am Auszahlungstag des Monatseinkommens 
(§ 19) einen monatlichen Pensionsbeitrag zu entrichten, auf dessen Höhe und Berechnung § 80 L-BG 
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sinngemäß mit der Anwendung findet, dass die Bemessungsgrundlage (§ 80 Abs 2 L-BG) aus dem Mo-
natseinkommen und den anspruchsbegründenden Nebengebühren (§ 61 LB-PG) besteht. 

3. Abschnitt 

Anfall, Einstellung, Kürzung und Entfall des Monatseinkommens 

Anfall und Einstellung des Monatseinkommens 

§ 17 

(1) Der Anspruch auf das Monatseinkommen beginnt mit dem Tag des Dienstantrittes. 

(2) Der Anspruch auf das Monatseinkommen endet mit der Beendigung des Dienstverhältnisses oder 
mit dem Ausscheiden aus dem Dienststand. Der Anspruch endet bei Vertragsbediensteten nicht 

 1. wenn das Dienstverhältnis lediglich auf Grund der Aufnahme in ein öffentlich-rechtliches 
Dienstverhältnis zum Land endet; 

 2. wenn den Dienstgeber ein Verschulden am vorzeitigen Austritt der oder des Vertragsbediensteten 
trifft. In diesem Fall behält die oder der Vertragsbedienstete ihre bzw seine vertragsmäßigen An-
sprüche auf das Monatseinkommen für den Zeitraum, der bis zur Beendigung des Dienstverhält-
nisses durch Ablauf der bestimmten Vertragszeit oder durch ordnungsgemäße Kündigung durch 
den Dienstgeber hätte verstreichen müssen, unter Einrechnung dessen, was die bzw der Vertrags-
bedienstete infolge Unterbleiben der Dienstleistung erspart oder durch anderweitige Verwendung 
erworben oder zu erwerben absichtlich versäumt hat. Für die ersten drei Monate dieses Zeitrau-
mes findet keine Einrechnung statt. 

(3) Gebührt das Monatseinkommen nur für einen Teil des Monats oder ändert sich im Lauf des Mo-
nats die Höhe des Monatseinkommens, besteht der Anspruch darauf in einer je Kalendertag verhältnis-
mäßig veränderten Höhe. Für die Änderung des Monatseinkommens ist, wenn nicht etwas anderes festge-
legt wird oder sich aus diesem Gesetz ergibt, der Tag des Wirksamwerdens der jeweiligen Maßnahme 
maßgebend. 

Fortzahlung während einer Präsenzdienstleistung 

§ 18 

(1) Während einer Präsenzdienstleistung im Sinn des § 36 Abs 1 HGG 2001 werden das Monatsein-
kommen und allfällige Nebengebühren fortgezahlt. Das Monatseinkommen ist um die Beiträge nach § 16 
Abs 1 Z 3 lit a (ausgenommen Betriebsratsumlagen), Z 4 und 5 EStG 1988 zu kürzen. Das verbleibende 
Einkommen ist um die darauf entfallende Lohnsteuer zu vermindern und nur in dem die Pauschalentschä-
digung übersteigenden Ausmaß fortzuzahlen. Die Fortzahlung gebührt bis zu jenem Betrag, der pro Mo-
nat in Summe mit der Pauschalentschädigung 425,6 % des Einkommensansatzes der Einkommensstufe 1 
des Einkommensbandes 1 aus dem Einkommensschema 1 nicht übersteigt. 

(2) Nicht pauschalierte Nebengebühren sind im durchschnittlichen Ausmaß, das für die letzten drei 
Monate vor der jeweiligen Präsenzdienstleistung bezogen wurde, fortzuzahlen. Belohnungen, Jubiläums-
zuwendungen und Reisegebühren sind dabei nicht zu berücksichtigen. Außerdem gebühren die während 
dieses Präsenzdienstes fällig werdenden Sonderzahlungen. 

Auszahlung 

§ 19 

(1) Soweit im Abs 3 nicht anderes bestimmt wird, ist das Monatseinkommen für jeden Kalendermo-
nat zu berechnen und am 1. jedes Monats oder, wenn der 1. kein Arbeitstag ist, am letzten vorhergehen-
den Arbeitstag für den laufenden Kalendermonat auszuzahlen. Die Auszahlung hat jedenfalls spätestens 
am Ende des Dienstverhältnisses oder bei Ausscheiden aus dem Dienststand zu erfolgen. Eine vorzeitige 
Auszahlung ist zulässig, wenn sie aus organisatorischen Gründen, die mit der Durchführung der Auszah-
lung im Zusammenhang stehen, notwendig ist. 

(2) Soweit im Abs 3 nicht anderes bestimmt wird, sind Sonderzahlungen auszuzahlen: 

für das 1. Kalendervierteljahr am 1. März, 

für das 2. Kalendervierteljahr am 1. Juni, 

für das 3. Kalendervierteljahr am 1. September, 

für das 4. Kalendervierteljahr am 1. Dezember. 
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Sind diese Tage keine Arbeitstage, ist die Sonderzahlung am letzten vorhergehenden Arbeitstag auszu-
zahlen. Scheidet eine Bedienstete oder ein Bediensteter vor Ablauf eines Kalendervierteljahres aus dem 
Dienstverhältnis aus oder wird eine Beamtin oder ein Beamter in den Ruhestand versetzt, ist die Sonder-
zahlung binnen einem Monat nach Beendigung des Dienstverhältnisses bzw der Versetzung in den Ruhe-
stand auszuzahlen. Wird eine Beamtin oder ein Beamter in den Ruhestand versetzt, ist eine ihr oder ihm 
allenfalls für die Zeit des Dienststandes noch gebührende Sonderzahlung zusammen mit der nächsten ihr 
oder ihm im Ruhestand gebührenden Sonderzahlung auszuzahlen. 

(3) Abweichend von Abs 1 ist das Monatseinkommen im ersten Jahr eines dem L-VBG unterliegen-
den Dienstverhältnisses am jeweiligen Monatsletzten im Nachhinein zu berechnen und auszuzahlen; im 
Übrigen findet Abs 1 sinngemäß Anwendung. Abweichend von Abs 2 sind Sonderzahlungen im ersten 
Jahr eines dem L-VBG unterliegenden Dienstverhältnisses jeweils am letzten Tag der im Abs 2 genann-
ten Monate, für das 4. Kalendervierteljahr jedoch am 30. November, auszuzahlen. Abs 2 zweiter bis letz-
ter Satz ist sinngemäß auch auf diese Sonderzahlungen anzuwenden. 

(4) Die oder der Bedienstete hat dafür vorzusorgen, dass die ihr bzw ihm gebührenden Geldleistun-
gen unbar auf ein Konto überwiesen werden können. Die Überweisung hat so zu erfolgen, dass das Mo-
natseinkommen und die Sonderzahlungen spätestens an den in den Abs 1 bis 3 angeführten Auszahlungs-
tagen der oder dem Bediensteten zur Verfügung stehen. 

Kürzung und Entfall des Monatseinkommens 

§ 20 

(1) Das Monatseinkommen wird gekürzt: 

 1. aus Anlass einer Suspendierung (§ 48 L-BG); 

 2. bei teilbeschäftigten Bediensteten; 

 3. bei Bediensteten, denen gemäß den §§ 28, 29 Abs 1 oder 31 Abs 2 bis 4 L-BG bzw § 41 L-VBG 
Dienstfreistellung unter anteiliger Kürzung der Bezüge gewährt ist; 

 4. während der Verbüßung einer Freiheitsstrafe (§ 37 Abs 4 L-BG bzw § 50 Abs 7 L-VBG); 

 5. während einer Rahmenzeit gemäß § 15g L-BG bzw § 41a L-VBG; 

 6. bei längerer Dienstverhinderung (§§ 21 und 22). 

(2) Die Kürzung des Monatseinkommens aus Anlass der Suspendierung wird endgültig, wenn 

 1. die Beamtin oder der Beamte strafgerichtlich verurteilt wird; 

 2. über die Beamtin oder den Beamten im Disziplinarverfahren eine Geldstrafe verhängt oder die 
Entlassung ausgesprochen wird; oder 

 3. die Beamtin oder der Beamte während des strafgerichtlichen Verfahrens oder des Disziplinarver-
fahrens aus dem Dienstverhältnis austritt. 

Trifft keine dieser Voraussetzungen zu, sind die infolge der Kürzung einbehaltenen Beträge der Beamtin 
oder dem Beamten nachzuzahlen. 

(3) Das Monatseinkommen von Bediensteten, 

 1. deren regelmäßige Wochendienstzeit nach § 12i L-BG oder § 22 L-VBG herabgesetzt worden ist 
oder 

 2. die eine Teilzeitbeschäftigung nach den §§ 15h oder 15i MSchG oder nach den §§ 8 oder 8a 
VKG in Anspruch nehmen, 

gebührt nur in dem Ausmaß, das dem Anteil der herabgesetzten Wochendienstzeit an der für eine 
Vollbeschäftigung vorgesehenen Dienstzeit entspricht.  

(4) Während der Rahmenzeit nach § 15g L-BG oder § 41a L-VBG gebührt der oder dem Bedienste-
ten ein Monatseinkommen, das entsprechend dem Anteil der Freistellung an der Rahmenzeit gekürzt ist. 
Nebengebühren sind während der Dienstleistungszeit nicht zu kürzen. Während der Freistellung sind mit 
Ausnahme einer allfälligen Jubiläumszuwendung keine Nebengebühren zu zahlen. Ändert sich die regel-
mäßige Wochendienstzeit während der Dienstleistungszeit, wird die Freistellung vorzeitig beendet oder 
scheidet eine Bedienstete oder ein Bediensteter vor Ablauf der Rahmenzeit aus dem Dienstverhältnis oder 
dem Dienststand aus, ist das für die Dauer der Rahmenzeit gebührende Monatseinkommen neu zu be-
rechnen. Ein allfälliger Übergenuss ist dem Land zu ersetzen, wobei Empfang im guten Glauben nicht 
eingewendet werden kann. Diese Neuberechnung unterbleibt, wenn das Dienstverhältnis zu einer oder 
einem Vertragsbediensteten lediglich auf Grund der Aufnahme in ein öffentlich-rechtliches Dienstver-
hältnis zum Land endet. In diesem Fall ist die festgelegte Rahmenzeit nach den für Beamtinnen und Be-
amte geltenden Bestimmungen weiterzuführen. 
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(5) Eine der oder dem Bediensteten auf Ansuchen unter anteiliger Kürzung des Monatseinkommens 
gewährte Dienstfreistellung gemäß § 31 Abs 2 bis 4 L-BG oder § 41 L-VBG bewirkt eine Kürzung des 
Monatseinkommens, die dem Ausmaß der Dienststunden entspricht, die durch die Dienstfreistellung 
entfallen. Wird das Ausmaß der Dienstfreistellung nicht einheitlich für alle Wochen eines Kalendervier-
teljahres festgelegt, ist für das Ausmaß der Kürzung der Monatsdurchschnitt des jeweiligen Kalendervier-
teljahres heranzuziehen. 

(6) Eine der oder dem Bediensteten unter anteiliger Kürzung der Monatsbezüge gewährte Dienstfrei-
stellung gemäß § 28 oder § 29 Abs 1 L-BG bzw § 41 L-VBG bewirkt eine Kürzung des Monatseinkom-
mens, die dem prozentuellen Ausmaß der Dienststunden entspricht, die im betreffenden Kalenderjahr 
durch die Dienstfreistellung entfallen sollen, mindestens jedoch im Ausmaß von 25 % dieses Monatsein-
kommens. Das Monatseinkommen einer oder eines Bediensteten, die bzw der Mitglied des Nationalrates, 
des Bundesrates oder eines Landtages ist und die bzw der weder dienstfrei noch außer Dienst gestellt ist, 
sind um 25 % zu kürzen. 

(7) Überschreitet die oder der Bedienstete im Durchrechnungszeitraum das festgelegte prozentuelle 
Ausmaß der Dienstfreistellung nach Abs 6, erhöht sich das Ausmaß der Einkommenskürzung für den 
Durchrechnungszeitraum entsprechend. Die oder der Bedienstete hat dadurch entstandene Übergenüsse in 
jedem Fall dem Land zu ersetzen. 

(8) Unterschreitet die oder der Bedienstete im Durchrechnungszeitraum das festgelegte prozentuelle 
Ausmaß der Dienstfreistellung nach Abs 6, vermindert sich das Ausmaß der Einkommenskürzung für den 
Durchrechnungszeitraum entsprechend, darf aber 25 % des Monatseinkommens nicht unterschreiten. Die 
Differenz ist der oder dem Bediensteten nachzuzahlen. 

(9) Das Monatseinkommen entfällt: 

 1. für die Dauer eines Karenzurlaubs, einer Karenz, einer gänzlichen Dienstfreistellung nach § 15h 
L-BG oder § 41b L-VBG sowie eines Präsenz-, Ausbildungs- oder Zivildienstes; 

 2. wenn die oder der Bedienstete eigenmächtig länger als drei Tage dem Dienst fernbleibt, ohne 
einen ausreichenden Entschuldigungsgrund nachzuweisen, für die Gesamtdauer der ungerechtfer-
tigten Abwesenheit vom Dienst; 

 3. für die Dauer der Außerdienststellung gemäß den §§ 29 Abs 3 oder 30 L-BG oder § 41 L-VBG, 
für die Dauer der Außerdienststellung und die Zeit des Empfanges eines im § 3 Abs 1 Z 1 bis 7, 9 
bis 11 und 13 des Bundesbezügegesetzes oder § 4 Abs 1 Z 6 bis 10 und 12 bis 14 des Salzburger 
Bezügegesetzes 1998 angeführten Bezuges oder des Bezuges eines Mitgliedes der Kommission 
der Europäischen Gemeinschaften. 

(10) Für jeden Kalendertag vom ersten Tag eines Zeitraums gemäß Abs 9 bis zum Tag des Wieder-
antritts des Dienstes ist der verhältnismäßige Teil des Monatseinkommens abzuziehen. Umfasst ein sol-
cher Fall einen ganzen Kalendermonat, entfällt für den betreffenden Monat der Anspruch auf Monatsein-
kommen. Ein bereits ausbezahltes, nicht gebührendes Monatseinkommen ist hereinzubringen. 

Ansprüche der Vertragsbediensteten bei Dienstverhinderung 

§ 21 

(1) Ist die oder der Vertragsbedienstete nach Antritt des Dienstes durch Unfall oder Krankheit an der 
Dienstleistung verhindert, ohne dass sie bzw er die Verhinderung vorsätzlich oder durch grobe Fahrläs-
sigkeit herbeigeführt hat, behält sie bzw er den Anspruch auf das Monatseinkommen und die Kinderzula-
ge bis zur Dauer von 42 Kalendertagen, wenn aber das Dienstverhältnis fünf Jahre gedauert hat, bis zur 
Dauer von 91 Kalendertagen und bei einer Dauer von zehn Jahren und mehr bis zur Dauer von 182 Ka-
lendertagen. 

(2) Die im Abs 1 festgelegten Zeiträume verlängern sich, wenn die Dienstverhinderung die Folge ei-
ner Gesundheitsschädigung ist, für welche die oder der Vertragsbedienstete eine Rente nach dem Kriegs-
opferversorgungsgesetz 1957 oder dem Opferfürsorgegesetz bezieht, 

 1. bei einer Minderung der Erwerbsfähigkeit von mindestens 50 % derart, dass das Ausmaß der auf 
solche Schädigungen zurückzuführenden Dienstverhinderungen nur zu zwei Drittel auf die im 
Abs 1 angeführten Zeiträume angerechnet wird; 

 2. bei einer Minderung der Erwerbsfähigkeit von mindestens 70 % derart, dass das Ausmaß der auf 
solche Schädigungen zurückzuführenden Dienstverhinderungen nur zur Hälfte auf die im Abs 1 
angeführten Zeiträume angerechnet wird. 

(3) Dauert die Dienstverhinderung über die in den Abs 1 und 2 bestimmten Zeiträume hinaus an, ge-
bührt der oder dem Vertragsbediensteten für die gleichen Zeiträume die Hälfte des Monatseinkommens 
und der Kinderzulage. 
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(4) Die in den Abs 1 bis 3 vorgesehenen Ansprüche enden, wenn nicht nach Abs 6 etwas anderes be-
stimmt wird, jedenfalls mit dem Ende des Dienstverhältnisses. 

(5) Tritt innerhalb von sechs Monaten nach Wiederantritt des Dienstes abermals eine Dienstverhin-
derung durch Krankheit oder infolge desselben Unfalles ein, gilt sie als Fortsetzung der früheren Dienst-
verhinderung. 

(6) Bei einer Dienstverhinderung infolge eines Unfalles im Dienst, welche die oder der Vertragsbe-
dienstete nicht selbst vorsätzlich oder grob fahrlässig herbeigeführt hat, können die Leistungen des 
Dienstgebers gemäß Abs 1 und 3 über die in den Abs 1 bis 3 angegebenen Zeiträume, selbst über das 
Ende des Dienstverhältnisses hinaus, ganz oder zum Teil gewährt werden. 

(7) Wird die oder der Vertragsbedienstete nach wenigstens einmonatiger Dienstleistung durch andere 
wichtige, ihre bzw seine Person betreffende Gründe ohne ihr bzw sein Verschulden an der Dienstleistung 
verhindert, gebühren ihr bzw ihm das Monatseinkommen und die Kinderzulage für die ersten 15 Kalen-
dertage in voller Höhe, für weitere 15 Kalendertage in halber Höhe. 

(8) Weiblichen Vertragsbediensteten gebührt für die Zeit, während der sie nach § 3 Abs 1 bis 3 und 
§ 5 Abs 1 MSchG nicht beschäftigt werden dürfen, kein Monatseinkommen, wenn die laufenden Barleis-
tungen des Sozialversicherungsträgers für diese Zeit die Höhe der vollen Bezüge erreichen. Ist dies nicht 
der Fall, gebührt ihnen eine Ergänzung auf die vollen Bezüge, höchstens jedoch im Ausmaß von 49 % der 
Bezüge. Die Zeit, für die nach den angeführten Bestimmungen ein Beschäftigungsverbot besteht, gilt 
nicht als Dienstverhinderung im Sinn des Abs 1. 

(9) Haben Dienstverhinderungen wegen Unfall oder Krankheit oder aus den Gründen des Abs 7 ein 
Jahr gedauert, endet das Dienstverhältnis mit Ablauf dieser Frist, es sei denn, dass vorher seine Fortset-
zung vereinbart wurde. Bei der Berechnung der einjährigen Frist gilt eine Dienstverhinderung, die inner-
halb von sechs Monaten nach Wiederantritt des Dienstes eintritt, als Fortsetzung der früheren Dienstver-
hinderung. Der Dienstgeber hat die oder den Vertragsbediensteten spätestens drei Monate vor Ablauf der 
Frist nachweislich vom bevorstehenden Ende des Dienstverhältnisses gemäß dem ersten Satz zu verstän-
digen. Erfolgt die nachweisliche Verständigung später, endet das Dienstverhältnis drei Monate nach die-
ser Verständigung, wenn die bzw der Vertragsbedienstete bis dahin den Dienst nicht wieder angetreten 
hat und vor Ablauf dieser Frist auch keine Verlängerung des Dienstverhältnisses vereinbart worden ist. 
Die Verständigung gilt auch dann als nachweislich erfolgt, wenn sie auf eine Weise zugestellt oder hinter-
legt wurde, die den Vorschriften des Zustellgesetzes über die Zustellung zu eigenen Handen oder über 
eine nachfolgende Hinterlegung entspricht. Abgabestelle ist jedenfalls auch eine von der oder dem Ver-
tragsbediensteten dem Dienstgeber bekannt gegebene Wohnadresse. 

Ansprüche der Beamtin oder des Beamten bei Dienstverhinderung 

§ 22 

(1) Ist eine Beamtin oder ein Beamter durch Unfall, ausgenommen Dienstunfall, oder durch Krank-
heit an der Dienstleistung verhindert, gebührt ihr oder ihm ab einer Dauer der Dienstverhinderung von 
182 Kalendertagen ein Bezug in der Höhe von 80 % eines Betrages, der sich zusammensetzt aus: 

 1. dem Monatseinkommen, der der Beamtin oder dem Beamten ohne diese Dienstverhinderung 
gebührt hätte, und 

 2. der Summe der Abgeltungen und Nebengebühren, die die Beamtin oder der Beamte ohne Dienst-
verhinderung beziehen würde und die ihr oder ihm zufolge der Abwesenheit vom Dienst nicht 
mehr gebühren; bei nicht pauschalierten Nebengebühren ist von einem Zwölftel der Summe die-
ser Nebengebühren auszugehen, die die Beamtin oder der Beamte für die letzten zwölf Kalen-
dermonate vor Beginn der Dienstverhinderung bezogen hat. 

Die Kinderzulage ist von einer solchen Kürzung ausgenommen. Überschreitet der so errechnete Be-
trag das Monatseinkommen gemäß § 4, gebührt der Beamtin oder dem Beamten nur ein Betrag in der 
Höhe des Monatseinkommens. 

(2) Die Kürzung tritt mit dem Tag nach Ablauf der im Abs 1 angeführten Frist ein und ist bis ein-
schließlich dem Tag vor Wiederantritt des Dienstes wirksam. Ergeben sich daraus innerhalb desselben 
Kalendermonats Tage mit unterschiedlichen Bezugsansprüchen, ist für jeden Tag der Kürzung der ver-
hältnismäßige Teil des Kürzungsbetrages nach den Abs 1 und 3 für die Bemessung der Bezüge zu be-
rücksichtigen. 

(3) Tritt innerhalb von sechs Monaten nach Wiederantritt des Dienstes neuerlich eine Dienstverhin-
derung durch Krankheit oder infolge desselben Unfalls ein, gilt sie als Fortsetzung der früheren Dienst-
verhinderung. In diesem Fall ist für die Berücksichtigung der nicht pauschalierten Nebengebühren trotz-
dem der zwölfmonatige Zeitraum vor der ersten Dienstverhinderung maßgebend. Die Kürzung der Bezü-
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ge wird mit dem Tag des Beginns der neuerlichen Dienstverhinderung wirksam, wenn die Frist gemäß 
Abs 1 bereits überschritten ist. 

(4) Sinkt das Monatseinkommen durch die Maßnahmen nach den Abs 1 bis 3 unter die gemäß § 33 
Abs 5 LB-PG geltenden Mindestsätze ab, gebührt der Beamtin oder dem Beamten die darin vorgesehene 
Ergänzungszulage im Ausmaß des Unterschiedsbetrages zwischen ihrem oder seinem gekürzten Monats-
einkommen und den in Betracht kommenden Mindestsätzen. Die für die Ergänzungszulage geltenden 
Bestimmungen des Landesbeamten-Pensionsgesetzes sind anzuwenden. Die Ergänzungszulage ist bei der 
Bemessung der Sonderzahlung zu berücksichtigen. 

(5) Allfällige Übergenüsse, die sich aus der Anwendung der Abs 1 bis 4 ergeben, sind dem Land 
abweichend vom § 24 in jedem Fall zu ersetzen. 

(6) Während eines Beschäftigungsverbotes nach dem MSchG (sowohl vor als auch nach der Entbin-
dung) sind die Abs 1 bis 5 nicht anzuwenden. Ein solches Beschäftigungsverbot beendet den Lauf der in 
den Abs 1 und 3 jeweils erster Satz enthaltenen Fristen. 

Abzug von Beiträgen 

§ 23 

Beiträge zu kollektivvertragsfähigen Berufsvereinigungen dürfen vom Land mit Zustimmung der 
oder des Bediensteten von ihrem bzw seinem Monatseinkommen abgezogen werden. Die Zustimmung 
kann jederzeit schriftlich widerrufen werden. Für das Wirksamwerden von Zustimmung und Widerruf gilt 
§ 17 Abs 3 sinngemäß. 

Ersatz zu Unrecht empfangener Leistungen 

§ 24 

(1) Zu Unrecht empfangene Leistungen (Übergenüsse) sind dem Land zu ersetzen, soweit sie nicht 
im guten Glauben empfangen worden sind. 

(2) Die rückforderbaren Leistungen sind durch Abzug von den nach diesem Gesetz gebührenden 
Leistungen hereinzubringen; dies kann auch in Raten erfolgen. Bei der Festsetzung der Raten ist auf die 
wirtschaftlichen Verhältnisse der oder des Ersatzpflichtigen Rücksicht zu nehmen. Wenn die Hereinbrin-
gung durch Abzug nicht möglich ist, hat die Dienstbehörde bzw der Dienstgeber die oder den Ersatz-
pflichtigen zum Ersatz aufzufordern. Wird der Ersatz nicht geleistet, sind die rückforderbaren Leistungen 
bei Beamtinnen und Beamten nach dem Verwaltungsvollstreckungsgesetz 1991 hereinzubringen. 

(3) Die Verpflichtung zum Ersatz ist bei Beamtinnen und Beamten auf Verlangen mit Bescheid fest-
zustellen. 

(4) Soweit die Ersatzforderung des Landes durch Abzug hereinzubringen ist, geht sie den Forderun-
gen anderer Personen vor. 

(5) Aus berücksichtigungswürdigen Gründen kann die Rückzahlung gestundet werden. Von der Her-
einbringung rückforderbarer Leistungen kann von der Dienstbehörde (bei Beamtinnen und Beamten) oder 
vom Dienstgeber (bei Vertragsbediensteten) Abstand genommen werden, wenn die Hereinbringung eine 
besondere Härte bedeuten würde oder das Verfahren zur Hereinbringung mit Kosten und Weiterungen 
verbunden wäre, die in keinem Verhältnis zum Rückforderungsbetrag stehen würden. 

Verjährung 

§ 25 

(1) Soweit nicht anderes bestimmt ist, verjährt der Anspruch auf Leistungen, wenn er nicht innerhalb 
von drei Jahren geltend gemacht wird, nachdem die anspruchsbegründende Leistung erbracht worden 
oder der anspruchsbegründende Aufwand entstanden ist. 

(2) Das Recht auf Rückforderung zu Unrecht entrichteter Leistungen (Übergenüsse) verjährt nach 
drei Jahren ab ihrer Entrichtung. 

(3) Was trotz Verjährung geleistet worden ist, kann nicht zurückgefordert werden. 

(4) Die Bestimmungen der §§ 1494, 1496 und 1497 ABGB über die Hemmung und Unterbrechung 
der Verjährung sind mit den Maßgaben anzuwenden, dass 

 1. bei Beamtinnen und Beamten die Geltendmachung eines Anspruches im Verwaltungsverfahren 
einer Klage gleichzuhalten ist; 

 2. die schriftliche Geltendmachung eines noch nicht verjährten Anspruches durch die oder den 
Vertragsbediensteten gegenüber dem Dienstgeber die Verjährung unterbricht. 

(5) Bringt eine Vertragsbedienstete oder ein Vertragsbediensteter innerhalb von drei Monaten 
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 1. nach Erhalt einer endgültigen abschlägigen Entscheidung oder, 

 2. wenn der Dienstgeber binnen zwölf Monaten keine endgültige Entscheidung trifft, nach Ablauf 
dieser Frist keine Klage ein, gilt die Unterbrechung (Abs 4 Z 2) als nicht eingetreten. 

Wiederaufnahme in den Dienststand 

§ 26 

Wird eine Beamtin oder ein Beamter des Ruhestandes wieder in den Dienststand aufgenommen und 
ist damit keine Verwendungsänderung verbunden, gebührt ihr bzw ihm die besoldungsrechtliche Stellung, 
die sie bzw er im Zeitpunkt ihrer bzw seiner Versetzung in den Ruhestand gehabt hat. Der Beamtin oder 
dem Beamten ist in der Einkommensstufe, die sie bzw er anlässlich der Wiederaufnahme in den Dienst-
stand erhält, die Zeit anzurechnen, die sie bzw er vor seiner Versetzung in den Ruhestand in dieser Ein-
kommensstufe verbracht hat, soweit sie nach den damals geltenden Vorschriften für die Vorrückung 
wirksam gewesen ist. 

4. Abschnitt 

Nebengebühren 

Arten der Nebengebühren, Pauschalierung 

§ 27 

(1) Nebengebühren sind: 

 1. die Überstunden- und Mehrstundenabgeltung (§ 29), 

 2. die Abgeltung der Wochenend- und Feiertagstätigkeit (§ 30), 

 3. die Journaldienstabgeltung (§ 31), 

 4. die Bereitschaftsabgeltung (§ 32), 

 5. die Gefahrenabgeltung (§ 33), 

 6. die Erschwernisabgeltung (§ 34), 

 7. die besonderen Abgeltungen für den medizinischen Bereich (§ 35), 

 8. der Fahrtkostenzuschuss (§ 36), 

 9. die Jubiläumszuwendung (§ 37), 

 10. die Reisegebühren (§ 38). 

Ein Anspruch auf eine Nebengebühr kann immer nur für Zeiträume bestehen, für die auch ein Anspruch 
auf Monatseinkommen besteht. 

(2) Die unter Abs 1 Z 1 bis 7 und 10 angeführten Nebengebühren mit Ausnahme der Sonn- und Fei-
ertagszulage (§ 30 Abs 4) und der Abgeltung gemäß § 35 Abs 1 können pauschaliert werden, wenn die 
Dienstleistungen, die einen Anspruch auf eine solche Nebengebühr begründen, dauernd oder so regelmä-
ßig erbracht werden, dass die Ermittlung monatlicher Durchschnittswerte möglich ist (Einzelpauschale). 
Die Festsetzung einheitlicher Pauschalen für im Wesentlichen gleichartige Dienste ist zulässig (Gruppen-
pauschale). Bei pauschalierten Überstundenabgeltungen ist zu bestimmen, welcher Teil der Abgeltung 
den Überstundenzuschlag darstellt. 

(3) Das Pauschale hat den ermittelten Durchschnittswerten unter Bedachtnahme auf Abs 5 angemes-
sen zu sein und ist nach folgenden Bestimmungen festzusetzen: 

 1. Überstunden- und Mehrstundenabgeltung und Sonn- und Feiertagsabgeltung (Abs 1 Z 1 und 2) 
sind bei Einzelpauschalierungen in einem Prozentsatz des Monatseinkommens festzusetzen. 

 2. Überstunden- und Mehrstundenabgeltung und Sonn- und Feiertagsabgeltung können bei Grup-
penpauschalierung auch in einem Prozentsatz des Einkommensansatzes der Einkommensstufe 1 
des Einkommensbandes 1 festgesetzt werden; 

 3. Nebengebühren gemäß Abs 1 Z 3 bis 7 sind, soweit in den nachstehenden Bestimmungen nicht 
anderes bestimmt wird, in einem Prozentsatz des Einkommensansatzes der Einkommensstufe 1 
des Einkommensbandes 1 des jeweils geltenden Einkommensschemas festzusetzen. 

 4. Die übrigen Nebengebühren sind in einem Eurobetrag festzusetzen. 

(4) Pauschalierte Nebengebühren sind mit dem jeweiligen Monatseinkommen auszuzahlen. 

(5) Der Anspruch auf pauschalierte Nebengebühren wird durch einen Urlaub, während dessen die 
oder der Bedienstete den Anspruch auf das Monatseinkommen behält, oder eine Dienstverhinderung auf 
Grund eines Dienstunfalls nicht berührt. Ist die oder der Bedienstete aus einem anderen Grund länger als 
30 Tage vom Dienst abwesend, wird mit Ausnahme der im § 35 Abs 2 vorgesehenen Nebengebühr ab 
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einschließlich dem 30. Tag für jeden weiteren Tag der Dienstabwesenheit der verhältnismäßige Teil von 
der pauschalierten Nebengebühr abgezogen. 

(6) Die pauschalierte Nebengebühr ist neu zu bemessen, wenn sich der ihrer Bemessung zu Grunde 
liegende Sachverhalt wesentlich geändert hat. Die Neubemessung wird im Fall der Erhöhung der pau-
schalierten Nebengebühr mit dem auf die Änderung folgenden Monatsersten, in allen anderen Fällen mit 
dem auf die Zustellung des Bescheides (bei Beamtinnen und Beamten) oder der schriftlichen Mitteilung 
(bei Vertragsbediensteten) folgenden Monatsersten wirksam. 

(7) Tritt eine Bedienstete oder ein Bediensteter mit Anspruch auf eine durch Verordnung pauscha-
lierte Nebengebühr unmittelbar 

 1. nach Ablauf eines Karenzurlaubs oder einer Karenz oder 

 2. im Anschluss an einen Ausbildungs-, Präsenz- oder Zivildienst 

erst nach dem ersten Arbeitstag eines Kalendermonats den Dienst wieder an, gebührt ihr bzw ihm diese 
Nebengebühr für den betreffenden Kalendermonat in dem Ausmaß, das sich aus § 20 Abs 10 ergibt. 

Nebengebühren bei Teilbeschäftigung und Dienstfreistellung 

§ 28 

(1) Für Zeiträume, in denen Bedienstete 

 1. nach § 12i L-BG (§ 22 L-VBG) teilbeschäftigt sind; 

 2. eine Teilzeitbeschäftigung nach den §§ 15h oder 15i MSchG oder nach den §§ 8 oder 8a VKG in 
Anspruch nehmen; 

 3. gemäß den §§ 28, 29 Abs 1 oder 31 Abs 2 bis 4 L-BG oder § 41 L-VBG dienstfreigestellt sind, 
oder 

 4. gemäß den §§ 15h Abs 1 L-BG oder 41b Abs 1 L-VBG teilbeschäftigt oder gänzlich dienstfrei-
gestellt sind, 

gebühren ihnen keine pauschalierten, unter § 27 Abs 1 Z 1 bis 4 angeführten Nebengebühren. Laufende 
solche pauschalierte Nebengebühren erlöschen abweichend von § 27 Abs 6 mit dem Wirksamwerden 
einer Maßnahme nach den Z 1 bis 4. 

(2) Sonstige pauschalierte Nebengebühren gebühren in dem Ausmaß, das sich bei Anwendung des 
§ 27 Abs 2 bis 5 durch die auf Grund der Herabsetzung der Wochendienstzeit, der Teilzeitbeschäftigung 
oder der Dienstfreistellung geänderten Verhältnisse ergibt. Die sich daraus ergebende Verringerung sol-
cher pauschalierter Nebengebühren wird abweichend von § 27 Abs 6 für den Zeitraum wirksam, für den 
die Maßnahme nach Abs 1 Z 1 bis 4 gilt. 

Überstunden- und Mehrstundenabgeltung 

§ 29 

(1) Bediensteten gebührt für Über- und Mehrstunden, die 

 1. nicht gemäß § 12b Abs 4 Z 1 oder Abs 5 Z 1 L-BG (§ 22 L-VBG) in Freizeit oder 

 2. gemäß § 12b Abs 4 Z 3 L-BG oder Abs 5 Z 3 (§ 22 L-VBG) im Verhältnis 1 : 1 in Freizeit 

ausgeglichen werden, eine Überstunden- oder Mehrstundenabgeltung. 

(2) Die Überstunden- oder Mehrstundenabgeltung umfasst: 

 1. im Fall des § 12b Abs 4 Z 2 oder Abs 5 Z 2 L-BG (§ 22 L-VBG) die Grundvergütung und den 
Überstunden- oder Mehrstundenzuschlag; 

 2. im Fall des § 12b Abs 4 Z 3 oder Abs 5 Z 3 L-BG (§ 22 L-VBG) den Überstunden- oder Mehr-
stundenzuschlag. 

(3) Die Grundvergütung für die Über- oder Mehrstunde ist durch die Teilung des die Bemessungs-
grundlage bildenden Betrages durch die 4,33-fache Anzahl der für die oder den Bediensteten gemäß § 12a 
Abs 2 L-BG (§ 22 L-VBG) geltenden Wochenstundenzahl zu ermitteln. Die Bemessungsgrundlage be-
steht bei Überstunden aus dem um 20 % reduzierten Monatseinkommen und bei Mehrstunden aus dem 
Monatseinkommen der oder des Bediensteten. Bei Bezieherinnen und Beziehern der kombinierten Er-
schwernis- und Gefahrenabgeltung gemäß § 35 Abs 2 ist bei der Berechnung des Monatseinkommens 
abweichend von § 4 Abs 1 an Stelle dieser Abgeltung die dem jeweiligen Einkommensband entsprechen-
de Ergänzungszulage (§ 15 Abs 8) einzurechnen.  

(4) Der Überstunden- oder Mehrstundenzuschlag beträgt: 

 1. bei Überstunden außerhalb der Nachtzeit 50 % der Grundvergütung und für Überstunden wäh-
rend der Nachtzeit (22:00 bis 6:00 Uhr) 100 % der Grundvergütung; 
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 2. bei Mehrstunden gemäß § 12b Abs 5 L-BG dritter Satz (§ 22 L-VBG) 25 % der Grundvergütung. 

(5) Die Überstunden- oder Mehrstundenabgeltung gebührt bereits vor Ablauf der im § 12b Abs 6 L-
BG (§ 22 L-VBG) angeführten Frist, wenn feststeht, dass ein Freizeitausgleich bis zum Ablauf dieser 
Frist nicht möglich sein wird und eine Fristerstreckung mangels Zustimmung der oder des Bediensteten 
nicht in Betracht kommt. 

(6) Der Abrechnungszeitraum für die Überstundenabgeltung ist bei vollbeschäftigten Bediensteten 
der Kalendermonat und bei teilbeschäftigten Bediensteten das Kalendervierteljahr. Die im Abrechnungs-
zeitraum geleisteten Überstunden oder Mehrstunden sind zusammenzuzählen. Für Bruchteile von Über- 
oder Mehrstunden, die sich dabei ergeben, gebührt der oder dem Bediensteten der verhältnismäßige Teil 
der Überstunden- oder Mehrstundenabgeltung. 

(7) Die Teilnahme an Empfängen und gesellschaftlichen Veranstaltungen begründet, auch wenn sie 
dienstlich notwendig ist, weder einen Anspruch auf Freizeitausgleich noch einen Anspruch auf Überstun-
den- oder Mehrstundenabgeltung. 

(8) Wären zusätzliche Dienstleistungen nach § 12i Abs 3 L-BG (§ 22 L-VBG), nach § 23 Abs 10 
MSchG oder nach § 10 Abs 12 VKG, mit denen die regelmäßige Wochendienstzeit bei Vollbeschäftigung 
nach § 12a Abs 2 L-BG überschritten wird, mit verschieden hohen Überstundenzuschlägen abzugelten, 
sind zunächst jene Dienstleistungen abzugelten, für die die höheren Überstundenzuschläge gebühren. 

Abgeltung der Wochenend- und Feiertagstätigkeit 

§ 30 

(1) Soweit im Abs 4 nicht anderes bestimmt ist, gebührt den Bediensteten für jede Stunde der 
Dienstleistung an einem Sonntag oder gesetzlichen Feiertag an Stelle der Überstunden- oder Mehrstun-
denabgeltung nach § 29 eine Sonn- und Feiertagsabgeltung. 

(2) Die Sonn- und Feiertagsabgeltung besteht aus der Grundvergütung nach § 29 Abs 3 und einem 
Zuschlag. Der Zuschlag beträgt für Dienstleistungen bis einschließlich der achten Stunde 100 % und ab 
der neunten Stunde 200 % der Grundvergütung. 

(3) Ist bei Schicht- oder Wechseldienst regelmäßig an Sonn- und gesetzlichen Feiertagen Dienst zu 
leisten und wird die oder der Bedienstete turnusweise zu solchen Sonn- und Feiertagsdiensten unter Ge-
währung einer entsprechenden Ersatzruhezeit eingeteilt, gilt der Dienst an dem Sonn- und Feiertag als 
Werktagsdienst. Wird die oder der Bedienstete während der Ersatzruhezeit zur Dienstleistung herangezo-
gen, gilt dieser Dienst als Sonntagsdienst. 

(4) Den unter Abs 3 fallenden Bediensteten, die an einem Sonntag oder gesetzlichen Feiertag Dienst 
leisten, gebührt für jede Stunde einer solchen Dienstleistung eine Sonn- und Feiertagszulage im Ausmaß 
von 2,1 ‰ des Einkommensansatzes der Einkommensstufe 1 des Einkommensbandes 1 aus dem Ein-
kommensschema 1. 

(5) Bediensteten, die zu solchen verlängerten Diensten gemäß § 4 KA-AZG herangezogen werden, 
die an einem Samstag, Sonn- oder Feiertag beginnen, gebührt je Dienst zusätzlich zu einer allfälligen 
Journaldienstabgeltung (§ 31) eine Erschwernisabgeltung, deren Ausmaß in einem Prozentsatz des Ein-
kommensansatzes der Einkommensstufe 1 des Einkommensbandes 1 aus dem Einkommensschema 2 
festzulegen ist. Die Festlegung kann in einer nach Modellstellen unterschiedlichen Höhe erfolgen. 

(6) § 29 Abs 6 bis 8 ist anzuwenden. 

Journaldienstabgeltung 

§ 31 

(1) Bediensteten, die außerhalb der im Dienstplan vorgeschriebenen Dienststunden zu einem Jour-
naldienst herangezogen werden, gebührt für die im Journaldienst enthaltene Bereitschaftszeit und Dienst-
leistung an Stelle der Vergütungen nach den §§ 29 und 30 eine Journaldienstabgeltung. Die Wochenend- 
und Feiertagsentschädigung (§ 30 Abs 5) wird ergänzend zur Journaldienstabgeltung gewährt.  

(2) Die Höhe der Journaldienstabgeltung ist unter Bedachtnahme auf die Dauer des Dienstes und die 
durchschnittliche Inanspruchnahme während dieses Dienstes festzulegen. Die Festlegung kann in einer 
nach Modellstellen unterschiedlichen Höhe erfolgen. 

(3) Für die Journaldienstabgeltung können abweichend von § 27 Abs 2 nicht nur monatliche Durch-
schnittswerte, sondern auch auf andere Zeiträume bezogene Durchschnittswerte ermittelt und pauschaliert 
festgelegt werden. In diesem Fall wird die Zulage mit jenem Monatseinkommen ausgezahlt, das auf den 
anspruchsbegründenden Zeitraum folgt. 
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Bereitschaftsabgeltung 

§ 32 

(1) Bediensteten, die sich außerhalb der im Dienstplan vorgeschriebenen Dienststunden auf Anord-
nung in einer Dienststelle oder an einem bestimmten anderen Ort aufzuhalten haben, um bei Bedarf auf 
der Stelle ihre dienstliche Tätigkeit aufnehmen zu können, gebührt dafür an Stelle der in den §§ 29 bis 31 
bestimmten Nebengebühren eine Bereitschaftsabgeltung, bei deren Bemessung auf die Dauer der Bereit-
schaft Bedacht zu nehmen ist. 

(2) Bediensteten, die sich außerhalb der im Dienstplan vorgeschriebenen Dienststunden sowohl in 
ihrer Wohnung erreichbar zu halten als auch von sich aus bei Eintritt von ihnen zu beobachtender Um-
stände ihre dienstliche Tätigkeit aufzunehmen haben, gebührt dafür an Stelle der in den §§ 29 bis 31 be-
stimmten Nebengebühren eine Bereitschaftsabgeltung, bei deren Bemessung auf die Dauer der Bereit-
schaft und die Häufigkeit allenfalls vorgeschriebener Beobachtungen Bedacht zu nehmen ist. 

(3) Bediensteten, die sich außerhalb der im Dienstplan vorgeschriebenen Dienststunden erreichbar 
zu halten haben (Rufbereitschaft), gebührt dafür an Stelle der in den §§ 29 bis 31 bestimmten Nebenge-
bühren eine Bereitschaftsabgeltung, deren Höhe nach der Dauer der Bereitschaft zu bemessen ist. 

Gefahrenabgeltung 

§ 33 

Bediensteten, die Dienste verrichten, die mit besonderen Gefahren für Gesundheit und Leben ver-
bunden sind, gebührt eine Gefahrenabgeltung, soweit diese besondere Gefahrensituation sich nicht bereits 
aus den in der Modellstellen-Verordnung für jene Modellstelle festgelegten Anforderungsarten ergibt. Bei 
der Bemessung der Gefahrenabgeltung ist auf die Art und das Ausmaß der Gefahr angemessen Rücksicht 
zu nehmen. 

Erschwernisabgeltung 

§ 34 

Bediensteten, die ihren Dienst unter besonderen körperlichen Anstrengungen oder sonstigen beson-
ders erschwerten Umständen verrichten müssen, gebührt eine Erschwernisabgeltung, soweit diese beson-
dere Erschwernis sich nicht bereits aus den in der Modellstellen-Verordnung für jene Modellstelle festge-
legten Anforderungsarten ergibt. Bei der Bemessung der Erschwernisabgeltung ist auf die Art und das 
Ausmaß der Erschwernis angemessen Rücksicht zu nehmen. 

Besondere Abgeltungen für den medizinischen Bereich 

§ 35 

(1) Bediensteten, die anstelle von verhinderten Landesbediensteten kurzfristig einen verlängerten 
Dienst gemäß § 4 KA-AZG leisten, gebührt je Dienst eine Erschwernisabgeltung, deren Ausmaß in einem 
Prozentsatz des Einkommensansatzes der Einkommensstufe 1 des Einkommensbandes 1 aus dem Ein-
kommensschema 2 festzulegen ist. Die Festlegung kann in einer nach Modellstellen unterschiedlichen 
Höhe erfolgen. 

(2) Bediensteten der Modellfunktionen Gehobener Dienst für Gesundheits- und Krankenpflege, Sa-
nitätshilfsdienst und Krankenpflegehilfe, deren Dienst sowohl die Anforderungen des § 33 als auch des 
§ 34 erfüllt (zB Dienst in Intensiveinheiten), gebührt eine kombinierte Erschwernis- und Gefahrenabgel-
tung. Bei der Bemessung dieser Abgeltung ist auf die Art und das Ausmaß der Gefahr und der Erschwer-
nis angemessene Rücksicht zu nehmen. Neben der kombinierten Erschwernis- und Gefahrenabgeltung 
kann keine andere Abgeltung der in den § 33 und 34 geregelten Art bezogen werden. 

Fahrtkostenzuschuss 

§ 36 

(1) Bediensteten gebührt ein Fahrtkostenzuschuss, wenn 

 1. die Wegstrecke zwischen der Dienststelle und der nächstgelegenen Wohnung mehr als zwei 
Kilometer beträgt, 

 2. sie diese Wegstrecke an den Arbeitstagen regelmäßig zurücklegen und 

 3. die notwendigen monatlichen Fahrtauslagen für das billigste öffentliche Beförderungsmittel, das 
für die oder den Bediensteten zweckmäßigerweise in Betracht kommt, den Fahrtkostenanteil 
übersteigen, den Bedienstete nach Abs 3 selbst zu tragen haben. 

Beträgt die Entfernung zwischen Dienstort und Wohnort mehr als 20 km, ist der Berechnung der 
Fahrtauslagen eine Entfernung von 20 km zugrunde zu legen. 
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(2) Soweit für Wegstrecken zwischen der nächstgelegenen Wohnung und der Dienststelle ein öffent-
liches Beförderungsmittel nicht in Betracht kommt und diese Wegstrecken in einer Richtung mehr als 
zwei Kilometer betragen, sind die monatlichen Fahrtauslagen dafür nach den billigsten für Personenzüge 
2. Klasse in Betracht kommenden Fahrtkosten, gemessen an der kürzesten Wegstrecke, zu ermitteln. 

(3) Der monatliche Fahrtkostenanteil, den Bedienstete selbst zu tragen haben (Eigenanteil), ent-
spricht dem jeweiligen Preis einer Monatskarte für das billigste öffentliche Beförderungsmittel innerhalb 
der Stadt Salzburg. Für Bedienstete, die ihren Dienstort mit öffentlichen Verkehrsmitteln regelmäßig 
nicht erreichen können, beträgt der Eigenanteil 80 % dieses Preises. Bei Bediensteten, die auf Grund ihrer 
Behinderung kein öffentliches Verkehrsmittel benützen können, ist kein Eigenanteil in Abzug zu bringen. 

(4) Der Fahrtkostenzuschuss gebührt im Ausmaß von elf Zwölfteln des Betrages, um den die not-
wendigen monatlichen Fahrtauslagen (Abs 1 Z 3) den Eigenanteil übersteigen. 

(5) Kein Bestandteil der monatlichen Fahrtauslagen sind die Kosten für einen Ermäßigungsausweis 
eines öffentlichen Beförderungsmittels. Diese Kosten sind, wenn die oder der Bedienstete Anspruch auf 
Auszahlung eines Fahrtkostenzuschusses hat, gemeinsam mit dem Betrag zu ersetzen, der für den auf die 
Geltendmachung dieser Kosten folgenden übernächsten Monat gebührt. 

(6) Die oder der Bedienstete ist vom Anspruch auf Fahrtkostenzuschuss ausgeschlossen, solange er 
Anspruch auf Reisegebühren gemäß § 22 und § 34 der Reisegebührenvorschrift 1955 iVm § 38 hat. 

(7) Auf den Anspruch und das Ruhen des Fahrtkostenzuschusses ist § 27 Abs 5 anzuwenden. 

(8) Bedienstete haben alle Tatsachen, die für das Entstehen oder den Wegfall des Anspruches auf 
Fahrtkostenzuschuss oder für die Änderung seiner Höhe von Bedeutung sind, binnen einer Woche schrift-
lich zu melden. Wird die Meldung später erstattet, gebührt der Fahrtkostenzuschuss oder seine Erhöhung 
von dem der Meldung folgenden Monatsersten oder, wenn die Meldung an einem Monatsersten erstattet 
wurde, von diesem Tag an. In den übrigen Fällen wird die Neubemessung des Fahrtkostenzuschusses mit 
dem auf die Änderung folgenden Monatsersten oder, wenn die Änderung an einem Monatsersten erfolgte, 
mit diesem Tag wirksam. 

Jubiläumszuwendung 

§ 37 

(1) Bediensteten kann aus Anlass der Vollendung einer Dienstzeit von 25 und 35 Jahren für treue 
Dienste eine Jubiläumszuwendung gewährt werden. Die Jubiläumszuwendung beträgt nach einer Dienst-
zeit von 25 Jahren das Einfache und nach einer Dienstzeit von 35 Jahren das Zweifache des Monatsein-
kommens, das der besoldungsrechtlichen Stellung der oder des Bediensteten in dem Monat entspricht, in 
den das Dienstjubiläum fällt. Bei teilbeschäftigten oder ehemals teilbeschäftigten Bediensteten ist die 
Jubiläumszuwendung nach jenem Teil des Monatseinkommens zu bemessen, der dem durchschnittlichen 
Beschäftigungsausmaß im Landesdienst entspricht. Als Grundlage ist dabei das Monatseinkommen einer 
oder eines vollbeschäftigten Bediensteten gleicher Einstufung heranzuziehen. 

(2) Die Dienstzeit ist vom Tag des tatsächlichen Eintritts in den Landesdienst an zu rechnen. Voran-
gehende Dienstverhältnisse zum Land sind bei der Berechnung zu berücksichtigen. 

(3) Hat die oder der Bedienstete die Voraussetzung für die Gewährung einer Jubiläumszuwendung 
erfüllt und ist sie oder er gestorben, ehe die Jubiläumszuwendung ausgezahlt worden ist, kann die Jubilä-
umszuwendung ihren oder seinen versorgungsberechtigten Hinterbliebenen zur ungeteilten Hand ausge-
zahlt werden. 

(4) Die Jubiläumszuwendung ist gemeinsam mit dem Monatseinkommen oder Ruhebezug für den 
Monat Jänner oder Juli auszuzahlen, der dem Monat der Vollendung des betreffenden Dienstjubiläums als 
nächster folgt. Scheidet jedoch die oder der Bedienstete aus dem Dienstverhältnis aus, wird ein allfälliger 
Anspruch auf Jubiläumszuwendung spätestens mit dem Ausscheiden der oder des Bediensteten aus dem 
Dienstverhältnis fällig. 

Reisegebühren 

§ 38 

Für den Anspruch auf Reisegebühren gelten die Bestimmungen der Reisegebührenvorschrift 1955 – 
RGV mit den folgenden Abweichungen: 

 1. Abweichend von den §§ 3 und 74 RGV gibt es für alle Bediensteten für Inlandsdienstreisen eine 
einheitliche Gebührenstufe. 

 2. In Ergänzung zu § 5 RGV gilt Folgendes: Wird die Dienstreise vom Wohnort aus angetreten und 
ist die Strecke vom Wohnort zur Dienstverrichtungsstelle kürzer als die Strecke vom Dienstort 
zur Dienstverrichtungsstelle, gilt der Wohnort als Ausgangspunkt der Reisebewegung. Wird die 
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Dienstreise vom Wohnort aus angetreten und ist die Strecke vom Wohnort zur Dienstverrich-
tungsstelle länger als die Strecke vom Dienstort zur Dienstverrichtungsstelle, gebührt dafür eine 
Entschädigung, wenn die oder der Bedienstete keinen Fahrtkostenzuschuss im Sinn des § 36 die-
ses Gesetzes erhält. Diese umfasst die Fahrtkosten für die Strecke vom Wohnort zum Dienstort 
abzüglich des jeweils festgelegten Eigenanteils, höchstens jedoch bis zum Betrag des Fahrtkos-
tenzuschusses, der bei Vorliegen aller Voraussetzungen gebühren würde. Diese Regelungen gel-
ten sinngemäß für die Beendigung der Reisebewegung. 

 3. Als allgemeine Tarifermäßigungen im Sinn des § 6 Abs 4 RGV gelten jedenfalls die im Kurs-
buch der ÖBB-Personenverkehr AG angegebenen möglichen Vergünstigungen sowie Vorver-
kaufskarten der Salzburg AG für Energie, Verkehr und Telekommunikation. Dies gilt auch dann, 
wenn die Fahrtausweise von der Dienststelle zur Verfügung gestellt werden. Bei der Benutzung 
der Eisenbahn sind ab einer Streckenlänge von 150 km (eine Strecke) auf Verlangen der oder des 
Bediensteten Fahrtausweise für die 1. Klasse zur Verfügung zu stellen. 

 4. § 7 Abs 1 bis 3 RGV gilt mit der Maßgabe, dass die Vergütung nach der 2. Klasse erfolgt. 

 5. Abweichend von § 13 RGV gelten für Bedienstete folgende Tages- und Nächtigungsgebühren: 

Tagesgebühr:  26,40 € 

Nächtigungsgebühr: 15,00 €. 

Die Gewährung der Nächtigungsgebühr setzt den Nachweis einer Nächtigung voraus. Die im 
§ 13 RGV vorgesehene Unterscheidung in Tarif I und Tarif II findet keine Anwendung. 

 6. § 13 Abs 7 RGV gilt mit der Maßgabe, dass ein Zuschuss höchstens bis 400 % der Nächtigungs-
gebühr gewährt werden kann. In Ausnahmefällen kann ein höherer Zuschuss bis zur Höhe der 
tatsächlich angefallenen Nächtigungskosten gewährt werden, wenn aus dienstlichen Gründen 
keine kostengünstigere Nächtigungsmöglichkeit gewählt werden konnte. 

 7. Bei Inlandsdienstreisen gebühren abweichend von § 17 RGV Teilbeträge der Tagesgebühr nach 
Maßgabe der folgenden Tabelle: 

Mindestdauer der Dienstreise 
(durchgehende Ausbleibezeit) 

Teilbetrag der Tagesgebühr 
in € 

5 Stunden 11,00 

6 Stunden 13,20 

7 Stunden 15,40 

8 Stunden 17,60 

9 Stunden 19,80 

10 Stunden 22,00 

11 Stunden 24,20 

12 bis 24 Stunden 26,40 

Bei Inlandsdienstreisen und auswärtigen Dienstverrichtungen, während der regelmäßig Arbeitspausen 
von weniger als einer Stunde erfolgen, gebühren um jeweils ein Drittel verminderte Beträge. Wird die 
Verpflegung der oder des Bediensteten unentgeltlich beigestellt oder ist die Verpflegung im Fahrpreis 
oder in anderen vom Dienstgeber zu ersetzenden Aufwendungen bereits enthalten, verringert sich der 
Anspruch auf Reisezulage wie folgt: 

 a) für ein Mittagessen um 50 % der Tagesgebühr (Z 5); 

 b) für ein Abendessen um 50 % der Tagesgebühr. 

 8. Abweichend von § 20 RGV gebührt bei Dienstverrichtungen im Dienstort keine Tagesgebühr. 
Die Dienstbehörde (bei Beamtinnen oder Beamten) oder der Dienstgeber (bei Vertragsbedienste-
ten) kann aber gegen Kostennachweis eine besondere Vergütung zuerkennen, wenn 

 – die Dienstverrichtung außerhalb der Dienststelle länger als fünf Stunden gedauert hat, 

 – sich die Dienstverrichtung über die Mittagszeit (11:30 bis 14:00 Uhr) erstreckt hat und 

 – eine vom Dienstgeber angebotene vergünstigte Verpflegungsmöglichkeit nicht in An-
spruch genommen werden konnte. 

 9. § 25d Abs 2 RGV zweiter Satz ist nur anzuwenden, wenn die Differenz zwischen Ge-
samtausbleibezeit und Reisezeit im Ausland mindestens fünf Stunden beträgt. Der Höchstbetrag 
für diese Vergütung beträgt 7,27 € pro Tag. 

 10. Für die Anwendung des § 25d Abs 3 RGV gilt ein einheitlicher Betrag von 9,81 €, für die An-
wendung des § 30 Abs 1 RGV einheitlich 600 kg oder 6 Lademeter bei ledigen Bediensteten und 
7.500 kg oder 13 Lademeter bei verheirateten Bediensteten. 

 11. Der Anspruch auf Reisegebühren für Dienstreisen, die im Zusammenhang mit der Teilnahme an 
einem Grundausbildungslehrgang erforderlich werden, gilt abweichend von § 36 Abs 2 RGV 
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auch dann als rechtzeitig geltend gemacht, wenn die Reiserechnung bis zum Ende des Kalender-
monats, der der Beendigung des Kurses folgt, vorgelegt wird. 

 12. Abweichend von § 36 Abs 2 RGV gilt, dass Reisegebühren bis zum Ende jenes Kalendermonats 
geltend zu machen sind, welcher der Beendigung der Dienstreise (Dienstverrichtung, Übersied-
lung) folgt. Die Nichteinhaltung dieser Frist kann nachgesehen werden, wenn die oder der Be-
dienstete glaubhaft macht, dass sie oder er durch ein unvorhergesehenes oder unabwendbares Er-
eignis ohne ihr bzw sein Verschulden verhindert war, die Frist einzuhalten. Wird diese Frist ver-
säumt, ohne dass die Gründe für eine Nachsicht vorliegen, wird eine Vergütung von 75 % jenes 
Betrages gewährt, welcher der oder dem Bediensteten bei rechtzeitiger Geltendmachung des An-
spruches gebührt hätte, wenn die Reiserechnung spätestens innerhalb von drei Monaten nach der 
im ersten Satz vorgesehenen Frist vorgelegt wird. 

 13. Die oder der Bedienstete kann auf reisegebührenrechtliche Ansprüche ganz oder teilweise ver-
zichten. Dieser Verzicht wird vermutet, wenn die Ansprüche nicht bei der Rechnungslegung nach 
§ 36 RGV geltend gemacht werden. 

 14. Wird der Teilnehmerin oder dem Teilnehmer im Fall des § 73 RGV die gesamte Verpflegung 
unentgeltlich beigestellt, besteht kein Anspruch auf Tagesgebühren. 

5. Abschnitt 

Weitere besoldungsrechtliche Bestimmungen 

Vorschuss und Geldaushilfe 

§ 39 

(1) Ist die oder der Bedienstete unverschuldet in Notlage geraten oder liegen sonst berücksichti-
gungswürdige Gründe vor, kann ihr bzw ihm auf Antrag ein Vorschuss bis zur Höhe des dreifachen Mo-
natseinkommens gewährt werden. Bei einem provisorischen Beamtendienstverhältnis ist die Höhe des 
Vorschusses mit dem Betrag begrenzt, der der Beamtin oder dem Beamten im Fall des Ausscheidens aus 
dem Dienstverhältnis als Abfertigung gebühren würde (§ 119 Abs 1 L-BG). Die Gewährung des Vor-
schusses kann von Sicherstellungen abhängig gemacht werden. 

(2) Der Vorschuss ist durch Abzug von den gebührenden Monatseinkommen längstens binnen vier 
Jahren hereinzubringen; bei der Festsetzung der Abzugsraten ist auf die wirtschaftlichen Verhältnisse der 
oder des Bediensteten billige Rücksicht zu nehmen. Bedienstete können den Vorschuss auch vorzeitig 
zurückzahlen. Scheidet die oder der Bedienstete aus dem Dienststand aus, können zur Deckung eines 
noch nicht zur Gänze zurückgezahlten Vorschusses die der oder dem ausscheidenden Bediensteten zu-
stehenden Geldleistungen herangezogen werden. 

(3) Wenn besonders berücksichtigungswürdige Gründe vorliegen, können auch ein höherer Vor-
schuss und längere Rückzahlungsfristen bewilligt werden. Ist die oder der Bedienstete unverschuldet in 
Notlage geraten oder liegen sonst berücksichtigungswürdige Gründe vor, kann ihr bzw ihm auch eine 
Geldaushilfe gewährt werden. 

Sonderverträge 

§ 40 

In Ausnahmefällen können in Dienstverträgen Regelungen getroffen werden, die von diesem Gesetz 
abweichen. § 71 L-VBG findet auf diese Sonderverträge sinngemäß Anwendung.  

Erhöhung der Monatseinkommen 

§ 41 

(1) Die Landesregierung ist ermächtigt, in diesem Gesetz festgesetzte Geldbeträge für Monatsein-
kommen durch Verordnung wie folgt zu erhöhen: 

 1. Kommt es zu einer Vereinbarung über die Höhe des Monatseinkommens bzw des Gehaltes zwi-
schen den Gewerkschaften des öffentlichen Dienstes und den Dienstgebervertretern auf Bundes-
ebene, kann die Erhöhung dementsprechend erfolgen. 

 2. Liegt eine Vereinbarung nach Z 1 nicht vor, kann die Erhöhung entsprechend einer Vereinbarung 
über die Höhe des Monatseinkommens zwischen den Dienstnehmervertretungen (Zentralaus-
schuss, Zentralbetriebsrat) und den Dienstgebervertretern auf Landesebene erfolgen. 

(2) (Verfassungsbestimmung) Die Landesregierung wird ermächtigt, bei einer Wiederverlautbarung 
dieses Gesetzes an Stelle der gesetzlich festgelegten Geldbeträge die jeweils gemäß der im Abs 1 vorge-
sehenen Verordnung geltenden Beträge in die Kundmachung aufzunehmen. 
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Pensionskassenregelung 

§ 42 

Die §§ 124 L-BG und 70b L-VBG finden auch auf Bedienstete mit der Maßgabe Anwendung, das 
dem in diesen Bestimmungen genannte Monatsbezug oder Monatsentgelt das Monatseinkommen im Sinn 
dieses Gesetzes gleichzuhalten ist.  

 Sachleistungen für Vertragsbedienstete, Sachleistungen ohne angemessene Vergütung 

§ 43 

(1) Für die Gewährung von Sachleistungen an Vertragsbedienstete gelten die §§ 114 bis 117 L-BG 
mit der Maßgabe, dass dem Ausscheiden der Landesbeamtin oder des Landesbeamten aus dem Dienst-
stand ohne gleichzeitige Auflösung des Dienstverhältnisses das Enden des Dienstverhältnisses der bzw 
des Vertragsbediensteten gleichzuhalten ist, wenn aus diesem Anlass eine Pensionsleistung nach dem 
ASVG gebührt. 

(2) Der Dienstgeber kann Bediensteten bei Vorliegen eines dienstlichen Interesses auch ohne ange-
messene Vergütung geldwerte Vorteile in Form von Sachzuwendungen gewähren. 

Optionsrecht 

§ 44 

(1) Beamtinnen, Beamte und Vertragsbedienstete können 

 1. als Beamtin oder Beamter gegenüber der Dienstbehörde bzw 

 2. als Vertragsbedienstete oder Vertragsbediensteter gegenüber dem Dienstgeber 

schriftlich erklären, dass für sie die Bestimmungen dieses Gesetzes anzuwenden sein sollen. Eine solche 
schriftliche Erklärung kann nur einmal abgegeben werden. Sie ist unwirksam, wenn ihr eine Bedingung 
beigefügt worden ist. Auf Antrag der oder des Erklärenden hat die Dienstbehörde bzw der Dienstgeber im 
Vorhinein mitzuteilen, welcher Modellstelle ihre bzw seine Aufgaben zuzuordnen sind und welches Ein-
kommensband und welche Einkommensstufe sich für sie bzw ihn bei Abgabe einer Optionserklärung 
ergeben werden. Richterinnen und Richter des Landesverwaltungsgerichtes können keine Erklärung ge-
mäß dieser Bestimmung abgeben. 

(2) Die Optionserklärung wird mit dem auf das Einlangen der Erklärung folgenden Monatsersten 
wirksam. Wird vom Optionsrecht jedoch innerhalb von drei Monaten nach einer Verwendungsänderung 
Gebrauch gemacht, kann die oder der Landesbedienstete erklären, dass die Anwendbarkeit der Bestim-
mungen dieses Gesetzes rückwirkend mit dem Zeitpunkt der Verwendungsänderung eintreten soll.  

(3) Die Dienstbehörde bzw der Dienstgeber hat die Aufgaben der Bediensteten, die vom Options-
recht Gebrauch machen, einer Modellstelle zuzuordnen. Die Einkommensstufe richtet sich nach § 12 mit 
der Maßgabe, dass der Einreihung der für die oder den Bediensteten geltende Beförderungsstichtag oder 
bei jenen Bediensteten, bei denen kein Beförderungsstichtag festgelegt worden ist, der Vorrückungsstich-
tag zugrunde zu legen ist. Ergänzend zu § 12 Abs 4 gilt, dass bei der konkreten Einstufung auch die bis-
herige Landesdienstzeit so anzurechnen ist, als ob sie im neuen Gehaltssystem zurückgelegt worden wäre 
(fiktive Vergleichslaufbahn). Auf allfällige Verwendungsänderungen oder Versetzungen seit der Abgabe 
der Erklärung ist dabei Bedacht zu nehmen. Bei Ärztinnen und Ärzten ist bei der Berechnung der fiktiven 
Vergleichslaufbahn im neuen Gehaltssystem überdies auf den Wechsel des Einkommensbandes gemäß § 
12 Abs 3 Z 4 Bedacht zu nehmen. 

(4) Modellstelle, daraus resultierendes Einkommensband und Einkommensstufe sind 

 1. bei Beamtinnen und Beamten durch Bescheid festzulegen bzw 

 2. der oder dem Vertragsbediensteten schriftlich bekannt zu geben (Dienstgebererklärung). Mit der 
Zustellung des Schreibens des Dienstgebers an die Vertragsbedienstete oder den Vertragsbe-
diensteten gilt der Dienstvertrag als zu dem sich aus Abs 2 ergebenden Zeitpunkt geändert. 

(5) Die Optionserklärung kann innerhalb von drei Monaten ab der Zustellung des Bescheides bzw 
Schreibens gemäß Abs 3 schriftlich widerrufen werden. Dieser Widerruf hat zur Folge, dass die oder der 
Bedienstete so zu stellen ist, als hätte sie oder er die Erklärung nicht abgegeben. 

(6) Beamtinnen und Beamte, die eine Optionserklärung abgegeben haben, können ihren bisherigen 
Amtstitel weiter führen. 

(7) Auf Bedienstete darf weder direkt noch indirekt Druck zur Ausübung des Optionsrechtes ausge-
übt werden. Bei der Ausschreibung von Führungskräfte-Funktionen gemäß § 3 Abs 1 des Salzburger 
Objektivierungsgesetzes ist auch auf das Entlohnungssystem der im Abs 1 genannten Beamtinnen, Beam-
ten und Vertragsbediensteten, die keine Optionserklärung abgegeben haben, Bedacht zu nehmen. 
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6. Abschnitt 

Schlussbestimmungen 

Dienstbehörde, Vertretung des Dienstgebers, Ermächtigung zur automationsunterstützten Daten-
verarbeitung 

§ 45 

(1) Soweit nicht anderes bestimmt wird, ist die Landesregierung Dienstbehörde und Vertreterin des 
Dienstgebers im Sinn dieses Gesetzes. Die Geschäftsführerin oder der Geschäftsführer der SALK ist in 
dem sich aus § 2 des Salzburger Landesbediensteten-Zuweisungsgesetzes ergebenden Ausmaß Dienstbe-
hörde und Vertreterin oder Vertreter des Dienstgebers für alle in der SALK beschäftigten Bediensteten. 

(2) Die Dienstbehörde und der Dienstgeber sind ermächtigt, die dienstrechtlichen, besoldungsrecht-
lichen, ausbildungsbezogenen und sonstigen mit dem Dienstverhältnis in unmittelbarem Zusammenhang 
stehenden personenbezogenen Daten der Bediensteten im Sinn des § 3 Z 1 sowie von deren Angehörigen 
und Hinterbliebenen automationsunterstützt zu verarbeiten. Soweit derartige Verarbeitungen keine Da-
tenanwendungen im Sinn des § 17 Abs 2 und 3 des Datenschutzgesetzes 2000 sind, dürfen sie erst nach 
ihrer Registrierung im Datenverarbeitungsregister vorgenommen werden. 

Verweisungen auf Bundesgesetze 

§ 46 

Soweit nicht anderes bestimmt ist, gelten die in diesem Gesetz enthaltenen Verweisungen auf bun-
desrechtliche Vorschriften als solche in der nachfolgend angegebenen Fassung: 

 1. Allgemeines bürgerliches Gesetzbuch (ABGB), JGS Nr 946/1811, in der Fassung des Gesetzes 
BGBl I Nr 87/2015; 

 2. Bundesbezügegesetz (BBezG), BGBl I Nr 64/1997, in der Fassung des Gesetzes BGBl I 
Nr 65/2015; 

 3. Datenschutzgesetz 2000 (DSG 2000), BGBl I Nr 165/1999, in der Fassung des Gesetzes BGBl I 
Nr 83/2013; 

 4. Einkommensteuergesetz 1988 (EStG 1988), BGBl Nr 400, in der Fassung des Gesetzes BGBl I 
Nr 118/2015; 

 5. Familienlastenausgleichsgesetz 1967, BGBl Nr 376, in der Fassung des Gesetzes BGBl I 
Nr 50/2015; 

 6. Heeresgebührengesetz 2001 (HGG 2001), BGBl I Nr 31, in der Fassung des Gesetzes BGBl I 
Nr 65/2015; 

 7. Krankenanstalten-Arbeitszeitgesetz (KA-AZG), BGBl I Nr 8/1997, in der Fassung der Kundma-
chung BGBl I Nr 83/2015; 

 8. Mutterschutzgesetz 1979 (MSchG), BGBl Nr 221, in der Fassung des Gesetzes BGBl I 
Nr 65/2015; 

 9. Reisegebührenvorschrift 1955 (RGV), BGBl Nr 133, in der Fassung des Gesetzes BGBl I 
Nr 153/2009 und der Kundmachung BGBl I Nr 106/2010; 

 10. Väter-Karenzgesetz (VKG), BGBl Nr 651/1989, in der Fassung des Gesetzes BGBl I 
Nr 65/2015; 

 11. Wehrgesetz 2001 (WG 2001), BGBl I Nr 146, in der Fassung des Gesetzes BGBl I Nr 65/2015; 

 12. Zivildienstgesetz 1986 (ZDG), BGBl Nr 679, in der Fassung des Gesetzes BGBl I Nr 163/2013. 

Inkrafttreten und Übergangsbestimmung 

§ 47 

(1) Dieses Gesetz tritt mit 1. Jänner 2016 in Kraft. (Verfassungsbestimmung) Diese Bestimmung 
steht in Bezug auf §§ 41 Abs 2 im Verfassungsrang. 

(2) Optionserklärungen gemäß § 44 Abs 1, die bis zum 31. Dezember 2016 abgegeben werden, wer-
den abweichend von § 44 Abs 2 rückwirkend mit dem 1. Jänner 2016 wirksam, wenn die oder der Be-
dienstete dies ausdrücklich wünscht.  

(3) Die Mitglieder der Bewertungskommission können bereits vor dem 1. Jänner 2016, jedoch mit 
Wirksamkeit frühestens ab diesem Zeitpunkt, bestellt oder entsendet werden. 
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Anlage 1 (zu § 4 Abs 1) 

Einkommensschema 1 – Verwaltungsbereich* 
 
Ein-
kommens-
stufe 

EB 1 EB2 EB 3 EB 4 EB 5 EB6 EB 7 

1 
2 
3 
4 
5 
6 
7 
8 
9 

1.750,00 
1.821,09 
1.892,19 
1.963,28 
2.034,38 
2.105,47 
2.176,56 
2.247,66 
2.318,75 

2.010,00 
2.091,66 
2.173,31 
2.254,97 
2.336,63 
2.418,28 
2.499,94 
2.581,59 
2.663,25 

2.130,00 
2.216,53 
2.303,06 
2.389,59 
2.476,13 
2.562,66 
2.649,19 
2.735,72 
2.822,25 

2.270,00 
2.362,22 
2.454,44 
2.546,66 
2.638,88 
2.731,09 
2.823,31 
2.915,53 
3.007,75 

2.520,00 
2.622,38 
2.724,75 
2.827,13 
2.929,50 
3.031,88 
3.134,25 
3.236,63 
3.339,00 

3.010,00 
3.132,28 
3.254,56 
3.376,84 
3.499,13 
3.621,41 
3.743,69 
3.865,97 
3.988,25 

3.510,00 
3.652,59 
3.795,19 
3.937,78 
4.080,38 
4.222,97 
4.365,56 
4.508,16 
4.650,75 

 
Ein-
kommens-
stufe 

EB 8 EB 9 EB 10 EB 11 EB 12 EB 13 EB 14 

1 
2 
3 
4 
5 
6 
7 
8 
9 

4.010,00 
4.172,91 
4.335,81 
4.498,72 
4.661,63 
4.824,53 
4.987,44 
5.150,34 
5.313,25 

4.620,00 
4.807,69 
4.995,38 
5.183,06 
5.370,75 
5.558,44 
5.746,13 
5.933,81 
6.121.50 

5.320,00 
5.665,80 
6.011,60 
6.357,40 
6.703,20 
7.049,00 

- 
- 

5.650,00 
6.017,25 
6.384,50 
6.751,75 
7.119,00 
7.486,25 

- 
- 

- 
- 
- 
- 
- 
- 
- 
- 

6.600,00 
7.315,00 
8.030,00 
8.745,00 

- 
- 
- 
- 

7.750,00 
8.600,00 
9.450,00 
10.270,00 

- 
- 
- 
- 
 

 
 

* EB = Einkommensband. Alle Beträge in Euro. 
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Einkommensschema 2 – medizinischer Bereich* 
 
Ein-
kommens-
stufe 

EB 1 EB 2 EB 3 EB 4 EB 5 EB 6 EB 7 EB 8 EB 9 EB 10 EB 11 

1 1.655 1.740 1.825 1.937 1.949 2.012 2.304 2.431 2.569 2.593 2.607 

2 1.704 1.792 1.879 1.996 2.011 2.078 2.396 2.529 2.672 2.702 2.752 

3 1.754 1.844 1.935 2.053 2.073 2.143 2.465 2.602 2.749 2.783 2.838 

4 1.787 1.879 1.971 2.092 2.134 2.208 2.535 2.675 2.826 2.865 2.925 

5 1.821 1.914 2.008 2.131 2.175 2.253 2.581 2.723 2.903 2.947 3.011 

6 1.853 1.949 2.044 2.170 2.216 2.296 2.627 2.772 2.954 3.002 3.068 

7 1.886 1.984 2.081 2.208 2.258 2.340 2.673 2.820 3.006 3.055 3.126 

8 1.903 2.001 2.117 2.248 2.298 2.383 2.719 2.869 3.057 3.110 3.184 

9 1.928 2.027 2.172 2.305 2.360 2.449 2.788 2.942 3.134 3.192 3.271 
 
Ein-
kommens-
stufe 

EB 12 EB 13 EB 14 EB 15 EB 16 EB 17 EB 18 EB 19 EB 20 EB 21 EB 22 

1 3.056 3.255 3.499 3.794 4.115 4.464 4.841 5.252 5.698 6.179 6.673 

2 3.209 3.418 3.675 3.984 4.320 4.687 5.083 5.515 5.983 6.488 7.007 

3 3.301 3.515 3.780 4.136 4.485 4.866 5.277 5.725 6.211 6.736 7.273 

4 3.392 3.613 3.884 4.249 4.649 5.044 5.471 5.935 6.438 6.983 7.540 

5 3.484 3.710 3.989 4.364 4.773 5.223 5.664 6.145 6.666 7.230 7.808 

6 3.576 3.808 4.095 4.477 4.896 5.357 5.810 6.303 6.837 7.415 8.008 

7 3.637 3.905 4.200 4.591 5.020 5.484 5.948 6.453 6.999 7.591 8.198 

8 3.698 3.971 4.304 4.705 5.143 5.612 6.086 6.603 7.163 7.769 8.389 

9 3.790 4.068 4.462 4.876 5.328 5.803 6.294 6.828 7.407 8.033 8.675 
 
Ein-
kommens-
stufe 

EB 23 EB 24 EB 25 EB 26 

1 7.171 7.672 8.208 8.783 

2 7.529 8.056 8.618 9.222 

3 7.817 8.362 8.947 9.574 

4 8.103 8.669 9.275 9.926 

5 8.390 8.976 9.604 10.277 

6 8.605 9.206 9.850 10.540 

7 8.809 9.425 10.084 10.790 

8 9.016 9.645 10.319 11.043 

9 9.323 9.973 10.671 11.418 
 
 

* EB = Einkommensband. Alle Beträge in Euro 
  



  29 von 59 

 

Einkommensschema 3 – Ärztinnen und Ärzte in Ausbildung* 
 

 1. Ausbildungen nach dem Ärztegesetz 1998 in der Fassung der Novelle BGBl I Nr 82/2014: 

Ein-
kommens-
stufe 

Basisaus-
bildung 

Ausbildung zur Ärztin oder zum Arzt für Allgemeinmedizin oder 
fachärztliche Ausbildung*** 

EB 12 EB 13 EB 14 EB 15 EB 16 EB 17 

1 3.502 3.729 3.971 4.230 4.504 4.797 

2  3.915 4.170 4.441 4.730 5.038 

3  4.028 4.289 4.611 4.910 5.229 

4  4.139 4.408 4.634 5.046 5.373 
 

 2. Ausbildungen nach dem Ärztegesetz 1998 vor dem Inkrafttreten der Novelle BGBl I Nr 82/2014: 

 a) Ausbildung zur Fachärztin oder zum Facharzt**:  

Ein-
kommens-
stufe 

EB 13 EB 14 EB 15 EB 16 EB 17 

1 3.729 3.971 4.230 4.504 4.797 

2 3.915 4.170 4.441 4.730 5.038 

3 4.028 4.289 4.611 4.910 5.229 

4 4.139 4.408 4.634 5.046 5.373 
 

 b) Ausbildung zur Ärztin oder zum Arzt für Allgemeinmedizin***:  

Ein-
kommens-
stufe 

EB 12 EB 13 EB 14 

1 3.502 3.729 3.971 

2 3.677 3.915 4.170 

3 3.782 4.028 4.289 

4 3.887 4.139 4.408 
 
 

* EB = Einkommensband. Alle Beträge in Euro 

** Nach jeweils 15 anerkannten Ausbildungsmonaten  erfolgt die Einreihung in das nächstfolgende 
Einkommensband. 

*** Nach jeweils einem anerkannten Ausbildungsjahr erfolgt die Einreihung in das nächstfolgende 
 Einkommensband. 
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Anlage 2 (zu § 7 Abs 3) 
 

Rahmen für die abgestuften Anforderungsgrade 
 
1. Abschnitt: Verwaltungsbereich: 

Anforderungsart / Bewertungsaspekt: Beurteilungsspektrum reicht von/bis: 

1. Wirkungsbereich:  

Wirkungsbreite: Von: Ausführung von gut überschaubaren, gleich-
bleibenden Wiederholaufgaben innerhalb eines klar 
abgegrenzten Sachbereichs. Kein Verständnis für 
Ursachen und Zusammenhänge erforderlich. 
Bis: Umfassende Bearbeitung eines weit vernetzten 
Bereichs mit weitreichender Handlungskompetenz 
und Gesamtverantwortung. 

Wirkungsart: Von: Die Tätigkeiten sind rein ausführend. Die 
unterwiesenen Arbeitsabläufe sind exakt einzuhal-
ten. Änderungen davon sind nur in Absprache mit 
vorgesetzten Stellen möglich. 
Bis: Die eigenen Aktivitäten führen zu grundsätzli-
chen Konzeptionen und haben damit massive län-
gerfristige Auswirkungen auf das Leistungsangebot 
und das Ergebnis der eigenen und anderer Organi-
sationsbereiche. 

2. Entscheidungskompetenz:  

Handlungsspielraum: Von: Die Aufgaben werden nach detaillierten, 
genauen Vorgaben ausgeführt. 
Bis: Umfassende Bearbeitung anspruchsvoller 
Probleme nach generellen Zielen, die es selbst zu 
präzisieren gilt. Es besteht eine weitreichende 
Handlungskompetenz. 

Selbstständigkeit: Von: Bei der Bearbeitung der zugeteilten Aufga-
ben wird laufend unterstützt und betreut. Die Aus-
führung wird regelmäßig überprüft. 
Bis: Weitläufige, vernetzte Unterstützung und 
Betreuung von Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern 
oder Kundinnen und Kunden, von anderen Berei-
chen, von Geschäftspartnerinnen und -partnern und 
Institutionen in mehreren Themen- und Fachberei-
chen. 

3. Fachkompetenz:  

Ausbildung: Von: Zur Erfüllung der Anforderungen bedarf es 
üblicherweise einer Anlernzeit von mehreren Mo-
naten. 
Bis: Zur Erfüllung der Anforderungen ist übli-
cherweise der Abschluss einer Universitätsausbil-
dung mit Zusatzausbildung erforderlich. 

Erfahrung: Von: Erforderlich ist eine facheinschlägige Erfah-
rung bis zu einem Jahr. 
Bis Erforderlich ist eine facheinschlägige Erfah-
rung von mehr als sechs Jahren. 

4. Kommunikation:  

Kommunikationszweck: Von: Abgesehen vom Kontakt mit der oder dem 
eigenen Vorgesetzten erfordert der Arbeitsablauf 
das Entgegennehmen von Informationen und kur-
zen mündlichen Hinweisen mit evtl einfachen 
Rückfragen. 
Bis: Die Aufgabenstellung erfordert beratende 
Absprachen mit übergeordneten Stellen, schwierige 
Gespräche mit Kunden bzw Kundinnen oder Pati-
enten bzw Patientinnen und darüber hinaus das 
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Anforderungsart / Bewertungsaspekt: Beurteilungsspektrum reicht von/bis: 

Führen von umfassenden Verhandlungen für die 
Landesverwaltung bzw die SALK. 

Anspruchsniveau: Von: Kontakte mit Kundinnen und Kunden oder 
Patientinnen und Patienten oder anderen Landes-
bediensteten im eigenen Tätigkeitsablauf (Routi-
neauskünfte). 
Bis: Vertretung der Landesverwaltung bzw der 
SALK in vielseitigen Verhandlungen mit weitrei-
chender Verhandlungskompetenz. 

5a. Führungskompetenz – Linie:  

Führungsbereich: Von: Geführt werden Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter bis zum Einkommensband 3. 
Bis: Geführt werden Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter bis zum Einkommensband 11. 

Führungsfunktion bzw Führungsspanne: Von: Es besteht keine Führungsfunktion.  
Bis: Abteilungsleiterinnen oder Abteilungsleiter, 
Bezirkshauptfrau oder Bezirkshauptmann, Fach-
gruppenleiterin oder Fachgruppenleiter. 

5b. Führungskompetenz – Team-,Fach-
,Projektleitung: 

 

Art der Team-,Fach-, oder Projektleitung: Von: Fachliche Überprüfung von Arbeitsresultaten 
von Teams oder Gruppen oder Kontrolle von Ar-
beitsabläufen. Die Information und Unterweisung 
von Kolleginnen oder Kollegen ist erforderlich. 
Bis: Projektleitung in umfassenden Vorhaben, bei 
deren Realisierung die Beteiligten zum Teil von 
erheblich divergierenden Zielsetzungen ausgehen 
(konfliktbehaftete Konzeptionen und deren Reali-
sierung). 

Wirkungsreichweite: Von: Einsatz und Wirkung beziehen sich auf einen 
klar definierten Aufgabenbereich und/oder Ablauf. 
Bis: Einsatz und Wirkung beziehen sich auf die 
gesamte Landesverwaltung bzw die gesamte SALK 
und beinhalten auch neue Technologien, Methoden 
und Systeme. 

 
Anforderungsart / Bewertungsaspekt: Beurteilungsspektrum reicht von / bis: 

6. Physische Anforderungen – körperliche Belas-
tung: 

 

Art der körperlichen Anstrengung und Körperhal-
tung: 

Von: Keine relevante Belastung. 
Bis: Der belastende Teil der Tätigkeiten erfordert 
im Wesentlichen den Einsatz des ganzen Körpers 
bei eingeschränktem Bewegungsspielraum. 

Dauer: Von: Keine relevante Belastungsdauer. 
Bis: Die Dauer dieser Belastung erstreckt sich in 
der Regel über annähernd die ganze Dienstzeit. 

7. Physische Anforderungen – Umgebungseinflüs-
se: 

 

Art der Umgebungseinflüsse: Von: Umgebungseinflüsse sind nicht relevant. 
Bis: Die Tätigkeiten werden behindert durch meh-
rere Umgebungseinflüsse mittlerer Intensität (zB 
Infektionsgefahr, Strahlung, Lärm, Lichtmangel, 
Blendung, Geruch, Schmutz, Chemie, Hitze, Kälte, 
Durchzug, Nässe, Feuchtigkeit, räumliche Enge, 
Unfallgefahr). 

Dauer: Von: Keine relevante Belastungsdauer. 
Bis: Die Dauer dieser Belastung erstreckt sich in 
der Regel über annähernd die ganze Dienstzeit. 

8. Passive psychische Belastung:  
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Anforderungsart / Bewertungsaspekt: Beurteilungsspektrum reicht von / bis: 

Art der Konfrontation: Von: Die Aufgabenerledigung erfolgt hauptsäch-
lich in konfliktfreien Situationen. Herausfordernde 
Kontakte mit Kundinnen und Kunden oder Patien-
tinnen und Patienten sind selten. Diese Einflüsse 
sind daher nicht relevant. 
Bis: Die Ausübung der Funktion ist vorrangig 
ausgerichtet auf Pflege und Betreuung Schwerst-
kranker oder Sterbender oder erfordert direkte 
Verrichtungen an Toten. 

Häufigkeit: Von: Die Häufigkeit und Dauer der Belastung ist 
nicht relevant. 
Bis: Belastende Situationen ergeben sich laufend. 

 
2. Abschnitt: Medizinischer Bereich 

Anforderungsart / Bewertungsaspekt: Beurteilungsspektrum reicht von/bis: 

1. Wirkungsbereich:  

Wirkungsbreite: Von: Ausführung von gut überschaubaren, gleich-
bleibenden Wiederholaufgaben innerhalb eines 
abgegrenzten Aufgabenbereiches. Verständnis für 
Ursachen und Zusammenhänge ist nur in einem 
geringen Ausmaß erforderlich. 
Bis: Umfassende Bearbeitung eines weit vernetzten 
Unternehmensbereiches mit weitreichender Hand-
lungskompetenz und Gesamtverantwortung. 

Wirkungsart: Von: Die Tätigkeiten sind rein ausführend. Die 
unterwiesenen Arbeitsabläufe sind exakt einzuhal-
ten. Änderungen davon nur in Absprache mit vor-
gesetzten Stellen. 
Bis: Die eigenen Aktivitäten führen zu grundsätzli-
chen Konzeptionen (Unternehmensstrategien) und 
haben damit massive längerfristige Auswirkungen 
auf das Leistungsangebot und das Ergebnis des 
eigenen und anderer Unternehmensbereiche 

2. Entscheidungskompetenz:  

Handlungsspielraum: Von: Die Aufgaben werden nach detaillierten, 
genauen, kurzen Anweisungen und überwachter 
Einarbeitung ausgeführt. 
Bis: Umfassende Bearbeitung anspruchsvoller 
Probleme nach generellen, groben Zielvorgaben, 
die es selbst zu präzisieren gilt. Weitreichende 
Handlungskompetenz. 

Selbstständigkeit: Von: Bei der Bearbeitung der zugeteilten Aufga-
ben wird laufend unterstützt und betreut. Die Aus-
führungen werden überprüft.  
Bis: Weitläufige, vernetzte fachliche Betreuung 
von Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern in mehreren 
Themen- oder Fachbereichen 

3. Fachkompetenz:  

Ausbildung: Von: Zur Erfüllung der Anforderungen bedarf es 
einer Anlernzeit von mehreren Monaten. 
Bis: Zur Erfüllung der Anforderungen bedarf es 
eines Doktorates und zusätzlich einer qualifizierten 
Managementausbildung. 

Erfahrung: Von: Erforderlich ist eine praktische Erfahrung 
von etwa 6 Monaten. 
Bis: Erforderlich ist eine praktische Erfahrung von 
mehr als 5 Jahren. 

4. Kommunikation:  

Kommunikationszweck: Von: Abgesehen vom Kontakt mit der oder dem 
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Anforderungsart / Bewertungsaspekt: Beurteilungsspektrum reicht von/bis: 

eigenen Vorgesetzten erfordert der Arbeitsablauf 
das Entgegennehmen von Informationen und kur-
zen mündlichen Hinweisen mit evtl. einfachen 
Rückfragen. 
Bis: Verhandlungen in umfassenden variierenden 
Vorhaben und grundsätzlichen Geschäftsfällen sind 
erforderlich. 

Anspruchsniveau: Von: Dabei geht es um Kontakte mit  Kundinnen 
und Kunden oder Arbeitskolleginnen und -kollegen 
im eigenen Tätigkeitsablauf. Gegeben werden 
Auskünfte ohne tiefere Hinterfragung von Fachas-
pekten. 
Bis: Ansprechpartnerinnen und -partner sind in der 
Regel externe Geschäftsleitungen, Entscheidungs-
trägerinnen und -träger in Politik  oder öffentlicher 
Verwaltung und/oder intern auf hoher Ebene 

5a. Führungskompetenz – Linie:  

Führungsbereich: Von: Zur Stelle gehören Führungsaufgaben im 
Sinne direkter Führung von ausführenden Mitarbei-
terinnen und Mitarbeitern, die mit Routineaufgaben 
befasst sind. 
Bis: Zur Stelle gehören Führungsaufgaben im 
Sinne von Führung ganzer Unternehmensbereiche. 

Führungsfunktion bzw Führungsspanne: Von: Direkte und indirekte Führung reicht etwa bis 
zu zehn zugewiesenen Mitarbeiterinnen und Mitar-
beitern.  
Bis: Direkte und indirekte Führung umfasst mehr 
als 40 zugewiesene Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
ter. 

5b. Führungskompetenz – Team-,Fach-, Projektlei-
tung: 

 

Art der Team-,Fach-, oder Projektleitung: Von: Fachliche Überprüfung von Arbeitsresultaten 
von Teams oder Gruppen. Kontrolle von Arbeits-
abläufen. Das erfordert auch Information und Un-
terweisung von Kolleginnen und Kollegen. 
Bis: Projektleitung in umfassenden Vorhaben, bei 
deren Realisierung die Beteiligten zum Teil von 
erheblich divergierenden Zielsetzungen ausgehen 
(konfliktträchtige Konzeptionen und deren Reali-
sierung). 

Wirkungsreichweite: Von: Einsatz und Wirkung beziehen sich auf einen 
klar definierten Aufgabenbereich und/oder Ablauf. 
Bis: Einsatz und Wirkung beziehen sich auf einen 
gesamten Unternehmensbereich oder die gesamte 
Organisation. 

 
6. Physische Anforderungen – körperliche Belas-
tung: 

 

Art der körperlichen Anstrengung und Körperhal-
tung: 

Von: Der anstrengende Teil der Ausführungen 
erfordert im wesentlichen Hand- und Armarbeit im 
Sitzen. 
Bis: Der anstrengende Teil der  Ausführungen 
erfordert im Wesentlichen den Einsatz des ganzen 
Körpers  bei eingeschränktem Bewegungsfreiraum. 

Dauer: Von: Diese Beanspruchung erfolgt gelegentlich. 
Bis: Die Dauer dieser Beanspruchung erstreckt sich 
in der Regel über annähernd die ganze Arbeitszeit. 

7. Physische Anforderungen – Umgebungseinflüs-
se: 
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Art der Umgebungseinflüsse: Von: Die Ausführungen werden behindert durch 
einen Umgebungseinfluss schwacher Intensität 
(Lärm, Lichtmangel, Blendung, Geruch, Schmutz, 
Chemie, Hitze, Kälte, Durchzug, Nässe, Feuchtig-
keit, räumliche Enge, Unfallgefahr, laufend hohe 
Aufmerksamkeit/Konzentration zur Vermeidung 
von Unfällen/Schäden). 
Bis: Die Ausführungen werden behindert durch 
mehrere Umgebungseinflüsse mittlerer Intensität 
(Lärm, Lichtmangel, Blendung, Geruch, Schmutz, 
Chemie, Hitze, Kälte, Durchzug, Nässe, Feuchtig-
keit, räumliche Enge, Unfallgefahr, laufend hohe 
Aufmerksamkeit/Konzentration zur Vermeidung 
von Unfällen/Schäden). 

Dauer: Von: Diese Beanspruchung erfolgt gelegentlich. 
Bis: Die Dauer dieser Beanspruchung erstreckt sich 
in der Regel über annähernd die ganze Arbeitszeit. 

8. Passive psychische Belastung:  

Art der Konfrontation: Von: Der Einsatz erfolgt in Situationen, die beruf-
lich wenig oder nur indirekt mit Verhaltensgeschä-
digten und Gebrechen anderer zu tun haben. Solche 
Einflüsse sind daher nicht relevant. 
Bis: Die Ausübung der Funktion ist vorrangig 
ausgerichtet auf Pflege und Betreuung Schwerst-
kranker, Sterbender oder erfordert Verrichtungen 
an Toten. 

Häufigkeit: Von: Die Häufigkeit und Dauer der Belastung ist 
nicht relevant. 
Bis: Solche Situationen ergeben sich laufend. 
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Artikel II 

Das Salzburger Landes-Beamtengesetz 1987, LGBl Nr 1, zuletzt geändert durch das Gesetz LGBl Nr 
...../2015, wird geändert wie folgt: 

1. Im § 2 Abs 2 Z 1 lautet die lit b: 

 „b) bei sonstigen Verwendungen die österreichische Staatsbürgerschaft oder das Recht auf unbe-
schränkten Zugang zum österreichischen Arbeitsmarkt;“ 

2. Im § 4e werden folgende Änderungen vorgenommen: 

2.1. Im Abs 1 Z 5 lautet die lit b: 

 „b) Wegfall der Erfüllung der Ernennungserfordernisse gemäß § 2 Abs 2 Z 1 lit b bei sonstigen Ver-
wendungen.“ 

2.2. Im Abs 4 Z 3 wird das Wort „Bezüge“ durch die Wortfolge „Bezüge bzw das Monatseinkommen“ 
ersetzt. 

3. Im § 5a Abs 3 wird die Wortfolge „Verwendungsgruppen oder Dienstzweige“ durch die Wortfolge 
„Modellstellen gemäß § 7 Abs 1 LB-GG, Verwendungsgruppen oder Dienstzweige“ ersetzt. 

4. § 8c lautet: 

„Erfordernis der österreichischen Staatsbürgerschaft 

§ 8c 

Verwendungen, die ein Verhältnis besonderer Verbundenheit zu Österreich voraussetzen, die nur 
von Personen mit österreichischer Staatsbürgerschaft erwartet werden kann, sind ausschließlich Beamten 
mit österreichischer Staatsbürgerschaft zuzuweisen. Eine solche Verwendung ist insbesondere die Ver-
wendung als Führungskraft (§ 3 Abs 1 des Salzburger Objektivierungsgesetzes) einer solchen Organisati-
onseinheit, die mit der Besorgung hoheitlicher Aufgaben betraut ist.“ 

5. Im § 10b Abs 3 lautet die Z 3: 

 „3. jede Veränderung der Staatsbürgerschaft oder Staatsangehörigkeit(en) und jede Veränderung, die 
Auswirkungen auf das Recht auf unbeschränkten Zugang zum österreichischen Arbeitsmarkt ha-
ben kann;" 

6. Im § 15 Abs 2 wird die Wortfolge „die vollen Bezüge“ durch die Wortfolge „die vollen Bezüge bzw das 
volle Monatseinkommen“ ersetzt. 

7. In den §§ 15a Abs 1 und 2, 15d Abs 1 und 15h Abs 1 Z 3 wird jeweils die Wortfolge „Entfall der Bezü-
ge“ durch die Wortfolge „Entfall der Bezüge bzw des Monatseinkommens“ ersetzt. 

8. Im § 15h Abs 1 wird in der Z 2 die Wortfolge „Kürzung der Bezüge“ durch die Wortfolge „Kürzung der 
Bezüge bzw des Monatseinkommens“ ersetzt. 

9. In den §§ 28 und 31 Abs 2 Z 1 wird jeweils die Wortfolge „Kürzung der Bezüge“ durch die Wortfolge 
„Kürzung der Bezüge bzw des Monatseinkommens“ ersetzt. 

10. Im § 29 Abs 1 wird die Wortfolge „Kürzung seiner Bezüge“ durch die Wortfolge „Kürzung seiner 
Bezüge bzw des Monatseinkommens“ ersetzt. 

11. In den §§ 29 Abs 3 erster und zweiter Satz und § 30 wird jeweils die Wortfolge „Entfall der Bezüge“ 
durch die Wortfolge „Entfall der Bezüge bzw des Monatseinkommens“ ersetzt. 

12. Im § 34 werden folgende Änderungen vorgenommen: 

12.1. Im Abs 1 lauten die Z 2 und 3: 

 „2. die Geldbuße bis zur Höhe eines halben Monatsbezuges oder eines halben Monatseinkommens-
unter Ausschluss der Kinderzulage; 

 3. die Geldstrafe bis zur Höhe von fünf Monatsbezügen bzw von fünf Monatseinkommen unter 
Ausschluss der Kinderzulage;“ 
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12.2. Im Abs 2 wird die Wortfolge „von dem Monatsbezug auszugehen, der“ durch die Wortfolge „von 
dem Monatsbezug bzw dem Monatseinkommen, der bzw das“ und die Worte „des Monatsbezuges“ durch 
die Wortfolge „des Monatsbezuges bzw des Monatseinkommens“ ersetzt. 

13. Die Überschrift des 11. Abschnittes lautet: 

„11. Abschnitt 

Bestimmungen über den Monatsbezug der nicht dem Landesbediensteten-Gehaltsgesetz 
unterliegenden Beamten“ 

14. Vor § 71 wird eingefügt: 

„Anwendungsbereich des 11. Abschnittes 

§ 70a 

Dieser Abschnitt ist nur auf Beamte anzuwenden, deren Dienstverhältnis zum Land vor dem 
1. Jänner 2016 begonnen hat und die keine wirksame Erklärung gemäß § 44 LB-GG abgegeben haben.“ 

15. Im § 74a werden folgende Änderungen vorgenommen: 

15.1 Abs 1 lautet: 

„(1) Den in der Gemeinnützigen Salzburger Landeskliniken Betriebsgesellschaft mbH beschäftigten 
Ärzten mit Ausnahme der Führungskräfte (§ 52 Abs 1 des Salzburger Krankenanstaltengesetzes 2000) 
und der Stellvertreter des ärztlichen Direktors gebührt eine nicht ruhegenussfähige Spitalsärztezulage. 
Diese Zulage setzt sich aus einem feststehenden Anteil (Abs 2) und bei Fachärzten im Sinn des Ärztege-
setzes 1998 überdies aus einem Fachärzteanteil (Abs 3) zusammen.“ 

15.2 Im Abs 2 Z 2 lautet die Tabelle: 

„ Personenkreis Prozentsatz ab 1.4.2016 Prozentsatz ab 1.1.2018 

Erste Oberärzte 38,35 47,79 

Oberärzte 38,35 47,79 “ 

15.3 Abs 3 entfällt. 

15.4 Der bisherige Abs 4 erhält die Bezeichnung „Abs 3“. 

16. § 83 Abs 4 entfällt.  

17. Die Überschrift des 12. Abschnittes lautet: 

„12. Abschnitt 

Nebengebühren der nicht dem Landesbediensteten-Gehaltsgesetz unterliegenden Beam-
ten“ 

18. Vor § 97 wird eingefügt: 

„Anwendungsbereich des 12. Abschnittes 

§ 96a 

Dieser Abschnitt ist nur auf Beamte anzuwenden, deren Dienstverhältnis zum Land vor dem 
1. Jänner  2016 begonnen hat und die keine wirksame Erklärung gemäß § 44 LB-GG abgegeben haben.“ 

19. Im § 113 Abs 1 lautet der erste Satz: „Ist der nicht dem Landesbediensteten-Gehaltsgesetz unterlie-
gende Beamte unverschuldet in Notlage geraten oder liegen sonst berücksichtigungswürdige Gründe vor, 
kann ihm auf Antrag ein Vorschuss bis zur Höhe des dreifachen Monatsbezuges gewährt werden.“ 

20. Im § 120 werden im Abs 1, 2 und 3 jeweils die Worte „des Monatsbezuges“ durch die Wortfolge „des 
Monatsbezuges bzw Monatseinkommens“ und im Abs 3 weiters die Wortfolge „der Monatsbezug“ durch 
die Wortfolge „der Monatsbezug bzw das Monatseinkommen“ ersetzt. 
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21. Im § 123 wird im ersten Satz nach dem Wort „kann“ die Wortfolge „bei Beamten, die nicht dem LB-
GG unterliegen,“ eingefügt. 

22. Im § 131 werden folgende Änderungen vorgenommen: 

22.1. Im Abs 4 wird der Ausdruck „b = variabler Anteil der Spitalsärztezulage für den betreffenden Zeit-
raum“ durch den Ausdruck „b = 6,35 % des Gehaltes des Zulagenbeziehers“ ersetzt. 

23. Im § 136, dessen bisheriger Text die Absatzbezeichnung „(1)“ erhält, wird angefügt: 

„(2) Die §§ 2 Abs 2, 4e Abs 1 und 4, 5a Abs 3, 8c, 10 Abs 3, 15 Abs 2, 15a Abs 1 und 2, 15d Abs 1, 
15h Abs 1, 28, 29 Abs 1 und 3, 31 Abs 2, 34 Abs 1 und 2, 70a, 74a, 96a, 113 Abs 1, 120 Abs 1, 2 und 3 
und 123, 131 Abs 4 sowie die Überschriften des 11. und des 12. Abschnittes in der Fassung des Gesetzes 
LGBl Nr ...../2015 und der durch dieses Gesetz bewirkte Entfall von § 83 Abs 4 treten mit 1. Jänner 2016 
in Kraft.“ 

Artikel III 

Das Landesbeamten-Pensionsgesetz, LGBl Nr 17/2001, zuletzt geändert durch das Gesetz LGBl Nr 
...../....... , wird geändert wie folgt: 

1. Im § 4 Abs 1 wird in der Z 1 die Verweisung „nach § 80 L-BG“ durch die Verweisung „nach § 80 L-
BG oder § 16 des Landesbediensteten-Gehaltsgesetzes (LB-GG)“ ersetzt und lautet der Klammeraus-
druck „(§ 80 Abs 3a und 7a L-BG, § 16 LB-GG)“. 

2. Im § 10 werden folgende Änderungen vorgenommen: 

2.1. Abs 3 lautet: 

„(3) Die Bemessungsgrundlage des besonderen Pensionsbeitrages bildet der um ein Sechstel erhöhte 
Monatsbezug mit Ausnahme der Kinderzulage bzw das um ein Sechstel erhöhte Monatseinkommen, der 
bzw das dem Beamten für den ersten vollen Monat seiner Dienstleistung gebührt hat.“ 

2.2. Im Abs 5 werden die Worte „vom Monatsbezug“ durch die Worte „vom Monatsbezug, Monatsein-
kommen,“ ersetzt. 

3. Im § 10a wird angefügt: „Bei Beamten, auf die in diesem Zeitraum das Landesbediensteten-
Gehaltsgesetz anzuwenden war, gilt für die Ermittlung des Monatseinkommens die Einkommenshöhe 
nach dem Einkommensband und der Einkommensstufe.“ 

4. Im § 11 Abs 2 lauten der zweite und dritte Satz: „Die Bemessungsgrundlage bildet der um ein Sechstel 
erhöhte Monatsbezug mit Ausnahme der Kinderzulage bzw das um ein Sechstel erhöhte Monatseinkom-
men, der bzw das dem Beamten für den ersten vollen Monat seiner Dienstleistung nach der Wiederauf-
nahme in den Dienststand gebührt hat. Die maßgebliche Fassung des § 80 L-BG bzw des § 16 LB-GG ist 
jene, die im Zeitpunkt der Wiederaufnahme in den Dienststand in Geltung steht.“ 

5. Im § 31 Abs 4 werden die Worte „der Monatsbezug“ durch die Worte „der Monatsbezug bzw das Mo-
natseinkommen“ ersetzt. 

6. Im § 53 werden folgende Änderungen vorgenommen: 

6.1. Im Abs 1 werden die Worte „seine Bezüge“ durch die Wortfolge „seine Bezüge bzw sein Monatsein-
kommen“ ersetzt. 

6.2. Im Abs 2 werden die Worte „die Bezüge“ durch die Wortfolge „die Bezüge bzw das Monatseinkom-
men“ sowie die Wortfolge „des Monatsbezugs“ durch die Wortfolge „des Monatsbezugs bzw des Mo-
natseinkommens“ ersetzt. 

6.3. Im Abs 5 werden die Worte „dessen Bezüge“ durch die Wortfolge „dessen Bezüge bzw dessen Mo-
natseinkommen“ ersetzt. 

7. Im § 61 Abs 1 werden die Z 1 bis 8 durch folgende Bestimmungen ersetzt: 

 „1. Über- oder Mehrstundenvergütungen nach den §§ 99 L-BG oder 29 LB-GG , 

 2. Pauschalvergütungen für verlängerten Dienstplan nach § 100 L-BG, 

 3. Sonn- und Feiertagsvergütungen (Sonn- und Feiertagszulagen) nach § 101 L-BG, 

 4. Abgeltung der Wochenend- und Feiertagstätigkeit nach § 30 LB-GG; 
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 5. Journaldienstzulagen bzw -abgeltungen nach den §§ 102 L-BG oder 31 LB-GG, 

 6. Bereitschaftsentschädigungen bzw -abgeltungen nach den §§ 103 L-BG oder 32 LB-GG, 

 7. Mehrleistungszulagen nach § 104 L-BG, 

 8. Erschwerniszulagen bzw -abgeltungen nach den §§ 106 L-BG oder 34 und 35 Abs 1 LB-GG, 

 9. Gefahrenzulagen bzw -abgeltungen nach den §§ 107 L-BG oder 33 LB-GG; 

 10. kombinierte Erschwernis- und Gefahrenabgeltungen nach § 35 Abs 2 LB-GG.“ 

8. Im § 63 Abs 5 wird in der Z 1 die Wortfolge „des ruhegenussfähigen Monatsbezuges zuzüglich allfälli-
ger Teuerungszulagen“ durch die Wortfolge „des ruhegenussfähigen Monatsbezuges zuzüglich allfälliger 
Teuerungszulagen bzw des Monatseinkommens“ ersetzt. 

9. Im § 79 wird angefügt: 

„(11) Die §§ 4 Abs 1, 10 Abs 3 und 5, 10a, 11 Abs 2, 31 Abs 4, 53 Abs 1, 2 und 5, 61 Abs 1 und 63 
Abs 5 in der Fassung des Gesetzes LGBl Nr ...../2015 treten mit 1. Jänner 2016 in Kraft.“ 

Artikel IV 

Das Landes-Vertragsbedienstetengesetz 2000, LGBl Nr 4, zuletzt geändert durch das Gesetz LGBl 
Nr ...../2015, wird geändert wie folgt: 

1. Im Inhaltsverzeichnis werden folgende Änderungen vorgenommen: 

1.1. Die Überschrift des 8. Abschnittes lautet: 

„8. Abschnitt 

Bezüge der nicht dem Landesbediensteten-Gehaltsgesetz unterliegenden Vertragsbediensteten“ 

1.2. Nach der Überschrift des 8. Abschnittes wird eingefügt: 

„§ 41c Anwendungsbereich des 8. Abschnittes“ 

2. Im § 8 werden folgende Änderungen vorgenommen: 

2.1. Im Abs 1 Z 1 lautet die lit b: 

 „b) bei sonstigen Verwendungen die österreichische Staatsbürgerschaft oder das Recht auf unbe-
schränkten Zugang zum österreichischen Arbeitsmarkt;“ 

2.2. Im Abs 3 wird das Zitat „Abs 1“ durch das Zitat „Abs 1 Z 2 bis 4“ ersetzt. 

2.3. Abs 4 entfällt, die bisherigen Abs 5 und 6 erhalten die Absatzbezeichnungen „(4)“ und „(5)“.  

3. Im § 10 Abs 2 lautet die Z 6: 

 „6. für welche Beschäftigungsart der Vertragsbedienstete aufgenommen wird, welcher Modellfunk-
tion oder Modellstelle seine Aufgaben zugeordnet werden und in welches Einkommensband und 
in welche Einkommensstufe er daher eingestuft wird oder ob die Aufnahme in eine der im § 5 
Abs 3 LB-GG genannten Funktionen erfolgt.“ 

4. § 16 lautet: 

„Verwendungsbeschränkungen 

§ 16 

(1) Vertragsbedienstete, die jene Erfordernisse nicht aufweisen, die für die Ausübung einer Tätigkeit 
vorgeschrieben sind, dürfen zu dieser Tätigkeit nur herangezogen werden, wenn von der Nichterfüllung 
dieser Erfordernisse nach diesem Gesetz Nachsicht erteilt werden kann und die Ausübung der Tätigkeit 
nicht nach anderen Rechtsvorschriften unzulässig ist. 

(2) Vertragsbedienstete, die mit einem anderen Landesbediensteten verheiratet sind, eine eingetrage-
ne Partnerschaft begründet haben oder in Lebensgemeinschaft leben, die zu einem Landesbediensteten in 
einem Wahlkindschaftsverhältnis stehen oder mit einem Landesbediensteten in auf- oder absteigender 
Linie oder bis einschließlich zum dritten Grad der Seitenlinie verwandt oder verschwägert sind, dürfen 
nicht in folgenden Naheverhältnissen verwendet werden: 
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 1. Weisungs- oder Kontrollbefugnis gegenüber dem anderen Landesbediensteten, 

 2. Verrechnung oder Geld- oder Materialgebarung. 

(3) Die Dienstbehörde kann Ausnahmen von den Verwendungsbeschränkungen des Abs 2 genehmi-
gen, wenn aus besonderen Gründen eine Beeinträchtigung dienstlicher Interessen nicht zu befürchten ist. 

(4) Verwendungen, die ein Verhältnis besonderer Verbundenheit zu Österreich voraussetzen, die nur 
von Personen mit österreichischer Staatsbürgerschaft erwartet werden kann, sind ausschließlich Vertrags-
bediensteten mit österreichischer Staatsbürgerschaft zuzuweisen. Eine solche Verwendung ist insbesonde-
re die Verwendung als Führungskraft (§ 3 Abs 1 des Salzburger Objektivierungsgesetzes) einer solchen 
Organisationseinheit, die mit der Besorgung hoheitlicher Aufgaben betraut ist.“ 

5. Im § 21 Abs 3 wird die Wortfolge „seine Bezüge“ durch die Wortfolge „seine Bezüge bzw sein Mo-
natseinkommen“ ersetzt. 

6. Im § 34 Abs 2 wird die Wortfolge „die vollen Bezüge“ durch die Wortfolge „die vollen Bezüge bzw das 
volle Monatseinkommen“ ersetzt. 

7. In den §§ 35 Abs 1 und 2, 35b Abs 1, 38 Abs 1 und 41b Abs 1 Z 3 wird jeweils die Wortfolge „Entfall 
der Bezüge“ durch die Wortfolge „Entfall der Bezüge bzw des Monatseinkommens“ ersetzt. 

8. Im § 41b Abs 1 wird in der Z 2 die Wortfolge „Kürzung der Bezüge“ durch die Wortfolge „Kürzung der 
Bezüge bzw des Monatseinkommens“ ersetzt. 

9. Die Überschrift des 8. Abschnittes lautet: 

„8. Abschnitt 

Bezüge der nicht dem Landesbediensteten-Gehaltsgesetz unterliegenden Vertragsbediens-
teten“ 

10. Nach der Überschrift des 8. Abschnittes wird eingefügt: 

„Anwendungsbereich des 8. Abschnittes 

§ 41c 

Soweit im Folgenden nicht anderes bestimmt wird, ist dieser Abschnitt auf Vertragsbedienstete an-
zuwenden, deren Dienstverhältnis zum Land vor dem 1. Jänner 2016 begründet worden ist und die keine 
wirksame Erklärung gemäß § 44 des Landesbediensteten-Gehaltsgesetzes (LB-GG) abgeben haben.“ 

11. Im § 56 werden folgende Änderungen vorgenommen: 

11.1 Abs 3a lautet: 

„(3a) Den in der Gemeinnützigen Salzburger Landeskliniken Betriebsgesellschaft mbH beschäftigten 
Ärzten mit Ausnahme der Führungskräfte (§ 52 Abs 1 des Salzburger Krankenanstaltengesetzes 2000) 
und der Stellvertreter des ärztlichen Direktors gebührt eine Spitalsärztezulage. Diese Zulage setzt sich aus 
einem feststehenden Anteil und bei Fachärzten im Sinn des ÄrzteG 1998 überdies aus einem Fachärztean-
teil zusammen.“ 

11.2 Im Abs 3b Z 2 lautet die Tabelle: 

„ Personenkreis Prozentsatz ab 
1.4.2016 

Prozentsatz ab 
1.1.2018 

Erste Oberärzte 38,35 47,79 

Oberärzte 38,35 47,79 

Fachärzte 38,35 47,79 

Ärzte für Allgemeinmedizin ohne Facharztaus-
bildung (Sekundarärzte) 

41,35 51,00 

Ärzte in Ausbildung zum Facharzt 43,35 53,15 

Ärzte in Ausbildung zum Arzt für Allgemeinme-
dizin 

36,35 45,65 

Ärzte in Basisausbildung 36,35 45,65 “ 

11.3 Im Abs 3c entfällt der erste Satz. 
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12. § 69 Abs 4 Z 2 lautet: 

 „2. bei anderen Vertragsbediensteten für den Fall des Wegfalls der Erfüllung der Aufnahmeerforder-
nisse gemäß § 8 Abs 1 Z 1 lit b.“ 

13. Im § 70 werden folgende Änderungen vorgenommen: 

13.1. Im Abs 10 werden die Worte „des Monatsbezuges“ durch die Worte „des Monatsbezuges bzw Mo-
natseinkommens“ und die Worte „der Monatsbezug, der“ durch die Worte „der Monatsbezug bzw das 
Monatseinkommen, der bzw das“ ersetzt. 

13.2. Im Abs 10a wird die Wortfolge „der letzte vor Beginn des Karenzurlaubs oder der Karenz gebüh-
rende Monatsbezug“ durch die Wortfolge „der bzw das letzte vor Beginn des Karenzurlaubs oder der 
Karenz gebührende Monatsbezug bzw Monatseinkommen“ ersetzt. 

14. Im § 70a lautet die Z 1: 

 „1. Entgelt im Sinn des § 6 Abs 1 und 4 BMVG ist das Monatseinkommen gemäß § 3 LB-GG, das 
Monatsentgelt gemäß § 42 Abs 1, der Ausbildungsbeitrag gemäß § 6 Abs 2 oder die gewährte 
monatliche Lehrlingsentschädigung.“ 

15. Im § 80 Abs 3 wird der Ausdruck „b = variabler Anteil der Spitalsärztezulage für den betreffenden 
Zeitraum“ durch den Ausdruck „b = 6,35 % des Monatsentgelts (ohne weitere Zulagen) des Zulagenbe-
ziehers“ ersetzt.  

16. Im § 81 wird angefügt: 

„(3) Die §§ 8, 10 Abs 2, 16, 21 Abs 3, 34 Abs 2, 35 Abs 1, 35b Abs 1, 38 Abs 1 und 41b Abs 1, die 
Überschrift des 8. Abschnitts, die §§ 41c, 56 Abs 3a bis 3c, 69 Abs 4, 70 Abs 10 und 10a, 70a und 80 Abs 
3 in der Fassung des Gesetzes LGBl Nr ...../2015 treten mit 1. Jänner 2016 in Kraft.“ 

Artikel V 

Das Salzburger Landes-Personalvertretungsgesetz, LGBl Nr 1/1992, zuletzt geändert durch das Ge-
setz LGBl Nr 106/2013, wird geändert wie folgt: 

1. Im § 10 Abs 2 lautet die lit a: 

 „a) der Aufnahme, der Übernahme in das öffentlich-rechtliche Dienstverhältnis, der Ernennung, 
der Beförderung, der Überstellung, der Zuordnungsänderung gemäß § 10 LB-GG und, wenn 
die Maßnahme gegen den Willen des Bediensteten erfolgt, bei der Versetzung, der Dienstzu-
teilung, der Abberufung des Bediensteten von seiner bisherigen Verwendung unter Zuweisung 
einer neuen Verwendung in einer anderen Dienststelle und der Zuordnungsänderung gemäß 
§ 9 Abs 7 LB-GG. Beabsichtigte Maßnahmen dieser Art sind vom Dienstgeber vor ihrer 
Durchführung mit dem Ziel einer Einigung rechtzeitig und eingehend mit dem Zentralaus-
schuss zu verhandeln;“ 

2. Im § 23 Abs 4 wird die Wortfolge „Fortzahlung der laufenden Bezüge“ durch die Wortfolge „Fortzah-
lung der laufenden Bezüge bzw des laufenden Monatseinkommens“ ersetzt. 

3. Im § 26 Abs 1 wird nach dem ersten Satz eingefügt: „Ebenso bedarf die Zuordnung zu einer anderen 
Modellstelle seiner Zustimmung.“ 

4. Im § 33 wird angefügt: 

„(7) Die §§ 10 Abs 2, 23 Abs 4 und 26 Abs 1 in der Fassung des Gesetzes LGBl Nr ...../2015 treten 
mit 1. Jänner 2016 in Kraft.“ 

Artikel VI 

Das Salzburger Gleichbehandlungsgesetz, LGBl Nr 31/2006, zuletzt geändert durch das Gesetz 
LGBl Nr 41/2013 und berichtigt durch die Kundmachung LGBl Nr 60/2015, wird geändert wie folgt: 

1. Im Inhaltsverzeichnis lautet die den § 7 betreffende Zeile: 

„§ 7 Einreihung oder Zuordnung von Verwendungen und Arbeitsplätzen“ 
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2. § 7 lautet: 

„Einreihung oder Zuordnung von Verwendungen und Arbeitsplätzen 

§ 7 

Bei der Einreihung oder Zuordnung von Verwendungen und Arbeitsplätzen in für den Monatsbezug, 
das Monatsentgelt oder das Monatseinkommen bedeutsame Kategorien wie Entlohnungs-, Verwendungs- 
oder Funktionsgruppen, Dienstklassen, Modellstellen, Modellfunktionen und Einkommensbänder sind 
keine Kriterien für die Beurteilung der Tätigkeit zu verwenden, die zu einer mittelbaren oder unmittelba-
ren Diskriminierung aus einem der im § 1 genannten Gründe führen.“ 

3. Im § 12 Abs 1 wird in der Z 1 und 2 jeweils die Wortfolge „drei Monatsbezüge“ durch die Wortfolge 
„drei Monatsbezüge bzw Monatseinkommen“ ersetzt. 

4. Im § 54 wird angefügt: 

„(6) Die §§ 7 und 12 Abs 1 in der Fassung des Gesetzes LGBl Nr ...../2015 treten mit 1. Jänner 2016 
in Kraft.“ 

Artikel VII 

Das Salzburger Kinderbetreuungsgesetz 2007, LGBl Nr 41, zuletzt geändert durch das Gesetz LGBl 
Nr 53/2014,  wird geändert wie folgt: 

1. § 22 Abs 1 lautet: 

„(1) Für Kindergartenpädagoginnen und -pädagogen der Gemeinden (Gemeindeverbände) und des 
Landes gelten die jeweils in Betracht kommenden dienstrechtlichen Vorschriften, und zwar 

 1. bei Bediensteten, die nicht dem Landesbediensteten-Gehaltsgesetz unterliegen, zusammen mit 
den Bestimmungen der Abs 2 bis 7 und des § 23; 

 2. bei Bediensteten, die dem Landesbediensteten-Gehaltsgesetz unterliegen, zusammen mit den 
Bestimmungen der Abs 6 und 7 und des § 23.“ 

2. Im § 71 wird angefügt: 

„(7) § 22 Abs 1 in der Fassung des Gesetzes LGBl Nr ...../2015 tritt mit 1. Jänner 2016 in Kraft.“ 

Artikel VIII 

Das Allgemeine Landeshaushaltsgesetz, LGBl Nr 7/2015, wird geändert wie folgt: 

1. Im § 23 Abs 1 lautete der sechste Satz: 

“Für den allgemeinen Landesdienst und die in den Kliniken der Gemeinnützigen Salzburger Landesklini-
ken BetriebsgesmbH tätigen Bediensteten ist eine Gliederung nach Beamtinnen und Beamten einerseits 
und Vertragsbediensteten andererseits vorzunehmen und wie folgt weiter zu untergliedern: 

 1. bei Bediensteten, die nicht dem Landesbediensteten-Gehaltsgesetz unterliegen: 

 a) Beamtinnen und Beamte nach Verwendungsgruppen; 

 b) Vertragsbedienstete nach Entlohnungsgruppen: 

 2. bei Bediensteten, die dem Landesbediensteten-Gehaltsgesetz unterliegen, nach Einkommens-
schemas und Einkommensbändern.“ 

2. Nach § 30 wird angefügt: 

In- und Außerkrafttreten novellierter Bestimmungen 

§ 31 

§ 23 Abs 1 in der Fassung des Gesetzes LGBl Nr ...../2015 tritt mit 1. Jänner 2016. in Kraft.“ 
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Erläuterungen 

1. Allgemeines: 

1.1. Das Dienstrecht der Landesbediensteten sieht derzeit unterschiedliche Entlohnungssysteme für Be-
amtinnen und Beamte einerseits und für Vertragsbedienstete andererseits vor; im Vertrags-
bedienstetenrecht gibt es überdies eine Unterscheidung in Bedienstete der allgemeinen Verwaltung (Ein-
kommensschema I) und Bedienstete in handwerklicher Verwendung (Einkommensschema II). Für die 
Entlohnung der Kindergartenpädagoginnen und -pädagogen ist das Salzburger Kinderbetreuungsge-
setz 2007 und für Richterinnen und Richter des Landesverwaltungsgerichtes das Salzburger Landesver-
waltungsgerichtsgesetz maßgeblich. Die Höhe des Einkommens wird überwiegend nicht durch die tat-
sächlich verrichtete Arbeit, sondern durch die Einordnung in eines der genannten Entlohnungssysteme 
und darüber hinaus durch die Ausbildung und das Dienstalter bestimmt. Das Einkommen steigt mit zu-
nehmendem Dienstalter stark an und ist in der Regel in der zweiten Laufbahnhälfte deutlich höher als in 
der ersten. Diese Einkommensverteilung stimmt mit den Anforderungen, die sich aus der typischen Le-
bensplanung der Bediensteten ergeben, nicht überein, da die höchste Ausgabenbelastung (Deckung des 
Wohnbedarfes, Familiengründung) überwiegend in der ersten Laufbahnhälfte vorliegt. Zudem haben 
überdurchschnittliche Leistung und Engagement nur begrenzten Einfluss auf die Einkommenshöhe; eine 
sogenannte „Übernorm“ (§§ 17 ff des Salzburger Landes-Beamtengesetzes 1987 – L-BG) bewirkt ledig-
lich, dass Beförderungen in verkürzten Abständen erfolgen können. Schließlich werden spezifische An-
forderungen der konkret ausgeführten Tätigkeit, wie etwa das Wahrnehmen von Führungsverantwortung, 
durch zahlreich vorgesehene, wenig übersichtliche Zulagen abgegolten. 

Diese nicht mehr zeitgemäßen Entlohnungsbestimmungen sollen durch ein modernes, leistungsorientier-
tes System ersetzt werden. Zu diesem Zweck erteilte die Landesregierung im Sommer 2014 den Auftrag, 
aufbauend auf dem bereits im Jahr 2001 von der Firma BWI – Betriebswirtschaftliches Institut-
Unternehmensberatung GmbH (heute: CFS Consulting GmbH) in Dornbirn entwickelten neuen Gehalts-
systems einen Gesetzentwurf auszuarbeiten. Nach umfangreichen Arbeitsplatzanalysen und Bewertungen 
sowie zahlreichen Informationsgesprächen mit Bediensteten liegt dieser Entwurf nun vor.  

1.2. Das vorgeschlagene neue Gehaltssystem weist folgende wesentlichen Merkmale auf: 

– Einheitliches System: 

Das System unterscheidet nicht mehr zwischen Beamtinnen und Beamten einerseits sowie Vertragsbe-
diensteten (Einkommensschema I oder II) andererseits. Auch die Kindergartenpädagoginnen  
und -pädagogen werden einbezogen, lediglich für Richterinnen und Richter des Landesverwaltungsge-
richtes bleibt das eigenständige Schema erhalten.   

– Funktionsorientiertes Monatseinkommen: 

Die Höhe des Monatseinkommens wird primär an die Anforderungen des jeweiligen Arbeitsplatzes ge-
koppelt. 

– Einkommensverlagerung innerhalb des Aktiv-Lebenseinkommens: 

Der dienstaltersbezogene Einkommensanstieg wird verringert. Die Lebensverdienstsumme wird deutlich 
zugunsten der früheren Dienstjahre umverteilt. Dadurch steigt auch die Attraktivität des Landesdienstes 
für junge und qualifizierte Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter. 

– Weitgehende Beseitigung von Sonderentgeltbestandteilen („All-inclusive-Gehalt“): 

Ein wesentliches Projektziel sind transparente Einkommensstrukturen mit möglichst wenigen Sonderent-
geltbestandteilen. Besondere Anforderungen an Bedienstete, die bisher durch Zulagen und bestimmte 
Nebengebühren abgegolten wurden, sollen künftig bereits durch das Funktionseinkommen größtenteils 
abgedeckt werden. Die bisher vorgesehenen Zulagen (mit Ausnahme der Kinderzulage, der Habilitations-
zulage und der neu vorgesehenen Ergänzungszulage) und einige Nebengebühren (zB Mehrleistungszula-
gen, Fehlgeldentschädigung) entfallen. Zum Teil werden bestehende Nebengebühren aus steuerlichen 
Gründen  jedoch weiter vorgeschlagen.  

– Marktannäherung: 

Die Änderung des Einkommensverlaufs (stärkerer Anstieg zu Laufbahnbeginn, Abflachen gegen Lauf-
bahnende) bewirkt auch eine Anpassung an die auf dem Salzburger Arbeitsmarkt üblichen Bedingungen. 

1.3. Im neuen Gehaltssystem bestimmt sich die Einkommenshöhe nicht mehr nach der Zuordnung zu 
einer Dienstklasse oder Entlohnungsgruppe, sondern nach der Modellstelle, der die Aufgaben einer oder 
eines Bediensteten zugeordnet werden. Modellstellen (Art I § 7) geben in abstrakter Form, dh ohne Be-
dachtnahme auf derzeit im Landesdienst konkret anzutreffende Stellen, die auf die wesentlichen Grundan-
forderungen reduzierten Aufgaben, Verantwortlichkeiten und Zielsetzungen für Bedienstete mit ähnlichen 
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Tätigkeitsbereichen wieder. Die Zuordnung erfolgt, indem das Anforderungsprofil der konkreten Aufga-
ben mit jenem der in Betracht kommenden Modellstellen verglichen und der Modellstelle mit der besten 
Übereinstimmung zugeordnet wird (Art I § 8). Jede Modellstelle gehört zu einer Modellfunktion, gleich-
artige Modellstellen können zusammengefasst werden (Art I § 3 Z 10). Die Einreihungspläne (Art I § 6) 
bilden alle derzeit im Landesdienst anzutreffenden Modellstellen bzw -funktionen ab. Aus den Einrei-
hungsplänen lässt sich auch das der Modellstelle zugeordnete Einkommensband (Art I § 4) ablesen; 
dieses Einkommensband legt die konkrete Einkommenshöhe fest (Einkommensschema, Art I Anlage 1). 
Die erforderliche Nachprüfbarkeit der richtigen Modellstellenzuordnung schafft die Modellstellen-
Verordnung (Art I § 7), in der detailliert die einer Modellstelle zugeordneten Anforderungen festzulegen 
sind, so dass jede Bedienstete bzw jeder Bediensteter vergleichen kann, ob die ihr bzw ihm konkret zuge-
ordneten Aufgaben der zugeordneten Modellstelle entsprechen. Zur Überprüfung der Zuordnungen wird 
eine Bewertungskommission eingerichtet, die dem Dienstgeber bzw der Dienstbehörde eine geänderte 
Zuordnung empfehlen kann (Art I § 10). 

Das neue Einkommensschema ist in die zwei Bereiche Verwaltungsbereich (sog „Hoheitsverwaltung“, im 
Wesentlichen die Bediensteten des Amtes der Landesregierung, der Bezirkshauptmannschaften, der Stra-
ßenmeistereien, des Landesrechnungshofes, der Landtagsdirektion, des Landesabgabenamtes und der sog 
„kleinen Anstalten“ [Verordnung LGBl Nr 71/2011], aber auch Verwaltungspersonal, naturwissenschaft-
liche Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sowie Lehrerinnen und Lehrer in der SALK), und medizinischer 
Bereich geteilt. Dem medizinischen Bereich werden dabei alle Bediensteten mit einer bestimmten Tätig-
keit zuordnet (Art I § 3 Z 9). Das Einkommensschema umfasst im Verwaltungsbereich 14 und im medizi-
nischen Bereich 26 Einkommensbänder; für Ärztinnen und Ärzte in Ausbildung besteht ein eigenes, an 
die Besonderheiten des Ausbildungsverhältnisses angepasstes Schema (Einkommensschema 3, Anlage 1). 
Mit dem Einkommen sind alle spezifischen Anforderungen an die Stelleninhaberin oder den Stelleninha-
ber, wie etwa ihre bzw seine besondere Verantwortung, Erschwernisse und Belastungen, aber auch eine 
für die Tätigkeit erforderliche besondere Ausbildung, abgegolten, soweit das Gesetz nicht eine gesonderte 
Abgeltung durch Nebengebühren oder Zulagen vorsieht. Im Verwaltungsbereich sind mit dem Einkom-
men der Einkommensbänder 9 bis 14 bei Bediensteten der Modellfunktion „Führung“ im Regelfall über-
dies auch alle zeitlichen und mengenmäßigen Mehrleistungen mit einem Richtwert von 5 % des Monats-
einkommens abgegolten, so dass bei Mehrleistungen, die diesen Richtwert nicht überschreiten, auch keine 
entsprechenden Nebengebühren (Art I §§ 27 ff) mehr in Betracht kommen.  

Die Einkommenskurve orientiert sich, unter Zugrundelegung einer Wochenarbeitszeit von 40 Stunden 
und ausgehend vom jeweiligen Funktionsentgelt der (niedrigsten) Einkommensstufe 1, an der marktübli-
chen Gehaltsentwicklung, berücksichtigt aber auch spezielle Anforderungen des Landesdienstes im Hin-
blick auf den Erfahrungsanstieg. Von der Dienstzeit abhängige Vorrückungen (Art I § 12) sind über 
einen Zeitraum von insgesamt 33 Jahren im Verwaltungsbereich und von 21 Jahren im medizinischen 
Bereich möglich,  

Den Unterschied zum bisherigen Entlohnungssystem zeigt die folgende Graphik: 

 

65 Jahre

Lebensalter

Einkommen

Erfahrung
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Neue Gehaltssysteme – von der Seniorität zur Erfahrung
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Die Leistungskomponente (Art I § 14) soll als variabler Einkommensteil einen besonderen Anreiz zur 
Erbringung überdurchschnittlicher Leistungen bieten. Grundlage für die Leistungsbeurteilung, die von der 
oder dem Vorgesetzten vorzunehmen ist, bildet die für einen bestimmten Beurteilungszeitraum abzu-
schließende Zielvereinbarung, die prozentuell abgestufte Zielerreichungsgrade (Zielkorridor) zu enthalten 
hat. Nach Maßgabe des Zielerreichungsgrades, der im Beurteilungsgespräch festgestellt worden ist, ge-
bührt ein prozentueller Anteil der vereinbarten Leistungskomponente. 

1.4. Das neue Gehaltssystem gilt für alle neu eintretenden Bediensteten (Art I § 2 Abs 1 Z 1 bis 3). Für 
die bereits dem Dienststand angehörenden Bediensteten wird die Möglichkeit eröffnet, sich für das neue 
Gehaltssystem zu entscheiden (Optionsmöglichkeit, Art I § 44). Für die Abschätzung der Kostenfolgen 
wird davon ausgegangen, dass nach Berufsgruppen unterschiedliche Anteile im medizinischen Bereich 
(50 % Pflege, 37 % MTD) von dieser Optionsmöglichkeit Gebrauch machen werden. Diese Schätzung 
geht von der Annahme aus, dass wohl nur Personen optieren werden, die im neuen Gehaltssystem insge-
samt ein höheres Monatseinkommen erzielen werden als im bestehenden Gehalts- bzw Einkommens-
schema. Für den Verwaltungsbereich liegt keine Schätzung der Optionswahrscheinlichkeit vor. Besonde-
rer Wert wird darauf gelegt, dass auf Bedienstete kein Druck zur Ausübung der Optionsmöglichkeit 
ausgeübt werden darf (Art I § 44 Abs 6). Auch jede indirekte Druckmöglichkeit, zB durch die Ausschrei-
bung von Stellen ausschließlich im neuen Gehaltssystem, wird untersagt.  

2. Verfassungsrechtliche Grundlage: 

Die Dienstrechtskompetenz des Landesgesetzgebers ergibt sich aus Art 21 Abs 1 B-VG. 

3. Übereinstimmung mit EU-Recht: 

Das Vorhaben steht nicht in Widerspruch zu unionsrechtlichen Bestimmungen. 

4. Kostenfolgen: 

4.1. Eine exakte Kostenberechnung setzt Kenntnisse über die Inanspruchnahme der Optionsmöglichkeit 
voraus, die derzeit naturgemäß noch nicht vorliegen. Die nachfolgende Kostenschätzung beruht daher, 
wie bereits unter Pkt 1.4 ausgeführt, auf der Annahme, dass im Verwaltungsbereich und im medizini-
schen Bereich nach Berufsgruppen unterschiedliche Prozentsätze der nicht unmittelbar dem neuen Ge-
haltssystem unterliegenden Bediensteten von der Optionsmöglichkeit Gebrauch machen werden. Unwäg-
barkeiten liegen überdies in der Höhe der jährlichen Gehaltsabschlüsse, der Entwicklung des Pensionsan-
trittsalters in den kommenden Jahren sowie in nicht vorhersehbaren Änderungen der Personal- und Orga-
nisationsstruktur. Insgesamt werden für optierende Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter Mehrausgaben von 
ca 9,01 Mio € im Verwaltungsbereich (ca 6,06 Mio € in der Hoheitsverwaltung und ca 2,95 Mio für das 
Verwaltungspersonal der SALK) erwartet. Dazu kommen Mehrkosten von ca 1 Mio € jährlich für neu 
eintretende Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter. Für das medizinische Personal der SALK werden Mehrkos-
ten von insgesamt ca 9,4 Mio € veranschlagt. 

4.2. Neben den Kosten für jene Bedienstete, die von der Optionsmöglichkeit Gebrauch machen (Pkt 4.1), 
werden sich auch Mehrausgaben aus den zu Beginn der Berufslaufbahn in der Regel höheren Monatsein-
kommen der nach Einführung des neuen Gehaltssystems eintretenden Bediensteten ergeben. Diese Mehr-
kosten werden mit ca 1,0 Mio € im Verwaltungsbereich und mit 1,4 Mio € im medizinischen Bereich 
angegeben. 

4.3. Die Einführung eines völlig neuen, den Bediensteten nicht vertrauten Gehaltssystems wird auch den 
zur Vollziehung erforderlichen Verwaltungsaufwand erhöhen. Zu denken ist dabei insbesondere an die 
erforderliche Optionsberatung und die Vollziehung der Optionsbestimmung (Art I § 44). Eine konkrete 
Schätzung dieses zusätzlichen Aufwandes ist nicht möglich, es ist aber wahrscheinlich, dass in den be-
troffenen personalführenden Stellen (Personalabteilung des Amtes und Personalstelle der SALK) ein 
zusätzlicher Personalbedarf entsteht. 

5. Gender-Mainstreaming: 

Das Landesbediensteten-Gehaltsgesetz selbst ist geschlechtergerecht formuliert. In den begleitend erfor-
derlichen Gesetzesnovellierungen (Art II bis VII) ist dies nur dann der Fall, wenn auch das novellierte 
Gesetz geschlechtergerecht gefasst ist. 

6. Ergebnis des Begutachtungsverfahrens:  

Auf Grund von Forderungen im Begutachtungsverfahren sieht die Regierungsvorlage nunmehr auch die 
Einbeziehung der Kindergartenpädagoginnen und -pädagogen in das neue Gehaltssystem vor. Auch die 
Installierung einer Bewertungskommission (Art I § 10) geht auf Anregungen im Begutachtungsverfahren 
zurück. 
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Das Gesetzesvorhaben wurde vom Landesverband Salzburg der Gewerkschaft Öffentlicher Dienst be-
grüßt, auf Kritik stieß jedoch die Verwendung unbestimmter Rechtsbegriffe und generell die Gesetzes-
sprache. Das Vorhaben orientiert sich sprachlich an zahlreichen Regelungsvorbildern in anderen Bundes-
ländern, die vergleichbare Gehaltssysteme beinhalten (zB Vbg Landesbedienstetengesetz 2000, Vbg 
LGBl Nr 50 idgF; Bgld Landesvertragsbedienstetengesetz 2013, Bgld LGBl Nr 57 idgF; Tir Landesbe-
dienstetengesetz, Tir LGBl Nr 2/2001 idgF), die Einwände können daher nicht nachvollzogen werden. 
Unbestimmte Rechtsbegriffe eröffnen der Vollziehung zwar einen Ermessensspielraum, dieser Spielraum 
ist jedoch im Sinn des Gesetzes auszulegen, die Verwendung solcher Begriffe steht daher nicht im Wider-
spruch zu Art 18 Abs 1 B-VG (vgl zB VfSlg 13.785/1994 mwN zum "differenzierten Legalitätsprinzip). 

Der Zentralausschuss der Personalvertretung der Landesbediensteten lehnte das Vorhaben unter Hinweis 
auf zahlreich vorgebrachte Detaileinwände insgesamt ab. Dazu ist darauf hinzuweisen, dass diese Ein-
wände nur zum Teil bei der Erstellung der Regierungsvorlage berücksichtigt werden konnten (zB Einbe-
ziehung der Kindergartenpädagoginnen und -pädagogen, Beschränkung der „Sondervorrückung“ im § 5 
Abs 2 auf den medizinischen Bereich, grundsätzliche Limitierung der befristeten Zuordnungsänderung 
mit sechs Monaten). Zahlreiche Einwände beziehen sich nicht auf die Neugestaltung des Gehaltssystems, 
sondern auf Bestimmungen, die aus dem Rechtsbestand übernommen wurden (Regelung der Verwen-
dungsabgeltung, Höhe der Kinderzulage, Ansprüche bei Dienstverhinderung, Sonderverträge, Pensions-
kassenbestimmungen, Detailregelung von Nebengebühren erst im Verordnungsweg usw). Da diese Inhal-
te von der grundlegenden Neugestaltung des Gehaltssystems nicht berührt werden, besteht aus Dienstge-
bersicht auch kein Erfordernis, daran aus diesem Anlass Änderungen vorzunehmen. 

Vom Zentralbetriebsrat der Anstalten und Betriebe wird das neue System ebenfalls aus grundsätzlichen 
Erwägungen abgelehnt, wobei die Einwände vor allem eine behauptete Besserstellung des Verwaltungs-
bereichs gegenüber dem medizinischen Bereich betreffen. Die vorgesehenen Unterschiede zwischen den 
beiden Bereichen beruhen jedoch auf der zielgruppenorientierten Strategie des neuen Systems, das auf die 
aufgabenimmanenten Differenzen zwischen den verschiedenen Berufsgruppen wesentlich stärker als das 
bisherige System Bedacht nimmt. 

Die Ärztekammer für Salzburg hat sich gegen die Einbeziehung der Ärztinnen und Ärzte in das neue 
System ausgesprochen, da dieses im Unterschied zum alten System keine marktkonforme Entlohnung 
dieser Berufsgruppe sicherstellen könne. Diese Bedenken werden nicht geteilt, die in der Vorlage enthal-
tenen Bestimmungen gewährleisten auch für Ärztinnen und Ärzte ein attraktives und modernes Entloh-
nungsschema. Im Einzelnen werden weiters Einwände zur Berechnung der Grundvergütung für Über-
stunden (Art I § 29 Abs 2) vorgebracht; die vorgesehene Reduktion um 20 % ist aber entgegen der An-
sicht der Ärztekammer durch die Einbeziehung weiterer Gehaltsbestandteile in das Monatseinkommen 
erforderlich (vgl die Erl zu Art I § 29). Auch das vermutete unbegrenzte Ermessen des Dienstgebers bei 
der Festlegung der Journaldienstabgeltung (Art I § 31) besteht nicht, da nach der ständigen Judikaktur des 
Verwaltungsgerichtshofes die Pauschalierung von Nebengebühren entweder im Einzelfall durch Bescheid 
oder in genereller Form durch Verordnung vorzunehmen ist (VwGH 18. Februar 1994, Zl 93/12/0065; 
22. April 2009, Zl 2008/12/0050). Da das neue Gehaltssystem grundsätzlich sowohl auf Beamtinnen und 
Beamte als auch auf Vertragsbedienstete Anwendung findet, erübrigt sich daher die Prüfung der Frage, ob 
in anderer Rechtsform vorgenommene Gruppenpauschalierungen lediglich für Vertragsbedienstete zuläs-
sig wären, so dass auch bei den der SALK zugewiesenen Bediensteten, die überwiegend ein privatrechtli-
ches Dienstverhältnis aufweisen, die entsprechenden Festlegungen in Verordnungsform ergehen werden. 

Von der Kammer für Arbeiter und Angestellte für Salzburg wurden verschiedene Aspekte des Entwurfs 
begrüßt, ua die höheren Einkommen beim Berufseinstieg. Kritisiert wurde das im Entwurf noch vorgese-
hene Überprüfungsverfahren durch den Dienstgeber, das aber – wie einleitend dargestellt – in der Regie-
rungsvorlage durch ein Verfahren vor einer unabhängigen Kommission ersetzt wurde. 

Die Finanzabteilung des Amtes der Landesregierung hat zu den dargestellten Mehrkosten (Pkt 4 der Er-
läuterungen) darauf hingewiesen, dass nur dann keine Einwände gegen das Projekt bestehen, wenn die 
budgetären Vorgaben des Landesvoranschlages für das Jahr 2016 und jene der mittelfristigen Finanzpla-
nung bis zum Jahr 2020 eingehalten werden können. Dazu weist die Personalabteilung des Amtes der 
Landesregierung darauf hin, dass die durch das neue System zu erwartenden Mehrausgaben bereits in den 
Budgets des Amtes und der SALK berücksichtigt wurden. Systemänderungen in der Art, wie sie das neue 
Gehaltsschema darstellt, seien aber ohne Mehrausgaben nicht möglich. 

Von der Gleichbehandlungskommission der Salzburger Landeskliniken und der Abteilung Kultur, Bil-
dung und Gesellschaft wurde eine eingehende Genderprüfung angeregt. Eine solche Prüfung hat im Be-
gutachtungsverfahren durch Univ.-Prof. Dr. Wolfgang Mazal stattgefunden, eine Folge dieser Prüfung ist 
die Einführung der Bewertungskommission (Art I § 10). 



  46 von 59 

 

Redaktionelle Verbesserungsvorschläge des Bundeskanzleramtes, der Geschäftsführung der SALK sowie 
der Personalabteilung des Amtes der Landesregierung und der Landesinformatik sind bei der Erstellung 
der Regierungsvorlage berücksichtigt worden. 

7. Erläuterungen zu den einzelnen Bestimmungen: 

Zu Art I: 

Zu § 1: 

Wie bereits in Pkt 1.2 ausgeführt worden ist, ist besonders die Beseitigung der derzeit bestehenden unter-
schiedlichen Entlohnungssysteme für Beamtinnen und Beamte einerseits und für Vertragsbedienstete 
andererseits ein wesentliches Ziel der Gehaltsreform. Im Hinblick auf den die Verwaltung und Gesetzge-
bung gleichermaßen bindenden Gleichheitsgrundsatz (Art 7 B-VG), aber auch unter Berücksichtigung der 
besonderen Bedeutung der Nichtdiskriminierung im Unionsrecht (vgl die Auflistung der einschlägigen 
Richtlinien im § 51 des Salzburger Gleichbehandlungsgesetzes, LGBl Nr 31/2006 idgF), wird als wichti-
ges Ziel des neuen Gehaltssystems auch die nicht diskriminierende Wirkung genannt. 

Das neu vorgesehene Monatseinkommen soll sich insbesondere an der Verwendung orientieren und nicht 
mehr wie bisher überwiegend an der Ausbildung. Angestrebt wird ein weitgehender Entfall von Zulagen 
und Nebengebühren, die mit der Verwendung verbundenen Aufgaben, Verantwortlichkeiten und Er-
schwernisse werden im Regelfall mit dem Monatseinkommen abgegolten, da sie bei der in den Einrei-
hungsplänen zugrundeliegenden Modellstellenbewertung berücksichtigt sind. Mit dem jeweiligen Mo-
natseinkommen sind auch besonders anspruchsvolle Dienste, Führungstätigkeiten sowie Dienste unter 
besonderen körperlichen Anstrengungen oder solche, die eine besonders anspruchsvolle Ausbildung er-
fordern, abgegolten. Zur Abgeltung jener dienstlichen Leistungen, die bei der Bewertung der Modellstel-
len nicht berücksichtigt werden konnten, werden folgende Nebengebühren vorgesehen (alle Paragraphen-
zitate beziehen sich auf Art I): Überstunden- und Mehrstundenabgeltung (§ 29), Abgeltung der Wochen-
end- und Feiertagstätigkeit (§ 30), Journaldienstabgeltung (§ 31), Bereitschaftsabgeltung (§ 32), Gefah-
renabgeltung (§ 33), Erschwernisabgeltung (§ 34), besondere Abgeltungen für den medizinischen Bereich 
(§ 35), Fahrtkostenzuschuss (§ 36), Jubiläumszuwendung (§ 37), Reisegebühren (§ 38). 

Zu § 2: 

Das neue Gehaltssystem gilt für alle Vertragsbediensteten, deren Dienstverhältnis ab dem 1. Jänner 2016 
begründet wird (Abs 1 Z 1); durch eine allfällige später folgende Pragmatisierung tritt keine Änderung 
des Gehaltssystems ein (Abs 1 Z 2). Abs 1 Z 3 regelt den eher seltenen (aber in Ausnahmefällen wie zB 
bei der Bestellung zur Landesamtsdirektorin oder zum Landesamtsdirektor rechtlich möglichen) Fall 
einer direkten Aufnahme in ein öffentlich-rechtliches Dienstverhältnis. Abs 1 Z 4 verweist auf die allen 
Bediensteten offen stehende Möglichkeit, sich für die Anwendung des neuen Gehaltssystems zu entschei-
den (vgl Pkt 1.4). 

Für neu eintretende Richterinnen und Richter des Landesverwaltungsgerichtes ist im § 25 des Salzburger 
Landesverwaltungsgerichtsgesetzes bereits jetzt eine Entlohnung vorgesehen, die sich weitgehend an den 
in Z 1.2 dargestellten Grundsätzen orientiert. Diese Personengruppe wird daher von der Anwendung des 
Landesbediensteten-Gehaltsgesetzes ausgeschlossen. 

Zu § 3: 

Einige wesentliche Begriffe des neuen Gehaltssystems werden hier zusammengefasst definiert. Von be-
sonderer Bedeutung ist die näher präzisierte Unterscheidung in medizinischen Bereich und Verwaltungs-
bereich, die nach Berufsgruppen vorgenommen wird (Z 9 und 12). Ärztliches Personal im Amtsbereich 
(zB Amtsärztinnen und -ärzte) und des arbeitsmedizinischen Dienstes wird nicht dem medizinischen 
Bereich zugeordnet, da die dienstlichen Rahmenbedingungen (zB Arbeitszeit) eher dem Verwaltungsbe-
reich entsprechen. Aus diesem Grund (gleiche dienstrechtliche Rahmenbedingungen) finden auf Verwal-
tungspersonal, das der SALK zugewiesen worden ist, die Bestimmungen für den Verwaltungsbereich 
Anwendung. 

Zu den §§ 4 bis 6: 

Aus diesen Bestimmungen ergeben sich zentrale Aussagen des neuen Gehaltssystems: 

– die Anknüpfung des Monatseinkommens an die Verwendung (= Modellstelle), die sich aus deren 
Zuordnung zu einem Einkommensband ableiten lässt, und 

– die Höhe des für das Einkommensband festgelegten Einkommens. 

Die Einkommensschemas (Anlage 1) sehen für den Verwaltungsbereich 14 Einkommensbänder mit je-
weils 9 Einkommensstufen und im medizinischen Bereich 26 Einkommensbänder mit ebenfalls jeweils 9 
Einkommensstufen vor, die im Weg der Vorrückung (§ 12) erreicht werden können. Für Ärzte und Ärz-
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tinnen in Ausbildung enthält das Einkommensschema 3 eigene Einkommensansätze, die auf die spezifi-
schen Gegebenheiten des Ausbildungsverhältnisses Bedacht nehmen. Die Zuordnung zur Modellstelle (in 
Ausnahmefällen zu mehreren Modellstellen) ist gemäß § 8 bei Vertragsbediensteten im Dienstvertrag und 
bei Beamtinnen und Beamten im Ernennungsbescheid vorzunehmen. Jede Modellstelle ist, ausgehend 
von ihrem Anforderungswert, in den Einreihungsplänen einem der 14 bzw 26 Einkommensbänder zuge-
ordnet. 

Je höher der Anforderungswert, desto höher ist das Einkommensband eingestuft, das nächst höhere Ein-
kommensband steht für einen jeweils um bis zu drei Punkten höheren Anforderungswert. Die Höhe des 
Anforderungswertes ist nach unten und oben grundsätzlich unbeschränkt, dennoch sind Modellstellen mit 
Anforderungswerten unter 15 Punkten und über 84 Punkten (bzw 90 Punkten im medizinischen Bereich) 
eher unwahrscheinlich, da einerseits auch einfachste Modellstellen ein Mindestmaß an Anforderungen an 
die Bedienstete oder den Bediensteten stellen und andererseits die Inhaberinnen und Inhaber selbst quali-
fiziertester Modellfunktionen nie alle Anforderungen in ihrer höchsten Ausprägung erfüllen müssen. 
Modellstellen, die aufgrund ihrer Punktewerte innerhalb eines Einkommensbandes zusammengefasst 
sind, gelten als gleichwertig. 

In den Einkommensbändern 9 bis 14 im Verwaltungsbereich werden durch das Monatseinkommen bei 
Führungskräften auch in zeitlicher und mengenmäßiger Hinsicht zu erbringende Mehrleistungen mit 
einem bestimmten Prozentsatz des Monatseinkommens abgegolten, so dass die Gewährung entsprechen-
der Nebengebühren (§§ 26 ff) im Regelfall nicht mehr in Betracht kommt (§ 5 Abs 1). 

Das Monatseinkommen beginnt grundsätzlich mit der Einkommensstufe 1, Vordienstzeiten werden nach 
Maßgabe von § 12 berücksichtigt. Für den Dienstgeber bzw die Dienstbehörde besteht darüber hinaus die 
Möglichkeit, in besonders gelagerten Fällen (zB bei hochqualifizierten Bediensteten mit in hohem Maß 
einschlägiger Vordienstzeit oder mit im Dienstverhältnis erworbenen hochwertigen Zusatzqualifikatio-
nen) eine Sondervorrückung anzuordnen bzw im Vertragsbedienstetenverhältnis zu vereinbaren (§ 5 
Abs 2 am Beginn des Dienstverhältnisses für Vordienstzeiten bei Bediensteten des medizinischen Be-
reichs, § 12 Abs 2 im laufenden Dienstverhältnis). Diese Bestimmung soll gewährleisten, dass der Lan-
desdienst bei der Anwerbung von besonders erfahrenen und/oder besonders hoch qualifizierten Mitarbei-
terinnen oder Mitarbeitern ein im Vergleich zu anderen Dienstgeberinnen und Dienstgebern konkurrenz-
fähiges Einkommen bieten kann. 

§ 5 Abs 3 sieht abweichende Bestimmungen für bestimmte Berufsgruppen vor, und zwar in Form eines 
bereits erwähnten eigenen Einkommensschemas (3) für Ärztinnen und Ärzte in Ausbildung und in Form 
eines fixen Entgelts, das durch Vorrückungen nicht erhöht werden kann, für Ausbildungsjuristinnen und -
juristen, Ausbildungspsychologinnen und -psychologen, Ferialkräfte, Praktikantinnen und Praktikanten 
mit Ausnahme der Pflichtpraktikantinnen und -praktikanten sowie Personen, die im Rahmen von Maß-
nahmen der Arbeitsrehabilitation beschäftigt werden. Personen, die ein verpflichtendes Praktikum im 
Rahmen einer Ausbildung absolvieren (zB ein Berufspraktikum nach § 3 Z 3 des Fachhochschul-
Studiengesetzes oder ein Pflichtpraktikum nach dem Schulorganisationsgesetz), erhalten daher keine 
Praktikantenentlohnung. 

Zu § 7: 

Der gewählten Modellstellenbewertung liegt die Überlegung zugrunde, dass eine flächendeckende Be-
wertung aller in der Salzburger Landesverwaltung inklusive SALK bestehenden Planstellen mit einem 
enormen Aufwand verbunden wäre und auf Grund der sich ständig ändernden Anforderungen laufend 
adaptiert werden müsste, sodass das Ergebnis nie vollständig der Realität entsprechen würde. Daher wer-
den für alle Aufgabenbereiche der Bediensteten abstrakte Modellstellen konstruiert, deren Aufgabenbe-
reiche losgelöst von der konkreten Situation und damit auch losgelöst von einer bestimmten Stelleninha-
berin oder einem bestimmten Stelleninhaber nach festgelegten Anforderungsarten (§ 7 Abs 2) definiert 
sind. Die konkreten Aufgaben der einzelnen Bediensteten sind jener Modellstelle zuzuordnen, die ihrer 
Verwendung am ehesten entspricht (§ 8). 

Die Darstellung der Modellstellen, ihre Zuordnung zu Modellfunktion und die Zuordnung zu einem Ein-
kommensband erfolgt in den Einreihungsplänen (§ 6), die durch Verordnung der Landesregierung festge-
legt werden. Die Einreihungspläne stellen eine strukturierte Übersicht über sämtliche derzeit im Landes-
dienst bestehenden Modellfunktionen und Modellstellen dar. 

Die konkrete inhaltliche Bewertung und Beschreibung der Modellstellen nach Anforderungsgraden bei 
den Anforderungsarten wird einer Verordnung vorbehalten (§ 7 Abs 1). Die Anforderungsarten (Abs 2) 
repräsentieren aus der Vielzahl von Gesichtspunkten jene Stellenanforderungen, die allgemein als rele-
vant angesehen werden. Für jede Anforderungsart sind die zwei wesentlichen Bewertungsaspekte festge-
legt, die zur Typisierung der Anforderungsgrade in Stufen unterteilt sind. Der den einzelnen Stufen ent-
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sprechende Anforderungsgrad wird in einer Verordnung (§ 7 Abs 3) in Form von Textbausteinen definiert 
und mit einem bestimmten Punktewert verbunden. 

Abs 4 enthält die mathematische Formel, mit der der Punktewert einer Anforderungsart berechnet wird. 
Diese Formel  entspricht jener, nach der auch bei der Vorbereitung des Gesetzesvorhabens die Modell-
stellenbewertungen vorgenommen worden sind. Das Merkmalsgewicht der Anforderungsart (MGA) wird 
im § 7 Abs 5 festgelegt, ebenso die Aspektgewichte (AG1,2) der jeweiligen Bewertungsaspekte. AG1 
entspricht immer der oberen Zeile der Anforderungsart, AG2 entspricht der unteren. Die Punktewerte der 
einzelnen Bewertungsaspekte einer Anforderungsart (P1,2 ) werden in der Modellstellenverordnung be-
stimmt. Das Ergebnis ist der gewichtete Punktewert je Anforderungsart (PWA). Die Summe der Punkte-
werte aller Anforderungsarten ergibt den Punktewert eines Modellstellenprofils und damit dessen Einord-
nung im Einreihungsplan. 

Die unterschiedliche Gewichtung der Anforderungsarten (§ 7 Abs 5) entspricht den spezifischen Erfor-
dernissen des Landesdienstes im Verwaltungsbereich einerseits und im medizinischen Bereich anderer-
seits. Bei der medizinischen Behandlung oder Pflege von Patientinnen und Patienten stehen schwer-
punktmäßig andere Kompetenzen im Vordergrund als im Verwaltungsbereich, daraus ergibt sich in der 
Folge auch eine unterschiedliche Bewertung einzelner Merkmale. Beispielshaft wird auf die die Entschei-
dungskompetenz verwiesen, die bei Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern im medizinischen Bereich eine 
tendenziell größere Rolle spielt, da dort öfter als im Verwaltungsbereich kurzfristig Entscheidungen mit 
weitreichenden Folgen für das Leben oder die Gesundheit von Menschen getroffen werden müssen. 

Auch die Bewertungsaspekte für die Anforderungsarten sind nicht gleich bedeutsam, weshalb auch sie 
zueinander unterschiedlich gewichtet sind (Aspektgewicht). Die Summe der so gewichteten Punktewerte 
muss dem Anforderungswert gemäß Einreihungsplan, der eine Breite von drei Punkten aufweist, entspre-
chen. Dazu ist es notwendig, dass die Berechnungen für den Anforderungswert im Einreihungsplan und 
für den Punktewert auf Grund der Bewertung der Anforderungsarten übereinstimmen. 

Zu § 8: 

Maßgeblich für die Zuordnung zu einer konkreten Modellstelle (bzw in Ausnahmefällen in der SALK zu 
mehreren Modellstellen) ist ausschließlich die konkrete Verwendung der oder des Bediensteten und damit 
die für die konkrete Tätigkeit und Funktion der bzw des Bediensteten maßgeblichen Stellenanforderun-
gen. Die Zuordnung hat dabei zu der Modellstelle mit dem am ehesten übereinstimmenden Stellenanfor-
derungsprofil laut Modellstellen-Verordnung zu erfolgen. Andere Aspekte, wie beispielsweise eine be-
sondere Qualifikation der oder des Bediensteten, ihre bzw seine bisherigen Leistungen oder ihre bzw 
seine bisherige Einkommenshöhe bleiben im Hinblick auf die konsequente Funktionsbezogenheit des 
neuen Gehaltssystems unberücksichtigt. Die Zuordnung erfolgt für Beamtinnen oder Beamte durch Be-
scheid der Dienstbehörde bzw für Vertragsbedienstete durch den Dienstvertrag. Eine einmal vorgenom-
mene Zuordnung kann bei Vorliegen der Voraussetzungen der  §§ 9  und 10 geändert werden. 

Werden die Aufgaben der oder des Bediensteten einer anderen Modellstelle zugeordnet (Zuordnungsän-
derung), können sich dadurch auch das Einkommensband und damit das Einkommen ändern. Diese Än-
derung resultiert unmittelbar aus der Zuordnungsänderung und bedarf keiner eigenen Verfügung der 
Dienstbehörde bzw des Dienstgebers. 

Die Verwendung einer oder eines Bediensteten kann in der SALK auf Grund wichtiger dienstlicher Inte-
ressen mehreren Modellstellen zugeordnet werden (Mischverwendungen gemäß Abs 1); die Zuordnung 
zu den zutreffenden Modellstellen hat anteilsmäßig zu erfolgen, Abs 2 enthält dazu eine detaillierte Rege-
lung. 

Erfolgt die Zuordnung zu einer Modellstelle bzw zu mehreren Modellstellen nach Ansicht der oder des 
Bediensteten nicht entsprechend den Anforderungen ihrer oder seiner konkreten Verwendung, so kann sie 
bzw er oder die oder der unmittelbar Vorgesetzte die Überprüfung der Zuordnung durch die Bewertungs-
kommission (§ 10) schriftlich beantragen, wofür die Gründe im Antrag anzugeben sind (§ 10 Abs 7). 
Zutreffendenfalls ist eine Zuordnungsänderung vorzunehmen und dafür – falls erforderlich – im nächsten 
Dienstpostenplan Vorsorge zu treffen. 

Zu § 9: 

Aufgrund der Funktionsbezogenheit des Monatseinkommens wirken sich Zuordnungsänderungen zukünf-
tig stärker auf die Entlohnung aus als bisher, weil damit häufig auch eine andere Modellstellen- (und 
damit evtl Einkommensband-)Zuordnung verbunden sein wird. Zuordnungsänderungen müssen mit dem 
Dienstpostenplan (§ 23 des Allgemeinen Landeshaushaltsgesetzes) übereinstimmen (§ 9 Abs 2). 

Die Einreihung in ein höheres Einkommensband ist im Verwaltungsbereich entsprechend den im § 9 
Abs 3 Z 1 enthaltenen Vorgaben vorzunehmen, die bei einem Wechsel in ein höheres Einkommensband 
(mit Ausnahme bei einem Wechsel in die Modellfunktion Führung) grundsätzlich eine gleichbleibende 
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Einkommensstufe vorsehen. Bei einer Zuordnung in die Modellfunktion Führung ist bei einem Wechsel 
in das nächsthöhere Einkommensband eine Mindestverbesserung von 10 % und bei einem Wechsel in das 
zweitfolgende Einkommensband eine solche von 15 % vorsehen. Bei einer noch darüber liegenden besol-
dungsrechtlichen Verbesserung, dh bei einem Überspringen von (mindestens) zwei Einkommensbändern, 
wird das Einkommen der nächsthöheren Einkommensstufe bereits in einem solchen Ausmaß über der 
aktuellen Einkommensstufe der oder des Bediensteten liegen, dass keine Mindestverbesserung mehr an-
geordnet werden muss. 

Im medizinischen Bereich unterscheiden sich die Einkommensbänder sowohl hinsichtlich der Höhe als 
auch hinsichtlich der Anzahl (26 statt 14) deutlich vom Verwaltungsbereich, so dass im § 9 Abs 3 Z 2 
andere Bestimmungen für die Einstufung in höhere Einkommensbänder vorgesehen sind. Der Mindestun-
terschied zwischen zwei Einkommensbändern beträgt hier mindestens 5 %, dh bei zwei Einkommensbän-
dern ergeben sich mindestens 10 % und bei drei Einkommensbändern mindestens 15 % usw. Abs 4 ent-
hält eine Sonderregelung für jene Ärztinnen und Ärzte, die aus dem Ausbildungsschema (2) in das Ein-
kommensschema 2 wechseln. In diesem Sonderfall sieht § 12 Abs 3 Z 4 ausnahmsweise die Berücksich-
tigung von Ausbildungszeiten bei der Festlegung des Vorrückungsstichtags vor. 

Nach einer Zuordnungsänderung in ein höheres Einkommensband beginnt die für die jeweilige Einkom-
mensstufe geltende Vorrückungsfrist (§ 12 Abs 1) wieder neu zu laufen, die in der bisherigen Einkom-
mensstufe bereits verbrachten Zeiten werden nicht angerechnet (§ 9 Abs 5). 

Bei einer verschlechternden Zuordnung (§ 9 Abs 6) wird die Neueinstufung entsprechend dem geltenden 
Vorrückungsstichtag, jedoch nach den Werten des neuen Einkommensbandes vorgenommen. Diese Be-
stimmung ist der bisher für Überstellungen (§ 85 L-BG) geltenden Rechtslage nachgebildet. 

Die vorübergehende Zuordnung zu einer anderen Modellstelle ist auch ohne Zustimmung der oder des 
Bediensteten möglich, wenn dienstliche Interessen dafür sprechen. Die Dauer dieser vorübergehenden 
Zuordnung wird unterschiedlich festgelegt (Abs 7). Eine solche vorübergehende Zuordnung kann den 
Anspruch auf eine Verwendungsabgeltung (§ 11) zur Folge haben. 

Abs 8 sieht im Hinblick auf die möglichen finanziellen Auswirkungen für verschlechternde Zuordnungs-
änderungen gegen den Willen der oder des Betroffenen strenge Voraussetzungen vor, die zwischen den 
Dienstnehmerinnen- und Dienstnehmerinteressen (zB Verwendung entsprechend den jeweiligen Fähig-
keiten, Einkommenssicherheit, Berufsplanung) und den Dienstgeberinteressen (zB flexibler Personalein-
satz, optimierte Personalentwicklung und Personalsteuerung, verwaltungsorganisatorische Erfordernisse) 
abwägen. Eine verschlechternde Modellstellen-Zuordnung ist ohne Zustimmung der oder des Bedienste-
ten nur zulässig, wenn die oder der Bedienstete die erforderliche Leistung nicht erbracht hat (negative 
Leistungsfeststellung, vgl § 13 Abs 1 Z 1 und 2 des Entwurfes ), wenn bei Vertragsbediensteten Kündi-
gungs- oder Entlassungsgründe vorliegen (§ 66 Abs 1 und 2 und § 69 Abs 2 L-VBG) oder wenn gegen 
Beamtinnen oder Beamte wegen einer Dienstpflichtverletzung eine Disziplinarstrafe in der Form einer 
Geldstrafe verhängt worden ist (§ 34 Abs 1 Z 3 L-BG). Aus dieser Beschränkung ergibt sich, dass zB die 
Inanspruchnahme eines Karenzurlaubes (etwa eines Anschlusskarenzurlaubs nach einer Mutter- oder 
Vaterschaftskarenz) keine verschlechternde Zuordnungsänderung begründen kann. Bei mangelhafter 
gesundheitlicher Eignung für die entsprechende Verwendung, die im Extremfall ebenfalls einen Kündi-
gungsgrund darstellen kann (§ 66 Abs 2 Z 2 L-VBG), von der das Land Salzburg als einem hohen Sozial-
standard verpflichteter Dienstgeber jedoch kaum Gebrauch macht, wird im Regelfall im Einvernehmen 
mit der oder dem betroffenen Bediensteten eine geeignete neue Verwendung gefunden werden können. In 
jenen Fällen, in denen trotzdem eine Lösung durch die Dienstbehörde bzw den Dienstgeber gesucht wer-
den muss, soll im Regelfall eine Kürzung von höchstens zwei (im Verwaltungsbereich) bzw sechs (im 
medizinischen Bereich) Einkommensbändern vorgenommen werden. 

Grundsätzlich kann jede Zuordnungsänderung befristet werden (Abs 9); sowohl für die Befristung selbst 
als auch für die möglichen Verlängerungen gilt jeweils eine Höchstdauer von sechs Monaten, um den 
vorübergehenden Charakter der zeitlich von vornherein beschränkten Zuordnung zu betonen. Wird die 
befristete Zuordnungsänderung nicht verlängert, wird die Zuordnung zu jener Modellstelle, der die Auf-
gaben der oder des Bediensteten vordem zugeordnet waren, wieder wirksam. Eine befristete Zuordnungs-
änderung gemäß Abs 9 wird dann sinnvoll sein, wenn absehbar ist, dass mit dem beschränkten Zeitraum 
des Abs 7 nicht das Auslangen gefunden werden kann (zB bei einer mehrjährigen Karenzvertretung). 

Bedienstete, die der Meinung sind, dass die von der Dienstbehörde bzw vom Dienstgeber vorgenommene 
Zuordnung nicht rechtmäßig erfolgt ist, können eine Zuordnungsüberprüfung beantragen (§ 10): 

Zu § 10: 

Zur Überprüfung der individuellen Modellstellen-Zuordnungen wird eine aus Dienstgeber- und Dienst-
nehmervertreterinnen und -vertretern zusammengesetzte weisungsfreie Kommission eingerichtet. Die 
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Kommission entscheidet in Senaten, die ebenfalls aus Dienstgeber- und Dienstnehmervertreterinnen und  
-vertretern zusammengesetzt sind (§ 10 Abs 6). Um die erforderliche Sachkunde im zu prüfenden Bereich 
sicherzustellen, kann die Kommission bei Bedarf ein weiteres Mitglied mit dem erforderlichen Sachwis-
sen mit beratender Stimme beiziehen (Abs 6 letzter Satz). 

Der Senat übermittelt seine Stellungnahmen bzw Empfehlungen der Landesregierung oder im Bereich der 
SALK der Geschäftsführung (§ 10 Abs 8), die über die Zuordnung entscheiden. Sollten als berechtigt 
anerkannte Zuordnungsänderungen auch Folgen für den Dienstpostenplan haben, sind diese von der Lan-
desregierung bei der nächsten Erstellung des Landeshaushalts zu veranlassen (§10 Abs 12). 

Zu § 11: 

Die Verwendungsabgeltung ist bisher im Zusammenhang mit der Verwendungszulage, dh mit der Abgel-
tung höherwertiger Dienste, geregelt (vgl § 76 L-BG). Die Verwendungszulage ist im neuen Gehaltssys-
tem nicht mehr vorgesehen, da jene Gesichtspunkte, die gemäß § 75 Abs 1 Z 1 bis 3 L-BG für die Ge-
währung dieser Zulage ausschlaggebend sind, zur Gänze bei der Bewertung der Modellstelle Berücksich-
tigung gefunden haben. 

Die vorübergehende Erfüllung von Aufgaben, die einer höheren Modellstelle entsprechen, ist jedoch auch 
im neuen System vorgesehen und führt nicht dazu, dass diese der höherwertigen Modellstelle zugewiesen 
werden müssen (vgl § 9 Abs 6 und 8), zB zur Vertretung von erkrankten oder sonst an der Dienstleistung 
gehinderten Vorgesetzten. Wenn diese Modellstelle einen höheren Anforderungswert aufweist als jene 
Modellstelle, der die bisherigen Aufgaben der oder des Bediensteten zugeordnet waren, dh einem höheren 
Einkommensband zugeordnet ist, gebührt eine Verwendungsabgeltung in der Höhe der Einkommensdif-
ferenz zwischen der Einkommensstufe 1 des eigenen und jener des höheren Einkommensbandes im medi-
zinischen Bereich bzw von 50 % dieser Differenz im Verwaltungsbereich. Die Anpassung von allfälligen 
pauschalierten Nebengebühren (§ 27) ist in jedem Einzelfall zu prüfen. 

Für Bedienstete, die gemäß § 3 Abs 7 des Salzburger Landesrechnungshofgesetzes 1993 mit der Stellver-
tretung der Direktorin oder des Direktors des Landesrechnungshofes betraut werden, ist eine Sonderbe-
stimmung erforderlich (§ 11 Abs 2 des Entwurfs), da die Direktorin bzw der Direktor kein Monatsein-
kommen nach dem LB-GG, sondern Bezüge nach dem Salzburger Bezügegesetz 1998 erhält. Als Ver-
gleichseinkommen soll in diesem Fall das höchste Einkommensband (14) des Verwaltungsbereichs die-
nen. 

Zu § 12: 

Auch im neuen Gehaltssystem sind von der Funktionserfahrung abhängige Vorrückungen vorgesehen, 
allerdings wesentlich weniger als bisher. Der Vorrückungszeitraum ist nicht mehr einheitlich, sondern 
beträgt zwischen zwei und sechs Jahren im Verwaltungsbereich bzw zwei oder drei Jahren im medizini-
schen Bereich. Die Verweildauer in der letzten (9.) Einkommensstufe ist jeweils zeitlich unbeschränkt.  

Wie bisher werden bestimmte Vordienstzeiten angerechnet, die im Abs 3 aufgelisteten Zeiten entsprechen 
mit Ausnahme der Z 4 weitgehend jenen, die mit der Novelle LGBl Nr 17/2015 festgelegt worden sind, 
jedoch mit der Maßgabe, dass der Zuschlag von zwei bzw vier Jahren nicht mehr vorgesehen ist. Diese 
Zurechnung von Zeiten sollte die Abgeltung bestimmter höherwertiger Ausbildungen bewirken (vgl die 
Erläuterungen der Regierungsvorlage zur zitierten Novelle, http://www.salzburg.gv.at/00201l-
pi/15Gesetzgebungsperiode/3Session/504.pdf), die jedoch im neuen Gehaltssystem bereits mit Ausnahme 
der im Abs 3 Z 4 vorgesehenen Ärzteausbildungszeiten durch das Einkommen des entsprechenden Ein-
kommensbandes erfolgt. Im Abs 3 Z 3 werden die für die Kindererziehung anrechenbaren Zeiten mit 48 
Monaten beschränkt, da die finanziellen Auswirkungen von angerechneten Zeiten durch die geringere 
Anzahl von Einkommensstufen wesentlich gravierender ausfallen als im bisherigen System. 

Die Vorrückung erfolgt mit dem auf die Vollendung des jeweils festgelegten Zeitraums folgenden Mo-
natsersten, die bisher vorgesehenen Vorrückungstermine (§ 82 Abs 2 L-BG) entfallen. 

Zu § 13: 

Bestimmungen über die Hemmung der Vorrückung sind bisher im Vertragsbedienstetenrecht nicht vorge-
sehen (vgl aber § 36 L-VBG). § 13 beruht daher inhaltlich auf § 83 L-BG unter Berücksichtigung der 
durch die Einbeziehung der Vertragsbediensteten erforderlichen Anpassungen. An die Stelle des Beschei-
des der Leistungsfeststellungskommission, mit dem bei Beamtinnen und Beamten das Nichterreichen des 
zu erwartenden Arbeitserfolges festgestellt wird (Unternorm, § 21 Abs 2 Z 2 L-BG), tritt bei Vertragsbe-
diensteten die im § 21e Abs 2 L-VBG vorgesehene schriftliche Mitteilung mit demselben Inhalt. In bei-
den Fällen tritt die Hemmung erst dann ein, wenn der mögliche Rechtszug an das Landesverwaltungsge-
richt entweder nicht erfolgt oder aber die Gerichtsentscheidung vorliegt (§ 134 Abs 4 L-BG, § 21e Abs 7 
L-VBG). Da im Vertragsbedienstetenrecht keine Bestimmungen über die Dienstprüfung enthalten sind, 
entfällt auch der bisher im § 83 Abs 1 Z 2 L-BG vorgesehene Hemmungsgrund. Die bisher im § 83 L-BG 
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Abs 3 und 4 vorgesehene Sanierung von Zeiten, in denen die Vorrückung gehemmt war, ist nicht mehr 
vorgesehen, da die Hemmungsgründe ausschließlich von der oder dem Bediensteten zu verantworten sind 
und daher auch zu dauerhaften Einkommensverlusten führen sollen. 

Zu § 14: 

Stetig wachsende Anforderungen erfordern hohe Flexibilität und hohes Engagement der Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter. Um einen finanziellen Anreiz zur erhöhten Leistungsbereitschaft zu geben, soll es für 
Bedienstete, die nicht der Modellfunktion Führung zugeordnet sind, die Möglichkeit zur Vereinbarung 
einer Leistungskomponente im begrenzten Ausmaß geben. Dabei werden gemeinsam Ziele für eine be-
stimmte, flexibel zu vereinbarende Arbeitsperiode festgelegt, im Nachhinein evaluiert und nach Maßgabe 
der Zielerreichung die Leistungskomponente zur Auszahlung gebracht. Für solche Leistungsanreize soll 
in Hinkunft im Verwaltungsbereich ein Betrag von ca 1 ‰ des jährlichen Personalbudgets dieses Be-
reichs (das wären derzeit etwa 160.000 €) zur Verfügung stehen. 

Die Zielvereinbarung hat sich dabei an den Anforderungen der Modellstelle zu orientieren. Da die Aufga-
be der Leistungsbeurteilung auch solche Vorgesetzten treffen wird, die nicht diesem Gesetz unterliegen, 
enthält Abs 3 eine Klarstellung, dass auch für nicht diesem Gesetz unterliegende Bedienstete die Erfül-
lung der Vorgesetztenpflichten im Rahmen der Zuerkennung von Leistungskomponenten zu den Dienst-
pflichten gehört. 

Zum Begriff der oder des Vorgesetzter sieht § 3 Z 13 eine Definition vor, die auf der bereits bisher beste-
henden Rechtlage beruht. Die Vorgesetzteneigenschaft ergibt sich nach dieser Bestimmung aus den je-
weils geltenden organisationsrechtlichen Bestimmungen, dh dass diese Funktion für Abteilungsleiterin-
nen und Abteilungsleiter des Amtes, für Bezirkshauptleute und Leiterinnen und Leiter der Sonderverwal-
tungsbehörden der Landesamtsdirektorin oder dem Landesamtsdirektor oder in fachlichen Angelegenhei-
ten dem ressortzuständigen Regierungsmitglied zukommt (vgl § 4 Abs 2 der Geschäftsordnung für das 
Amt der Salzburger Landesregierung sowie § 8 Abs 4 für Abteilungsleiterinnen und -leiter; § 3 Abs 1 der 
Bezirkshauptmannschaften-Geschäftsordnung für Bezirkshauptleute). Für die Landesamtsdirektorin oder 
den Landesamtsdirektor selbst kommt diese Aufgabe der Landeshauptfrau oder dem Landeshautmann zu. 
Für die SALK wird klargestellt, dass (auch) die Geschäftsführerin bzw der Geschäftsführer Vorgesetzte 
im Sinn dieser Bestimmung sind. Die Zielvereinbarung muss jedoch nicht unbedingt mit der oder dem 
unmittelbaren Vorgesetzten getroffen werden, sondern kann auch mit einer übergeordneten Führungskraft 
vereinbart werden. 

Die Leistungsbeurteilung beruht auf einer Zielvereinbarung (Abs 2), die den zu erwartenden Arbeitserfolg 
in mehreren graduellen Abstufungen (Zielkorridor) festzulegen hat. Dies beruht auf der Überlegung, dass 
die Steuerung der Organisation und die Führung der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter durch von allen 
Beteiligten verstandene und akkordierte Zielsetzungen Kennzeichen eines fortschrittlichen und dynami-
schen Managements sind. Die Vorteile von Zielvereinbarungen liegen darin, dass sie Klarheit über die 
Aufgaben schaffen, dass die erforderlichen Ressourcen bemessen werden, dass eine realistische Zeitpla-
nung vorgenommen werden kann und schließlich dass sich die Zielerreichung mit angemessenem Auf-
wand überprüfen lässt. Die Leistungsbeurteilung ist von der oder dem Vorgesetzten in einem Beurtei-
lungsgespräch zu erörtern. Die oder der Bedienstete hat nach dem Beurteilungsgespräch einen Anspruch 
auf eine schriftliche Ausfertigung der Leistungsbeurteilung (Abs 4). Das Ergebnis der Leistungsbeurtei-
lung kann von der oder dem Bediensteten binnen einer Woche ab Zustellung schriftlich unter Angaben 
von Gründen beeinsprucht werden. Erfolgt kein Einspruch, so wird die Leistungsbeurteilung endgültig. 
Im Fall der Beeinspruchung entscheidet der Dienstgeber bzw die Dienstbehörde über die Leistungsbeur-
teilung. Die individuelle Leistung ist von der oder dem unmittelbaren Vorgesetzten für den vereinbarten 
Zeitraum zu beurteilen. 

Zu § 15: 

Die Bestimmungen über die Kinderzulage entsprechen inhaltlich der geltenden Rechtslage (§ 79 L-BG 
idF des Gesetzes LGBl Nr 44/2015), der Prozentsatz orientiert sich jedoch an einem Einkommensansatz 
des neuen Gehaltssystems. 

Die Habilitationszulage ist als Teil der Spitalsärztezulage ebenfalls bereits im geltenden Recht vorgese-
hen (§ 74a Abs 2 Z 1 L-BG idF des Gesetzes LGBl Nr 67/2015). Ein entsprechender Anreiz wird auch im 
neuen Gehaltssystem für erforderlich erachtet. 

Die Ergänzungszulage für den medizinischen Bereich resultiert aus dem Erfordernis, aus steuerlichen 
Gründen (§ 68 EStG) bestimmte Gehaltsbestandteile gesondert auszuweisen. Bedienstete, bei denen diese 
Gehaltsbestandteile tatsächliche Erschwernisse oder Gefährdungen abgelten sollen, erhalten eine kombi-
nierte Nebengebühr (§ 35 Abs 2 des Entwurfs), die steuerrechtlich begünstigt ist. Solche Bedienstete der 
betroffenen Einkommensbänder, deren Dienst keine zusätzliche Erschwernis- oder Gefahrenabgeltung 
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rechtfertigt, erhalten eine Zulage, die den Unterschied zur eigentlich vorgesehenen Gehaltshöhe dieses 
Einkommensbandes ausgleichen soll. 

Zu § 16: 

Zur Regelung des Pensionsbeitrages wird auf § 80 L-BG verwiesen, der auch auf Beamtinnen und Beam-
ten im neuen Gehaltssystem Anwendung findet. Die Bemessungsgrundlage (§ 80 Abs 3 L-BG) umfasst 
das gesamte Monatseinkommen und jene Nebengebühren, die einen Anspruch auf die Gewährung einer 
Nebengebührenzulage (§§ 60 ff LB-PG) begründen. 

Zu § 17: 

Die Bestimmungen über den Anfall und die Einstellung des Monatseinkommens entsprechen den Inhalten 
des § 50 Abs 1 bis 4 L-VBG. Das Gehaltsrecht der Beamtinnen und Beamten geht derzeit im Unterschied 
von der für Vertragsbedienstete geltenden Rechtslage von einem Wirksamwerden gehaltsrechtlicher Än-
derungen erst zum nächstfolgenden Monatsersten aus. Die notwendige Vereinheitlichung folgt dem Rege-
lungsvorbild des Vertragsbedienstetenrechtes (tagesbezogenes Wirksamwerden von Änderungen). 

Zu § 18: 

Die Bestimmungen über die Fortzahlung der Bezüge während einer Präsenzdienstleistung nach § 36 
Abs 1 HGG 2001 (Truppenübungen, Kaderübungen, freiwillige Waffenübungen und Funktionsdienste, 
außerordentliche Übungen oder Einsatzpräsenzdienst) bleiben inhaltlich unverändert (§ 90 L-BG, § 61 L-
VBG). Da sich der Einkommensansatz 1/1 des Einkommensschemas 1 vom Gehaltsansatz V/2 der Höhe 
nach unterscheidet, wird im Abs 1 letzter Satz ein geänderter Prozentsatz festgelegt, um den gleichen 
Grenzwert zu erreichen. 

Zu § 19: 

Die Auszahlung der Bezüge soll auch im neuen Gehaltssystem grundsätzlich zum Monatsersten erfolgen, 
für das erste Kalenderjahr des Dienstverhältnisses sieht Abs 3 jedoch abweichend davon die Auszahlung 
zum Monatsletzten vor. Bis zur Dauer eines Jahres kann ein Dienstverhältnis unter Wahrung einer Kün-
digungsfrist von weniger als einem Monat gekündigt werden (§ 67 Abs 1 L-VBG), so dass durch eine 
Auszahlung erst im Nachhinein kosten- und verwaltungsintensive Rückforderungen vermieden werden 
können. Da öffentlich-rechtliche Dienstverhältnisse nur mehr in absoluten Ausnahmefällen neu begründet 
werden können (§ 1 Abs 1a L-BG), soll § 19 Abs 3 auf privatrechtliche Dienstverhältnisse beschränkt 
bleiben. 

Zu § 20: 

Diese Bestimmung fasst den Rechtsbestand der §§ 92 L-BG, 50 Abs 7 bis 9 und 55 L-VBG zusammen. 

Zu den §§ 21 und 22: 

Die Regelung über die gestaffelte Fortzahlung des Monatseinkommens an Vertragsbedienstete und Beam-
tinnen bzw Beamte im Krankheitsfall bleibt im Wesentlichen unverändert (vgl §§ 92a L-BG und 60 L-
VBG), im § 21 Abs 1 ist jedoch die im § 60 Abs 1 L-VBG noch enthaltende Mindestdauer des Dienstver-
hältnisses von 14 Tagen als Voraussetzung für die Fortzahlung des Einkommens im Krankheitsfall nicht 
mehr vorgesehen. Außerdem ist keine dem § 60 Abs 10 L-VBG vergleichbare Bestimmung mehr vorge-
sehen, der eine Zurechnung von Zeiten eines Dienstverhältnisses zu einer anderen Gebietskörperschaft 
vorgesehen hat. Während der Dauer der Fortzahlung des Einkommens ruht bei Vertragsbediensteten der 
Anspruch auf Krankengeld (§§ 138 ff ASVG). 

Zu § 23: 

Die Bestimmung über den Abzug von Beiträgen zu kollektivvertragsfähigen Berufsvereinigungen (zB 
Gewerkschaften) bleibt unverändert (§ 93 L-BG, § 50 Abs 6 L-VBG). 

Zu § 24: 

Das Vertragsbedienstetenrecht enthält, abgesehen von der Festlegung einer Verjährungsfrist von drei 
Jahren für die Rückforderung im § 52 Abs 2 L-VBG, derzeit keine dem § 94 L-BG entsprechende Be-
stimmung über den Ersatz zu Unrecht empfangener Leistungen. Im neuen Gehaltssystem ist eine für 
Beamtinnen und Beamte sowie Vertragsbedienstete gleichermaßen geltende Bestimmung vorgesehen, die 
auf die gegenüber Vertragsbediensteten fehlenden Behördenbefugnisse Bedacht nimmt. Die Möglichkeit 
der Ratenzahlung, der Stundung oder des Verzichts auf die Rückforderung soll für alle Bediensteten gel-
ten. 

Zu § 25: 

Diese Bestimmung fasst die in den §§ 95 L-BG und 52 L-VBG getroffenen Regelungen über die Verjäh-
rung von Leistungs- und Rückforderungsansprüchen zusammen. 
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Zu § 26: 

Diese (nur für Beamtinnen und Beamte relevante) Bestimmung entspricht § 96 L-BG. 

Zu § 27: 

Von den bisher vorgesehenen Nebengebühren entfallen die Pauschalvergütung für den verlängerten 
Dienstplan (§ 100 L-BG), die Mehrleistungszulage (§ 104 L-BG), die Belohnung (§ 105 L-BG), die Auf-
wandsentschädigung (§ 108 L-BG) und die Fehlgeldentschädigung (§ 109 L-BG) ersatzlos, da die mit 
diesen Nebengebühren abgegoltenen Erschwernisse bei der Bewertung der Modellstelle berücksichtigt 
worden sind. Die Gefahrenzulage und die Erschwerniszulage werden nur mehr eingeschränkt für jene 
Besonderheiten der Dienstverrichtung gewährt, die nicht bereits durch das Monatseinkommen abgegolten 
sind (vgl die Erläuterungen zu den §§ 33 und 34). Neu vorgesehen sind demgegenüber zusätzliche Abgel-
tung für verlängerte Dienste (§ 4 KA-AZG) sowohl im Rahmen der bisherigen Sonn- und Feiertagsvergü-
tung (jetzt: Abgeltung der Wochenend- und Feiertagstätigkeit, § 30) als auch als gesonderter Fall der 
Erschwernisabgeltung (§ 35 Abs 1). Ebenfalls neu ist die im § 35 Abs 2 vorgesehene kombinierte Er-
schwernis- und Gefahrenabgeltung für bestimmte Bedienstete in medizinischen Bereichen, die wie zB 
Pflegepersonal in Intensiveinheiten mit besonderen Belastungssituationen konfrontiert werden. 

Die bisher im Nebengebührenrecht häufige Bezeichnung einer Vergütung als „Zulage“ wird (mit Aus-
nahme der Sonn- und Feiertagszulage, § 30) vermieden, um eine Verwechslung mit den „echten“ Zula-
gen, die im alten Gehaltsrecht einen Bestandteil des Monatsbezuges bildeten, zu vermeiden. 

Im Übrigen entsprechen die Bestimmungen über die Arten der Nebengebühren und der Pauschalierung 
der bisher geltenden Rechtslage (§ 97 L-BG, § 56 L-VBG). An die Stelle des Gehaltsansatzes V/2 tritt im 
neuen Gehaltssystem der Einkommensansatz der Einkommensstufe 1 des Einkommensbandes 1 entweder 
des Einkommensschemas 1 oder des Einkommensschemas 2. Dieser neue „Grundwert“ wurde auf Grund 
der leichten Merkbarkeit gewählt („1/1“); die unterschiedliche Höhe macht eine Neufestsetzung von bis-
her geltenden Prozentsätzen erforderlich. 

Zu § 28: 

Die Bestimmungen über den Anspruch auf Nebengebühren bei Teilbeschäftigung oder Dienstfreistellung 
bleiben unverändert (§ 98 L-BG, § 56 L-VBG). 

Zu § 29: 

Bemessungsgrundlage der Überstunden-Grundvergütung ist derzeit das Gehalt (bei Beamtinnen und Be-
amten) bzw das Monatsentgelt (bei Vertragsbediensteten) einschließlich bestimmter Zulagen (§ 99 Abs 3 
L-BG, eine Auflistung der einzubeziehenden Zulagen enthält § 97 Abs 3 Z 1 L-BG). Das neu vorgesehe-
ne Monatseinkommen deckt jedoch nicht nur Gehalt (Monatsentgelt) und bestimmte Zulagen ab, sondern 
alle Zulagen (außer der hier nicht relevanten Kinderzulage bzw der Habilitationszulage) und verschiedene 
Nebengebühren. Um eine vergleichbare Berechnungsbasis für die Überstunden-Grundvergütung zu errei-
chen, sieht Abs 3 daher vor, dass als Bemessungsgrundlage ein um 20 % reduziertes Monatseinkommen 
heranzuziehen ist. Für die Mehrstunden, dh für Mehrleistungen von Teilzeitbeschäftigten, mit den die für 
Vollbeschäftigung geltende Wochenstundenanzahl nicht erreicht wird, ist diese Reduktion aus unions-
rechtlichen Gründen nicht vorgesehen, da der EuGH mit Urteil vom 6. Dezember 2007, C-300/06, im Fall 
Voß zu Recht erkannt hat, dass die Stundenentlohnung von Teilbeschäftigten, die Mehrarbeit leisten, 
nicht geringer sein darf als der Stundenlohn von Vollbeschäftigten. Dies gilt jedoch nur bis zum Errei-
chen der für die Vollbeschäftigung geltenden Wochenstundenzahl, dh dass die Grundvergütung nur bis zu 
dieser Grenze aus dem ungekürzten Monatseinkommen berechnet werden muss. 

Die übrigen Bestimmungen über die Überstundenvergütung entsprechen der geltenden Rechtslage (§ 99 
L-BG, § 56 L-VBG). 

Zu § 30: 

Die Bestimmung über die Sonn- und Feiertagsabgeltung (Sonn- und Feiertagszulage) entspricht der gel-
tenden Rechtslage (§ 101 L-BG, § 56 L-VBG; § 30 Abs 1 bis 4). Abs 5 sieht eine von der Geschäftsfüh-
rung der SALK vorgeschlagene neue Abgeltung für solche verlängerten Dienste vor, die am Wochenende 
oder an einem Feiertag beginnen. Hier wird auch eine nach Modellstellen unterschiedliche Festlegung der 
Abgeltung ermöglicht, um ebenfalls einem Anliegen der SALK Rechnung zu tragen. Dadurch können zB 
für Journaldienste von Ärztinnen oder Ärzten andere Stundenwerte festgelegt werden als für solche des 
Pflegepersonals. 
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Zu § 31: 

Die Bestimmungen über die Journaldienstzulage entsprechen in Abs 1 und 2 im Wesentlichen der gelten-
den Rechtslage (§ 102 L-BG, § 56 L-VBG). Zu der im Abs 2 ermöglichten unterschiedlichen Abgeltung 
für verschiedene Modellstellen wird auf die Erläuterungen zu § 30 Abs 5 verwiesen. 

Abs 3 entspricht ebenfalls einem Anliegen der SALK und soll nicht nur eine monatliche Pauschalierung, 
sondern eine jeweils auf einzelne Nacht-, Wochenend- oder Feiertagsdienste bezogene pauschale Ab-
rechnung ermöglichen. Abs 1 gilt auch für diese Nebengebühr, so dass auch allfällige Über- oder Mehr-
stunden sowie Dienstleistungen an Sonn- und Feiertagen damit abgegolten sind. 

Zu § 32: 

Die Bestimmungen über die Bereitschaftsabgeltung bleiben unverändert (§ 103 L-BG, § 56 L-VBG). 

Zu den §§ 33 und 34: 

Die Bestimmungen über die Gefahren- und Erschwernisabgeltung berücksichtigen, dass bestimmte Um-
stände, die im alten System eine solche Entschädigung gerechtfertigt haben, jetzt bereits in der für die 
betroffene Modellstelle geltenden Einkommenshöhe berücksichtigt sind (vgl zB die im § 7 Abs 1 Z 3 des 
Entwurfs genannten Kriterien). Eine entsprechende Abgeltung soll daher abweichend von den §§ 106 und 
107 L-BG nur mehr dann gebühren, wenn der Mehraufwand nicht bereits in der Modellstellen-
Verordnung als spezifische Anforderungsart für die in Betracht kommende Modellstelle angegeben ist. 
Festgehalten wird, dass unter die Gefahren- und Erschwernisabgeltung auch die bisher gewährte Abort-, 
Schmutz-, Tunnel- und Seilzulage zu subsumieren sind. Die bisher nach § 22 Abs 3 und 4 des Salzburger 
Kinderbetreuungsgesetzes 2007 gewährten Zulagen sollen ebenfalls als Erschwernisabgeltung weiter 
gewährt werden. Die Erschwernisse und Gefährdungen in diesem Rahmen wurden in keiner Modellstelle 
abgebildet, sodass eine zusätzliche Abgeltung erforderlich ist. Diese kann nach Maßgabe der steuerrecht-
lichen Rahmenbedingungen (§ 68 EStG) unter Umständen einkommensteuerfrei gewährt werden. 

Zu § 35: 

Eine besondere Art der Erschwernis besteht im Krankenanstaltenbereich durch den Druck, kurzfristig 
ausgefallene Kolleginnen oder Kollegen durch die Übernahme verlängerter Dienste (§ 4 KA-AZG) erset-
zen zu müssen. Diese erhöhte Belastung wird in der Modellstellen-Verordnung nicht abgebildet und soll 
daher gesondert entlohnt werden. Zu der im Abs 2 ermöglichten unterschiedlichen Abgeltung für ver-
schiedene Modellstellen wird auf die Erläuterungen zu § 30 Abs 5 verwiesen. 

Zu § 36: 

Ein Fahrtkostenzuschuss soll auch im neuen Gehaltssystem gewährt werden. Inhaltliche Änderungen sind 
gegenüber der geltenden Rechtslage (§ 110 L-BG, § 56 L-VBG) nicht vorgesehen. 

Zu § 37: 

Die Bestimmungen über die Jubiläumszuwendung entsprechen weitgehend der gemäß § 111 L-BG gel-
tenden Rechtslage (zur Anwendung auf Vertragsbedienstete vgl § 56 L-VBG). Im Abs 2 ist jedoch im 
Sinn einer Umgestaltung zu einer klassischen Treueprämie vorgesehen, dass nur mehr reine Landes-
dienstzeiten zur Berechnung der Voraussetzungen herangezogen werden können. In diesem Zusammen-
hang wird klargestellt, dass auch Zeiten aus einem früheren Dienstverhältnis zum Land zu berücksichti-
gen sind. 

Zu § 38: 

Die Bestimmungen über die Reisegebühren entsprechen der geltenden Rechtslage (§ 112 L-BG, § 56 L-
VBG). 

Zu § 39: 

Die Möglichkeit, in besonderen Notsituationen Bediensteten durch einen Vorschuss oder eine Geldaushil-
fe zu unterstützen, besteht schon bisher (vgl § 113 L-BG, § 62 L-VBG). Die unterschiedlichen Rückzah-
lungsfristen für den Vorschuss (vier Jahre für Beamtinnen und Beamte, 18 Monate für Vertragsbedienste-
te) werden auf vier Jahre vereinheitlicht. 

Zu § 40: 

In Sonderverträgen können wie bisher (§ 71 L-VBG) Bestimmungen vorgesehen werden, die von den 
gesetzlichen Vorgaben abweichen. 

Zu § 41: 

Die bewährte Möglichkeit, die jährlichen Einkommenserhöhungen durch Verordnung vornehmen zu 
können (§ 80a L-BG und § 63 L-VBG), soll auch im neuen System erhalten bleiben. 
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Zu § 42: 

Die im Landesdienst bestehende Pensionskassenregelung (§ §§ 124 L-BG und 70b L-VBG) soll auch im 
neuen Gehaltsschema Anwendung finden. 

Zu § 43: 

Da aus systematischen Gründen der gesamte 8. Abschnitt des L-VBG auf Vertragsbedienstete im neuen 
Gehaltssystem nicht mehr angewendet werden soll (vgl Art IV Z 8), entfällt auch die im § 58 L-VBG 
enthaltene Verweisung auf die für Beamtinnen und Beamte geltenden Bestimmungen über Sachleistun-
gen. Diese Verweisung wird hier ergänzt. 

Abs 2 sieht eine Klarstellung im Zusammenhang mit jenen Sachleistungen vor, die vom Dienstgeber als 
freiwillige Sozialleistung ohne angemessene Vergütung durch die Bediensteten gewährt werden (zB ver-
günstigter Mittagstisch, Parkplätze, Weihnachtsgabe). Diese Leistungen können in vielen Fällen steuerfrei 
gewährt werden und bieten daher sowohl für den Dienstgeber als auch für die Bediensteten Vorteile ge-
genüber Geldleistungen. So können etwa gemäß § 3 Abs 1 EStG 1988 bestimmte Sachzuwendungen, 
nicht aber Geldzahlungen, auch nicht in vergleichbarer Höhe, steuerfrei gewährt werden .§ 3 Abs 1 Z 14 
EStG 1988 sieht etwa vor, dass der geldwerte Vorteil aus der Teilnahme an Betriebsveranstaltungen (zB 
Betriebsausflüge, kulturelle Veranstaltungen, Betriebsfeiern) und die dabei empfangenen üblichen Sach-
zuwendungen nicht zu versteuern sind, soweit die Kosten der Betriebsveranstaltungen und der Sachzu-
wendungen angemessen sind. Diese Bestimmung wird vom Bundesministerium von Finanzen weit ausge-
legt, da zB auch Weihnachtsgeschenke, die ohne Zusammenhang mit einer Betriebsfeier verteilt werden, 
unter diese Bestimmung fallen, wenn sie im Rahmen des Angemessenen bleiben (dh den Wert von 186 € 
je Arbeiternehmerin oder Arbeitnehmer nicht übersteigen, vgl RZ 78 ff der Lohnsteuerrichtlinien 2002). 
Von dieser Möglichkeit macht das Land seit vielen Jahren Gebrauch und übermittelt Bediensteten mit 
Kindern jährlich Gutscheine als Weihnachtsgabe. Diese Praxis soll auch im Gesetz dargestellt werden. 

Zu § 44: 

Bediensteten, deren Dienstverhältnis zum Land vor dem 1. Jänner 2016 begonnen hat, soll die Möglich-
keit eröffnet werden, freiwillig unter Beibehaltung des bisher geltenden Vorrückungs- oder Beförde-
rungsstichtages in das neue Gehaltssystem zu wechseln. Dieser Wechsel kann durch die Abgabe einer 
schriftlichen Erklärung bewirkt werden. Innerhalb des ersten Jahres nach dem Inkrafttreten der neuen 
Bestimmungen abgegebene Erklärungen bewirken den rückwirkenden Wechsel zum 1. Jänner 2016 (§ 47 
Abs 2). Damit soll es den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern ermöglicht werden, sich ohne Zeitdruck für 
das für sie vorteilhaftere Entlohnungssystem zu entscheiden. Bei später abgegebenen Erklärungen ist eine 
höchstens dreimonatige Rückwirkung nur mehr dann vorgesehen, wenn der Systemwechsel aus Anlass 
einer Verwendungsänderung erfolgen soll (Abs 2); auch diese Bestimmung hat den Sinn, den Bedienste-
ten Zeit zur Prüfung ihrer geänderten Situation zu geben und keinen Zeitdruck für die Entscheidung ent-
stehen zu lassen. Das Vermeiden jeder (auch indirekter) Form von Druckausübung auf die Bediensteten 
ist ein wichtiges Anliegen des Gesetzes, das auch ausdrücklich formuliert wird (Abs 7). Weder die 
Dienstbehörde noch der Dienstgeber darf Bedienstete, die im alten Entlohnungssystem bleiben wollen, zu 
einem Wechsel zwingen. So wäre es zB nicht zulässig, Fortbildungsveranstaltungen nur für jene Bediens-
tete vorzusehen, die nach dem neuen Gehaltssystem entlohnt werden, oder in amtsinternen Informationen 
über freie Stellen ausschließlich entlohnungsrechtliche Angaben des neuen Systems vorzusehen. 

Zu § 45: 

Diese Bestimmung entspricht § 128 L-BG bzw § 74 L-VBG und berücksichtigt die durch § 2 des Salz-
burger Landesbediensteten-Zuweisungsgesetzes vorgenommene Sonderregelung für die SALK (Ge-
schäftsführung als Dienstbehörde mit bestimmen Ausnahmen und als Vertreter des Dienstgebers). 

Zu § 46: 

Aus verfassungsrechtlichen Gründen kann auf Bundesnormen nicht dynamisch verwiesen werden. Diese 
Bestimmung normiert daher jene Fassung, in der die im Gesetzestext zitierten Bundesgesetze anzuwen-
den sind. 

Zu § 47: 

Das Gesetz soll mit 1. Jänner 2016 in Kraft treten und für alle Bediensteten gelten, die ab diesem Zeit-
punkt in den Landesdienst aufgenommen werden. Eine längere Legisvakanz ist nicht erforderlich. 

Abs 2 enthält die im Zusammenhang mit der Optionsbestimmung (§ 44) erläuterte Übergangsregelung, 
nach der Bedienstete ein Jahr Zeit haben, um einen Übertritt in das neue Gehaltssystem mit Wirkung vom 
1. Jänner 2016 zu bewirken. 
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Zur Anlage 1: 

Die Tabellen enthalten die für das Jahr 2016 geltenden Einkommensansätze. 

Zur Anlage 2: 

Im § 7 Abs 3 ist vorgesehen, dass die Landesregierung für die einzelnen Bewertungsaspekte abgestufte 
Anforderungsgrade in Form von Textbausteinen festzulegen hat. In der Anlage 2 sind für jeden Bewer-
tungsaspekt gesetzliche Rahmenaussagen vorgesehen, die in der Verordnung nicht über- oder unterschrit-
ten werden dürfen. 

Zu Art II: 

Die Erlassung des Landesbediensteten-Gehaltsgesetzes macht Anpassungen im Salzburger Landes-
Beamtengesetz 1987 (Art II) erforderlich.  

Zu Art II Z 1, 2.1, 4 und 5: 

Derzeit bestehen in der Praxis immer wieder Unklarheiten darüber, für welche Verwendungen im Lan-
desdienst die österreichische Staatsbürgerschaft erforderlich ist, da § 8c L-BG dazu nur generell-abstrakte 
Vorgaben enthält, die der Judikatur des Europäischen Gerichtshofes zu den unionsrechtlichen Bestim-
mungen entnommen wurden (vgl die eingehende Darstellung der Rechtsprechung in den Erläuterungen 
zum EWR-Dienstrechtsanpassungsgesetz, BGBl I Nr 389/1994, BlgNR1506 18. GP). 

Als Lösung wird vorgeschlagen, die österreichische Staatsbürgerschaft dezidiert nur mehr für Bedienstete 
in leitenden Funktionen der Hoheitsverwaltung sowie in gleichwertigen Verwendungen (arg „insbesonde-
re“) vorzusehen (Z 2). Die Befassung mit hoheitsrechtlichen Aufgaben in sachbearbeitender Funktion 
kann also in Hinkunft auch Bediensteten mit anderer Staatsbürgerschaft übertragen werden. 

Für die nicht von § 8c L-BG erfassten Verwendungen wird eine Angleichung an § 4 Abs 1 Z 1 lit b BDG 
1979 in der Fassung der Dienstrechtsnovelle 2011, BGBl I Nr 140/2011, vorgeschlagen. Die Gesetzesma-
terialien (Ausschussbericht BlgNR Nr 1610 XXIV. GP, in Internet auffindbar unter der Adresse: 
http://www.parlament.gv.at/PAKT/VHG/XXIV/I/I_01610/index.shtml) führen dazu folgendes aus: "In 
jenen Bereichen des Bundesdienstes, in denen eine Beschäftigung nicht österreichischen Staatsbürgerin-
nen und Staatsbürgern vorbehalten ist, können bereits jetzt Personen, welche die Staatsangehörigkeit 
eines Landes innehaben, dessen Angehörigen Österreich auf Grund eines Staatsvertrages im Rahmen der 
europäischen Integration dieselben Rechte für den Berufszugang zu gewähren hat wie österreichischen 
Staatsbürgerinnen und Staatsbürgern (Inländerinnen und Inländer), beschäftigt werden. Der Begriff 
„Staatsvertrag im Rahmen der europäischen Integration“ ist dabei weit auszulegen und umfasst nicht nur 
die primärrechtliche Arbeitnehmerfreizügigkeit, sondern auch die einschlägigen Richtlinien, welche Re-
gelungen über den Zugang zum Arbeitsmarkt für Drittstaatsangehörige enthalten. Daher können neben 
Staatsangehörigen der EU-Mitgliedstaaten, der Schweiz, Islands, Liechtensteins und Norwegens auch 
Drittstaatsangehörige auf der Grundlage verschiedener europäischer Rechtsakte (zB Assoziierungsab-
kommen vom 29.12.1964, 1229/1964 mit der Türkei und Beschluss Nr 1/80 des Assoziationsrats 
EWG/Türkei über die Entwicklung der Assoziation vom 19. September 1980, Statusrichtlinie 
2004/83/EG, Daueraufenthaltsrichtlinie 2003/109/EG, Freizügigkeitsrichtlinie 2004/38/EG, etc) im nicht 
vorbehaltenen Bereich beschäftigt werden. Die derzeitige Rechtslage im Dienstrecht des Bundes hat je-
doch im Falle der (erfolgreichen) Bewerbung eines Drittstaatsangehörigen komplexe Prüfungshandlungen 
im Zusammenhang mit Niederlassungs- und Aufenthaltsrecht durch die Dienstbehörde bzw Personalstelle 
zur Folge, die im Wesentlichen bereits durch die zuständigen Niederlassungs- und Aufenthaltsbehörden 
durchgeführt wurden und außerdem durch die Notwendigkeit einer europarechtskonformen Interpretation 
der einschlägigen dienstrechtlichen Regelungen zusätzlich erschwert werden. Daher sollen die dienst-
rechtlichen Ernennungs- bzw Aufnahmeerfordernisse dahin gehend angepasst werden, dass eine Beschäf-
tigung im nicht vorbehaltenen Bereich all jenen Personen möglich ist, die bereits vollen Zugang zum 
österreichischen Arbeitsmarkt genießen, unabhängig von ihrer Staatsbürgerschaft oder der Art ihres Auf-
enthaltstitels. Die Dienstbehörde bzw. Personalstelle kann sich daher hinkünftig auf die Überprüfung des 
Vorliegens eines Aufenthaltstitels, mit dem der unbeschränkte Arbeitsmarktzugang verbunden ist, be-
schränken, wodurch in diesem Bereich eine wesentliche Verwaltungsvereinfachung erreicht werden kann. 
Da solche Aufenthaltstitel notwendigerweise nicht unbefristet sind, sind auch die entsprechenden Endi-
gungsgründe anzupassen. Diese sollen nicht mehr auf den Verlust der Staatsbürgerschaft, sondern allge-
mein auf den nachträglichen Wegfall des Ernennungs- bzw Aufnahmeerfordernisses des Zugangs zum 
österreichischen Arbeitsmarkt abstellen. Ist dieser nicht mehr gegeben, etwa weil der entsprechende Auf-
enthaltstitel nicht verlängert oder entzogen wird, soll das Dienstverhältnis automatisch enden. Flankierend 
wird auch eine entsprechende Meldepflicht der Bediensteten vorgesehen." 

Die zuletzt angesprochene Beendigung des Dienstverhältnisses sowie die entsprechende Meldepflicht 
sieht die Vorlage in den Z 2.1 und 5 vor. 
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Zu Art II Z 2.2, 6 bis 12 und 20: 

Bedienstete, die dem LB-GG unterliegen, erhalten keine Bezüge, sondern ein Monatseinkommen. Die 
hier vorgeschlagenen Änderungen berücksichtigen diese Begriffsänderung. 

Zu Art II Z 3: 

Da die Einstufung der Bediensteten in Dienstzweige entfällt, kann auch bei den Bestimmungen über die 
Grundausbildung bei jenen Bediensteten, auf die das LB-GG Anwendung findet, nicht mehr auf diese 
Einstufung Bezug genommen werden. In diesem Zusammenhang wird darauf hingewiesen, dass zeitnahe 
mit der Einführung des neuen Gehaltssystems auch eine Reform der Grundausbildung vorgenommen 
werden soll. 

Zu Art II Z 13, 14, 17 und 18: 

Durch diese Änderungen wird bewirkt, dass die im Salzburger Landes-Beamtengesetz 1987 enthaltenen 
besoldungsrechtlichen Bestimmungen (mit Ausnahme des mit dem neuen Gehaltssystem nicht im Zu-
sammenhang stehenden 13. Abschnitts) nur mehr auf jene Beamtinnen und Beamte anzuwenden ist, die 
nicht dem LB-GG unterliegen. 

Zu Art II Z 15: 

Seit der Einführung des variablen Teils der Spitalsärztezulage im Jahr 2005 wird dessen Höhe nach den 
gesetzlichen Vorgaben jährlich neu berechnet, von der Landesregierung mit Verordnung festgelegt und 
im Abrechnungsprogramm des Landes neu eingestellt. Dies alles ist mit einem Verwaltungsaufwand 
verbunden, der angesichts der Tatsache nicht mehr zu rechtfertigen ist, dass mit der Erlassung des Lan-
des-Gehaltsgesetzes, das ein völlig neues Entlohnungssystem auch der Spitalsärztinnen und -ärzte vor-
sieht, der Kreis der Bezieherinnen und Bezieher der Spitalsärztezulage jährlich kontinuierlich sinken 
wird. 

Aus diesem Grund wird vorgeschlagen, den variablen Anteil der Spitalsärztezulage ab 1. Jänner 2016 in 
einen feststehenden Anteil umzuwandeln und dem bereits bestehenden feststehenden Anteil, der ebenfalls 
das Monatsentgelt ohne weitere Zulagen (Vertragsbedienstete) bzw das Gehalt (Beamtinnen und Beamte) 
als Bemessungsgrundlage hat, zuzuschlagen. 

Die Höhe wird mit 6,35% festgelegt. Ausgehend von einer durchschnittlichen Entwicklung des variablen 
Teils in den letzten 5 Jahren von -0,056%, wurde die zu erwartende Entwicklung der nächsten 3 Jahre 
vorweggenommen und ein Wert von 0,168 von der derzeitigen Höhe von 6,52% in Abzug gebracht. Die-
ser gilt dann jedoch auf Dauer. 

Zu Art II Z 16: 

§ 83 Abs 4 L-BG sieht eine Berücksichtigung von 60 % der sonstigen (dh nicht ohnehin gemäß § 15b L-
BG zur Gänze für die Vorrückung wirksamen) Karenzurlaubszeiten vor. Diese Bestimmung beruht noch 
auf der Anrechnung von 60 % aller „sonstigen Zeiten“ bei der Ermittlung des Vorrückungsstichtages, die 
vor dem Inkrafttreten der Novelle LGBl Nr 17/2015 gegolten hat, und soll daher entfallen. 

Zu Art II Z 19: 

Der 13. Abschnitt des L-BG soll auch für jene Bedienstete gelten, die dem neuen Gehaltssystem unterlie-
gen, da die dort vorgesehenen Bestimmungen in keinem unmittelbaren Zusammenhang mit der vorge-
nommenen Systemänderung stehen. Da das LB-GG aber Bestimmungen über den Vorschuss und die 
Geldaushilfe enthält (Art I § 39), soll der (inhaltsgleiche) § 113 nur mehr auf Beamtinnen und Beamte im 
alten Gehaltssystem Anwendung finden. 

Zu Art II Z 21: 

Die bisher bestehende Ermächtigung der Dienstbehörde, aus freiem Ermessen zusätzliche besoldungs-
rechtliche Besserstellungen bis zum Ausmaß von zwei Vorrückungsbeträgen zu gewähren, wird auf Be-
amtinnen und Beamte im alten Gehaltssystem eingeschränkt. 

Zu Art II Z 22: 

Die Neuregelung der Spitalsärztezulage (Art II Z 12) erfordert auch eine Anpassung bei der Berechnung 
des Verlustausgleichs, der jenen Ärztinnen und Ärzten gewährt wird, deren Dienstverhältnis vor dem 
1. Jänner 2005 begonnen hat. Die derzeit geltende Spitalsärztezulage-Verordnung 2015, LGBl Nr 
31/2015, verliert durch die vorgeschlagenen Änderungen ihre gesetzliche Grundlage und entfällt daher. 

Zu Art III: 

Im Landesbeamten-Pensionsgesetz werden ausschließlich redaktionelle Änderungen vorgenommen. 
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Zu Art III Z 1: 

Neben dem § 80 L-BG ist auch auf § 16 LB-GG zu verweisen. 

Zu Art III Z 2 bis 6 und 8: 

Wie einleitend dargestellt wird hier jeweils der Begriff des Monatseinkommens ergänzt. Die Z 4 enthält 
überdies eine Zitatanpassung (Berücksichtigung der eigenständigen Pensionsbeitragsbestimmung im § 16 
LB-GG). 

Zu Art III Z 7: 

Die neuen Nebengebührenregelungen werden in der Auflistung der anspruchsbegründenden Nebengebüh-
ren berücksichtig. 

Zu Art IV: 

Die Erlassung des Landesbediensteten-Gehaltsgesetzes macht auch Anpassungen im Landes-
Vertragsbedienstetengesetz 2000 erforderlich. Diese Änderungen bestehen zum einen in der Einschrän-
kung des Anwendungsbereichs der in diesem Gesetz enthaltenen besoldungsrechtlichen Bestimmungen 
auf jene Bediensteten, die nicht dem LB-GG unterliegen (Art IV Z 7 und 8) und zum anderen in der Be-
rücksichtigung des Begriffs „Monatseinkommen“ in zahlreichen Bestimmungen, die sowohl auf Bediens-
tete im alten als auch im neuen Gehaltssystem Anwendung finden (Art IV Z 3 bis 6, 10 und 11). 

Zu Art IV Z 1: 

Die Änderungen sind auch im Inhaltsverzeichnis darzustellen. 

Zu Art IV Z 2, 4 und 12: 

Das Erfordernis der österreichischen Staatsbürgerschaft soll auch bei Vertragsbediensteten nur mehr für 
die Verwendung als Führungskraft in der Hoheitsverwaltung oder vergleichbare Verwendungen gelten, 
vgl die Erläuterungen zu Art II Z 1, 2.1, 4 und 5. Aus diesem Anlass werden zur Klarstellung auch die 
bisher bereits auf Grund der im § 16 Abs 2 L-VBG enthaltenen Verweisung geltenden weiteren Verwen-
dungsbeschränkungen in den Gesetzestext des § 16 L-VBG aufgenommen. 

Zu Art IV Z 3: 

Wie in den Erläuterungen zu Art I §§ 3 und 4 dargestellt worden ist, wird die Zuordnung zu einer Modell-
stelle im Dienstvertrag vorgenommen. Daher ist ein entsprechender Hinweis auch bei jener Bestimmung 
vorzusehen, die den Inhalt des Dienstvertrages regelt. 

Zu Art IV Z 5 bis 8, 13 und 14: 

In verschiedenen dienstrechtlichen Bestimmungen, die auch auf Vertragsbedienstete im neuen Gehalts-
system Anwendung finden, wird auf die der oder dem Vertragsbediensteten gebührenden Bezüge verwie-
sen. Da Vertragsbedienstete im neuen Gehaltssystem keine Bezüge, sondern ein Monatseinkommen er-
halten, sind diese Formulierungen zu ergänzen. 

Zu Art IV Z 9 und 10: 

Die besoldungsrechtlichen Bestimmungen des Landes-Vertragsbedienstetengesetzes 2000 sind in Zukunft 
nur mehr für Bedienstete anzuwenden, die nicht dem LB-GG unterliegen. 

Zu Art IV Z 11 und 15: 

Vgl die Erläuterungen zu Art II Z 15 und 22. 

Zu Art V: 

Im Salzburger Landes-Personalvertretungsgesetz sind Anpassungen im Zusammenhang mit den Aufga-
ben des Zentralausschusses (Art V Z 1) sowie in Bezug auf die Rechte der Personalvertreterinnen und 
Personalvertreter (Art V Z 2 und 3) vorzunehmen. 

Zu Art V Z 1: 

Zu den Maßnahmen, an denen dem Zentralausschuss ein Mitwirkungsrecht zukommt, zählt in Hinkunft 
auch die gegen den Willen einer oder eines Bediensteten erfolgende Zuordnung zu einer anderen Modell-
stelle (Art I § 9 Abs 7). 

Zu Art V Z 2: 

Im Zusammenhang mit der Freistellung von Personalvertreterinnen und Personalvertretern ist die Klar-
stellung erforderlich, dass nicht nur die Bezüge, sondern auch das Monatseinkommen weiterhin gebührt. 
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Zu Art V Z 3: 

Personalvertreterinnen und Personalvertreter dürfen ua nicht gegen ihren Willen in eine andere Dienst-
stelle versetzt oder dienstzugeteilt werden. Im Hinblick auf die gravierenden Auswirkungen, die eine 
andere Modellstellen-Zuordnung haben kann, wird ergänzt, dass auch die Zuordnung einer anderen Mo-
dellstelle für den geschützten Personenkreis nicht ohne Zustimmung möglich ist. 

Zu Art VI: 

Im Salzburger Gleichbehandlungsgesetz ist lediglich eine Ergänzung im § 7 vorzunehmen, der jene 
dienstrechtlichen Einstufungsmaßnahmen demonstrativ auflistet, die diskriminierungsfrei vorzunehmen 
sind (Art VI Z 2). Art VI Z 3 ergänzt zu den bisher erwähnten Monatsbezügen den neuen Begriff des 
Monatseinkommens. 

Zu Art VII:  

Die Entlohnung der Kindergartenpädagoginnen und -pädagogen im Landesdienst wird ebenfalls im LB-
GG geregelt. Die im Salzburger Kinderbetreuungsgesetz 2007 vorgesehenen besoldungsrechtlichen Best-
immungen finden daher nur mehr auf jene Bediensteten Anwendung, die dem alten Gehaltssystem unter-
liegen. 

Zu Art VIII: 

Das Allgemeine Landeshaushaltsgesetz regelt im § 23 die Erstellung des Dienstpostenplans. Diese Be-
stimmung muss an das neue Gehaltssystem angepasst werden. 

 
Die Landesregierung stellt sohin den 
 

Antrag, 
 
der Salzburger Landtag wolle beschließen: 
 
1. Das vorstehende Gesetz wird zum Beschluss erhoben. 
 
2. Die Gesetzesvorlage wird dem Verfassungs- und Verwaltungsausschuss zur Beratung, Berichterstat-

tung und Antragstellung zugewiesen 

 


